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Fantömas 9 - Checkpoint High Security Zone 


Es sollte diesmal anders werden, das Editorial. 
Statt einer „Erklärung“ eine Debatte. Unter uns. 
Und das nicht ohne Grund: Es schien uns schwie- 
rig, strategische Aussagen in Sachen „Sicherheits- 
dispositiv“ zu treffen. Schwieriger als sonst. Jeden- 
falls an dem Punkt, wo es darum geht, radikale Al- 
ternativen zu denken, soziale Kämpfe aufzuspüren, 
die sich diesem Dispositiv entziehen, vielleicht so- 
gar seine Überwindung in Aussicht stellen. „Wo 
bleibt das Positive?“ lautete deshalb die provisori- 
sche Überschrift unserer Debatte. 


Um es gleich vorweg zu nehmen: Es ist nicht so 
einfach mit dem Positiven. Was nicht heißt, dass 
es nicht existiert. Anders jedoch als zum Beispiel 
im Falle der Anerkennungs-, Verteilungs- und An- 
eignungskämpfe, denen wir im letzten Heft nachge- 
gangen sind, haben Kämpfe um und gegen das Si- 
cherheitsdispositiv eine Geschichte, die erst noch 
zu schreiben ist, die noch nicht hinter, sondern 
eben erst vor uns liegt. Natürlich wurde auch frü- 
her schon „Sicherheit“ zum Thema sozialer Ausein- 
andersetzungen und linker Kritik, denken wir nur 
an die späten 1970er Jahre, als der damalige Chef 
des Bundeskriminalamts, Horst Herold, die Rote 
Armee Fraktion und ihre „Symphatisantinnen“ mit 
einem Rasterfahndungssystem jagen wollte, dem er 
den Namen „Sonnenstaat“ gab. Oder denken wir 
an die Mobilisierung für den Boykott der Volkszäh- 
lung in den 1980er Jahren, zu dem sich damals 
ein breites Bündnis zusammenfand, das von der ra- 
dikalen Linken über die erstmals im Bundestag ver- 
tretenen Grünen bis ins liberale Bürgertum reichte. 
Und doch: Wenn wir das Sicherheitsdispositiv zum 
Thema machen, dann deshalb, weil sich zwischen- 
zeitlich Verschiebungen ereignet haben, die es - 
ein Beispiel nur - nicht mehr erlauben, die Regime 
der Sicherheit nur vom Problem der Repression her 
aufzurollen. Auf diese Verschiebungen geben wir 
mit dieser Nummer von Fantömas immerhin einen 
Ausblick, als erste Annäherung an das merkwürdi- 
ge Objekt „Sicherheit“. 


ü 

Den Anfang machen Kaschinski/Spehr mit ihrer 
Durchsicht aktueller „Politiken der Katastrophe“. 
Ihnen folgen vier Beiträge, die spezifischen Ver- 
dichtungen des Sicherheitsdispositivs nachgehen 
(Feyerabend, Lindner, Hermann, Belina, Uniön de 
Vecinos) und dabei auch von denen sprechen, die 
sich ihm zu entziehen suchen. Größeren Raum 
nehmen Fluchten und Widerstände in den vier Bei- 
trägen ein, die sich dem „Sicherheitsrisiko“ wid- 
men, zu dem im Kalkül imperialer Weltordnung der 
Globale Süden und die globale Unterklasse der 
„Überflüssigen“ geworden sind (Reese, Alnasseri, 
Redaktion Autonomie NF, Banse/Seibert). Im letz- 
ten Teil des Hefts öffnen drei Beiträge den Horizont 
einer ausdrücklich theoretischen Kritik des Sicher- 
heitsdispositiv. Hier dienen einerseits die Philoso- 
Phie Foucaults und Agambens, andererseits die Be- 
griffe „Freiheit“ und „Gerechtigkeit“ als Referenz 
(Opitz, Diefenbach, Dieckmann). Los geht's, 
Checkpoint High Security Zone ... 


ji 

Sicher ist in Sachen Sicherheit nur wirklich dies: Es 
gibt im gegenwärtigen Ganzen der sozialen Erfah- 
rung mittlerweile nicht mehr viel, was nichts mit 
Sicherheit zu tun hätte. Das ist, jedenfalls wenn 
man Foucault glaubt, kein Zufall. Im Liberalismus, 
dem hegemonialen Regime von „Regierung“ im ka- 
Pitalistischen globalen Norden, funktioniert Sicher- 
heit als interner Vektor, der die „freiheitlichen“ 
Prinzipien des Liberalismus immer schon in Rich- 
tung Illiberalismus (Kontrolle, Überwachung, Re- 
pression) überschreitet (Opitz). Dies gilt besonders 
für neoliberale Machtregime, die sich als einzig ad- 
äquate Lösung für das schier uferlose Problem der 
allgegenwärtigen Bedrohung der kollektiven und in- 
dividuellen Sicherheit präsentieren. Dabei unterhält 
gerade der Neoliberalismus eine besonders enge 
Bindung zu Gefahren und Risiken: Während Risi- 
ken zur konstitutiven Bedingung für „individuelle 
Entfaltung“ und gesellschaftlichen Fortschritt mu- 
tieren, erleben die meisten das neoliberale Angebot 
als reale Gefährdung des eigenen Überlebens. Neo- 
liberale Gesellschaften sind demnach „Risikogesell- 
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schaften“, in denen Risiken gezielt produziert und 
verwaltet werden. Die Tendenz zur Prekarisierung 
praktisch aller Lebensverhältnisse ist deshalb kein 
Zufall, sondern Strukturmerkmal der „Freiheit“, um 
die es der repressiven Kontrollgesellschaft geht, die 
ja inzwischen weltweit installiert ist und deren Lo- 
gik sich ganz besonders in den Ländern des globa- 
len Südens zu erkennen gibt. 


iv 

Mit den Risiken vervielfältigen sich auch die Ris- 
kanten, die deshalb auf Gebiete außerhalb der 
rechtsstaatlichen Normalität verschoben werden. 
Eine flexible Suspendierung von sozialen und politi- 
schen Rechten produziert ein niederschwelliges 
System des „Ausnahmezustandes“, das insbeson- 
dere dort greift, wo Prekarisierung und Migration, 
Politiken der Verunsicherung und Rassismus inein- 
ander greifen (Diefenbach): Die „Rütli-Schüler“ per- 
sonifizieren stellvertretend die Sorte von Risiko, die 
per Ausweisung und/oder Verengung des Zugangs 
zur eh schon demontierten Sozialversorgung ent- 
schärft werden soll. Das Recht, Rechte zu haben, 
hat in dieser Logik nur, wer innerhalb der hegemo- 
nialen Kontrollräume, der lokalen, regionalen und 
(inter-J)nationalen gated communities lebt - und 
dortselbst nicht übermäßig gefährlich wird. 


V 

Der auf Dauer gestellte globale Sicherheitsnotstand 
stellt auch den Krieg auf Dauer - als Polizeioperati- 
on. Der „Krieg gegen den Terror“ soll die Weltver- 
hältnisse nach dem bipolaren Modell vom „Kampf 
der Kulturen“ umstrukturieren und imperial be- 
herrschbar werden lassen (Alnasseri), „humanitäre 
Interventionen“ und „liberale Protektorate“ verspre- 
chen, die extreme Gewalt einzuhegen, die die 
wachsenden Zonen absoluter Verelendung zu ver- 
wüsten droht (Banse/Seibert). So werden die über- 
flüssig Gemachten „poliziert“, so werden aus sozia- 
len Phänomenen räumliche gemacht, bis nur noch 
interessiert, wo jemand obdachlos, nicht einver- 
standen mit der herrschenden Politik oder aus an- 
deren Gründen „gefährlich“ wird, bis „Integration“ 
als gesellschaftliches Ideal nurmehr antiquiert 
scheint (Belina). So wird aus Entwicklungspolitik 
immer mehr Sicherheitspolitik, der es vor allem um 
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die Abwehr von „Risiken“ wie Menschenfluten und 
Armutsterrorismus geht (Reese). Die neokoloniale 
und imperia(listisch)e Aufteilung der Welt im Zei- 
chen der globalen Verunsicherung wird besonders 
dort sichtbar, wo vermeintliche Naturkatastrophen 
wie Seuchen oder Flutwellen zu einem Instrument 
der imperialen Aneignung neuer Machtbereiche 
werden (Spehr/Kaschinski). Vermeintliche Naturka- 
tastrophen deshalb, weil jede Katastrophe in ihren 
Konsequenzen die soziale Struktur von Gesellschaf- 
ten offen legt: Es sind vor allem die Ausgegrenzten, 
die „Entbehrlichen“, die immer schon Beherrsch- 
ten, die den größten Teil der Last der Katastrophe 
zu tragen haben. Die Naturkatastrophe ist damit in 
ihren Konsequenzen so wenig „natürlich“ wie die 
ökologische Katastrophe in ihren Ursachen. 


vi 

Als weltgesellschaftliche Verhältnisse, die sich kri- 
senhaft reproduzieren und dabei immer neue For- 
men von Herrschaft und Führung ausbilden, be- 
zeichnen Empire und Imperialismus stets auch 
Frontlinien eines Widerstands, an denen die 
„Machtfrage“ auch umgekehrt, zur Frage wenigs- 
tens einer nachhaltigen Schwächung des globalen 
Sicherheitsdispositivs werden kann. Was hypothe- 
tisch in den diffusen Übergängen zwischen Impe- 
rialer Plebs und anti-imperialer Multitude gesucht 
werden kann (Banse/Seibert), stellt sich - im 
Szenario des „Kampfs der Kulturen“ kaum zufällig 
_ im arabischen Raum als konkrete Option eines 
grenzüberschreitenden alternativen „Blocks“, der 
zwischen US-Besatzung und islamitischer Reaktion 
seinen eigenen Weg, den Weg nach draußen sucht 
(Alnasseri). Doch kann es nicht schaden, sich gera- 
de im Übergang von der analytischen zur strategi- 
schen Überlegung, dort also, wo sich die von links 
her wichtigste Frage stellt - „Was tun?” - auS- 
drücklich zu erinnern: an zurückliegende Augenbli- 
cke, in denen sich zu klären schien, was damals zu 
tun möglich und dringlich war (Redaktion Autono- 
mie). Dabei kann es nicht darum gehen, sich über 
Fehler zu erheben, die „vor uns“ gemacht worden 
sind, im Gegenteil: Zu lernen bleibt, dass die Frage 
„Was tun?“ nur von denen beantwortet werden 
kann, die den Mut zum Irrtum auf sich nehmen. 


vii 

Sicherheitspolitik nährt sich nicht zufällig aus einer 
„Ökologie der Angst“ (Opitz), und die wiederum 
führt immer auch auf Metaphern, wissenschaftliche 
Imaginationen und Kollektivsymbole zurück und 
hält diese weiter im Umlauf. „Immunsysteme“, „Vi- 
ren“ und „Infektionen“ fungieren in der metaphori- 
schen Reproduktion von Sicherheitsrisiken und Si- 
cherheitspolitiken als Leitmotiv, das die Abwehr 
des „Nicht-Selbst“, die Ausgrenzung des Anderen 
und die permanente (Selbst-)Kontrolle zu einer bio- 
logischen Notwendigkeit erklärt (Feyerabend). Vor 
dem Hintergrund überall lauernder biologischer und 
sozialer Risiken lässt sich - zusammen mit dem 
quasi als Naturgesetz angerufenen Zwang zur Kos- 
teneinsparung - auch die Notwendigkeit einer zen- 
tralen Erfassung z.B. von „Gesundheitsdaten" 
rechtfertigen: Wer bei Krankheit oder Unfall behan- 
delt werden möchte, muss sich schon mal die 
Überprüfung und zentrale Erfassung seines Lebens- 
stils und die ebenso moralische wie ökonomische 
Sanktionierung „ungesunder“ Verhaltensweisen 
gefallen lassen (Linder). 


vili 

Prädestiniert für die Befolgung der Sicherheitsre- 
geln, für die Bändigung des stets möglichen Aus- 
nahmezustands auch im eigenen Leben ist der/die 
„Selbstunternehmerln”, die proaktiv, selbstreguliert 
und marktgerecht inzwischen auch in dem Feld 
Persönlichkeitsmodell geworden ist, aus dem einst- 
mals alles Unternehmerische per definitionem ver- 
bannt war: dem Feld der sozialen Arbeit. Aus so- 
zialen Einrichtungen werden Dienstleistungsunter- 
nehmen und aus den früheren „KlientInnen“ auto- 
nome Marktteilnehmerlnnen, die allerdings, wenn 
sie - als delinquente Jugendliche beispielsweise - 
zu einem Sicherheitsrisiko werden, weggeschlossen 
und „verwahrt“ werden müssen (Herrmann). 


EDITORIAL 


IX 

All dies ändert jedoch nichts daran: Sicherheit ist 
nicht nur ein Vektor im Innern (neo-)liberaler 
Macht, ist nicht nur eine Herrschaftsmaschine im 
Dienst der neokolonialen Aufteilung der Welt, ist 
nicht nur ein äußerst wirksamer (Selbst-)Kontroll- 
apparat. Sicherheit ist und war immer auch ein 
Wunsch, eine Sehnsucht und ein Grundbedürfnis 
von Menschen: Sicherheit im Sinne des Schutzes 
vor äußerer Bedrohung ist elementar für jede Vor- 
stellung gesellschaftlichen Lebens. Gerade die Ver- 
bindung aus Sicherheit und Freiheit, die uns im 
schlechtesten Sinn der Neoliberalismus anträgt, 
birgt im positivsten Sinn das, was zu wünschen 
und zu erkämpfen bleibt, ist - um die oben zitierte 
Frage aufzugreifen — „das Positive“. Um den Zerfall 
der imperialen Ordnung in eine mörderische Welt- 
unordnung zu stoppen, müssen globale Mehrheiten 
für materielle Freiheitssehnsüchte mobilisiert wer- 
den (Alnasseri), muss nach wie vor für gleiche Le- 
benschancen weltweit gekämpft werden, gegen die 
Aufteilung der Welt in Zonen unterschiedlicher 
„Katastrophensicherheit“ (Kaschinski/Spehr), gegen 
die Abschottung der temporär sicheren Festungen 
von ihrem verwilderten Außen und für gesellschaft- 
liche Solidarbeziehungen, die über die Logik des 
autonomen Marktindividuums hinausweisen. 


Den Bildteil dieses Heftes hat die Münchner Künst- 
lerin Kirsten Kleie gestaltet. Er besteht aus den 
konzeptuellen Fotoserien „dummy“, „privat“, „Heile 
Welt“ und „Verletzter Körperraum“. Über die künst- 
lerische Arbeit von Kirsten Kleie schreiben Petra 
Gerschner und Michael Backmund auf Seite 63. 


Redaktion Fantömas 


P.S.: Auf S. 62 findet ihr ein Glossar, das die eine 
oder andere begriffliche Hürde erleichtern soll. 
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metropolitane 
un-sicherheiten 


über den einbruch überaus realer 
kontrollphantasmen in soziale räume, private 
lebensstile und wissenschaftliche metaphoriken. 
im gegenzug: eine million migrantinnen auf 
den straßen von los angeles. die aufforderung, 
das feld der katastrophe nicht dem thw 

zu überlassen. 


[_] kaschinski/spehr plädieren für eine linke antwort auf die realität 
der katastrophe. 


[_| feyerabend zeigt, wie populäre und wissenschaftliche metaphern 
innere und äußere Sicherheit befördern. 


[_]| /inder warnt vor der in kürze real werdenden zentralen speicherung 
von gesundheits- und verhaltensdaten. 


|_| herrmann macht auf die gleichzeitigkeit von sozialarbeiterischem 
qualitätsmanagement und geschlossener unterbringung aufmerksam. 


|] belina besteht auf der differenz zwischen öffentlichen räumen, 
sozialen kämpfen und ausschlüssen, in new york und anderswo. 


1 uniön de vecinos erzählt von einer million weißer t-shirts 
gegen rassistische us-gesetze. 
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Geflügelte Katastrophen: 
„Gefangene werden nicht gemacht!“ 


Über linken und rechten Umgang mit einem sich häufenden Phänomen 


Von Kai Kaschinski und Christoph Spehr 


Katastrophen sind nicht neu, 
scheinen sich aber in den letz- 
ten Jahren zu häufen. Die Glo- 
balisierung der Welt schließt 
die Globalisierung der Kata- 
strophe mit ein. Während die 
Rechte mit der Naturalisierung 
und den verschiedenen For- 
men von „Katastrophenschutz“ 
darauf antwortet, steht die Lin- 
ke den Katastrophen des 21. 
Jahrhunderts relativ hilflos ge- 
genüber. Warum dies so ist 
und wie sich der aktuelle Kata- 
strophendiskurs darstellt, da- 
rauf geben Kai Kaschinski und 
Christoph Spehr eine Antwort. 


gel werden in den nächsten Mona- 

ten im Nordseeraum brüten, rasten 
und ihr Gefieder wechseln. Viele dieser va- 
gabundierenden Vogelarten tragen mögli- 
cherweise Formen des Virus H5NI in 
sich. Wildvögel tragen auf ihren Zügen 
vermutlich schon seit Jahrtausenden Grip- 
peviren um den Globus, die für sie selbst 
weitgehend harmlos sind. Die Viren haben 
jedoch aufgerüstet. Das Überschreiten der 
Artengrenze, speziell das Übergreifen vom 
Tier auf den Menschen und dann die Ver- 
breitung auch von Mensch zu Mensch, 
passiert schneller und häufiger. Gesund- 
heitsorganisationen, Staaten und Geflü- 
gelindustrie führen seit Jahren einen Krieg 
gegen die viralen Angriffe, dem nicht nur 
Zuchtgeflügel zum Opfer fällt. Die Vogel- 
grippe gilt vielen auch als moderne Seuche 
im Wartestand. 


F: ist Frühling. Allein 10 Mio. Zugvö- 


„Holt sie runter!“ 


Die öffentlichen Reaktionen auf das The- 
ma sind von eiliger Hilflosigkeit geprägt. 
Teile der Wissenschaft, fast alle populären 
Medien und eine ganze Reihe von Politike- 
rinnen verbreiten ein paar Wochen lang 
ein Katastrophenszenario, das Millionen 
möglicher Todesfälle durch die Vogelgrip- 
pe erwartet, und vergessen das Thema 
dann wieder vollständig. Kleintierhalter 
evakuieren ihre Lieblinge in die Tierheime, 
Katzen werden auf offener Straße vorbeu- 
gend erschossen. Freilandhühner werden 
vom Landwirtschaftsministerium zurück 
in die Ställe befohlen. Der Geflügelumsatz 
sinkt um 15%, erste Entlassungen haben 
in der Branche stattgefunden. Die einge- 
schlossenen Freilandhühner beginnen 
sich wie ihre Artgenossen aus den Lege- 
batterien die Federn auszurupfen und re- 
duzieren ihre Eierproduktion. Die Regie- 
rung entsendet Truppenteile der Bundes- 
wehr nach Rügen. Erste Vogelgrippe-Fälle 
in sächsischen Zuchtfarmen ziehen Mas- 
senkeulungen nach sich. Die Schlacht 
wird militärisch geführt. Während manche 
am liebsten die Zugvögel gleich vor der 
Küste abschießen würden („Holt sie run- 
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ter!"), gilt für das Zuchtgeflügel: „Gefange- 
ne werden nicht gemacht!“. Dass es sich 
bei den toten Rügener Singschwänen gar 
nicht um Zugvögel handelt, interessiert 
niemanden so recht. Nach einigen Wo- 
chen hitchcock-artiger Panik („Da sind 
Vögel!“) flaut der Zustand öffentlicher Er- 
regung dann ab, bevor sich eine sinnvolle 
Diskussion über Ursachen und Problemlö- 
sungen durchsetzen kann. 


Wenn nicht mehr 
„alles aus“ ist 


Dass Katastrophen zu einem stetigen Ge- 
genstand von Politik werden, dass das Le- 
ben mit der Katastrophe zur Realität einer 
frisch globalisierten Welt gehört, ist kaum 
zu übersehen. Unglücklicherweise tut sich 
die Rechte mit dieser Erkenntnis wesent- 
lich leichter als die Linke. Rechte Reak- 
tionsweisen auf Katastrophen, gern in 
schönfärberischer Weise als „Katastro- 
phenschutz“ ausgegeben, spulen das ab, 
was rechte Politik sowieso gerne tut: Bür- 
gerrechte beschränken, absondern, über- 
wachen; Menschen entmündigen, demo- 
kratische Strukturen entmachten, Hand- 
lungskompetenz an direkt unterstellte 
„special forces“ abgeben; Hilfsmaßnah- 
men und Prävention auf die Wohlhaben- 
den konzentrieren, global wie national; 
und nichts tun solange die privatwirt- 
schaftlichen und staatlichen Kosten der 
Katastrophe nicht eindeutig die Kosten 
vorbeugender Maßnahmen übersteigen. 
Eine linke Katastrophenschutzpolitik 
ist dagegen derzeit nicht wirklich zu se- 
hen. Zu tief sitzt das Erbe der 1970er Jah- 
re, als die Umwelt-, Friedens- und Anti- 
AKW-Bewegung ihre Kampagnen auf die 
Androhung der finalen Katastrophe auf- 
bauten. Der Atomkrieg, der Super-Gau 
und nichts weniger als das Aussterben der 
Menschheit wurden herangezogen, um 
Massenmobilisierungen zu erreichen. Dies 
hatte jedoch zwei problematische Wirkun- 
gen. Zum einen führte die Tatsache, dass 
wir immer noch kollektiv am Leben sind, 
auf die Dauer zur Abstumpfung dieser Mo- 
bilisierungsmethode. Dass viele Risiken 
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gerade durch die Aktivität von Bewegun- 
gen verringert werden konnten, dass „aus 
Dusel“ ausgelöste Atomkriege in den 
1950er und 1960er Jahren sehr reale 
Möglichkeiten waren und dass Sicher- 
heitsstandards in den Kernkraftwerken nur 
aufgrund der breiten Anti-AKW-Proteste 
extrem verschärft wurden, ging nicht ins 
kollektive Gedächtnis ein. Stattdessen 
setzte sich der Eindruck fest, als hätte die 
Linke ständig bloß Panik gemacht. 

Zum anderen konzentrierte man sich 
auf Katastrophen, die sehr deutlich durch 
einfache politische Entscheidungen ver- 
mieden werden konnten - durch Atomaus- 
stieg, Abrüstung, Umweltauflagen. Hier 
sahen alle anderen Aspekte von Katastro- 
phenschutzpolitik (Versorgung, medizini- 
sche Betreuung, Aufklärung, Bevölke- 
rungstraining, Kriseneinsatzkräfte, wis- 
senschaftliche Ursachen- und Risikofor- 
schung etc.) schlicht zynisch aus — wie in 
den Aufklärungsfilmen, die NATO-Regie- 
rungen in den 1950er Jahren unter Titeln 
wie „Dug and Cover“ drehten und die 
empfahlen, im Falle eines Atombomben- 
angriffes einen Graben auszuheben und 
sich die Aktentasche über den Kopf zu 
halten. Es wurde Bestandteil politischer 
Reaktionsmuster der Linken, sich genau 
mit solchen Fragen nicht zu beschäftigen. 
Risikobegrenzung und Krisenmanagement 
galten als reaktionär. Wenn es passiert, 
ist sowieso „alles aus“: Das war die For- 
mel. 

Katastrophen sind jedoch ein Normal- 
fall. Sie passieren immer wieder und ihr 
Eintreten repräsentiert nicht nur das 
Scheitern kapitalistischer Gesellschafts- 
ordnungen. Im Realsozialismus hat die 
Katastrophe genauso wie auch im Mittel- 
alter ihr Unwesen getrieben. 

Die Palette der spontanen Katastro- 
phen des 21. Jahrhunderts ist erschre- 
ckend lang. Da wären „Naturkatastro- 
phen“ wie der Tsunami im Indischen Oze- 
an vom Dezember 2004 mit vermutlich 
über 200.000 Toten; die Zerstörung von 
New Orleans durch den Hurrikan „Katri- 
na“ im August 2005 mit schätzungsweise 
1.000 Toten; die Erdbeben in Indien und 
Pakistan im Oktober 2005 mit vermutlich 
80-90.000 Toten. Die eigentlichen „Ursa- 
chen“ liegen bei „Naturkatastrophen“ au- 
Berhalb menschlichen Einflusses, die Fol- 
gen jedoch nicht. Wer arm ist, stirbt, lau- 
tet die einfache Regel. Das beginnt schon 
mit der Tatsache: Wer arm ist, wohnt 
falsch - nämlich dort wo es gefährlich ist, 
in Häusern die leicht einstürzen und in So- 
zialsystemen, die schon im Alltag kaum 
vernünftige Versorgung gewährleisten. 
Jede Form der Katastrophe, egal ob sie 
spontan oder kontinuierlich auftritt, ver- 
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deutlicht mit ihren Konsequenzen die So- 
ziale Struktur von Gesellschaften. 

Die Katastrophen des 21. Jahrhunderts 
sind in ein komplexes soziales und globali- 
siertes Geflecht eingebunden. Zumindest 
die Häufung von Hurrikans, eventuell auch 
ihre Stärke, kann mit menschlich erzeugter 
Klimaveränderung zusammenhängen. Die 
Verwandlung des Elbhochwassers in eine 
Überschwemmung folgt denselben Mus- 
tern wie die Verwandlung pazifischer Flut- 
wellen in die Auslöschung ganzer Küsten- 
regionen. Künstliche Flussbegradigungen 
und Versiegelung natürlicher Über- 
schwemmungsgebiete hierzulande, Abhol- 
zung von Mangrovenwäldern zugunsten 
von Aquafarming und Tourismus in Süd- 
ostasien: Die Ökonomie geht erhöhte Kata- 
strophenrisiken bewusst ein und führt sie 
herbei. Die Privatisierung von Reichtum 
und die Sozialisierung von Risiken bündelt 
sich schlaglichtartig in den „Jagdszenen" 
in New Orleans, wo Sicherheitskräfte 
nichts besseres zu tun hatten als auf 
schwarze Jugendliche zu schießen, die 
elektronische Geräte aus überschwemm- 
ten Läden klauten, oder sogar auf Men- 
schen, die in Supermärkte einbrachen, um 
sich inmitten der Katastrophe noch versor- 
gen zu können. 


Die verdammten Biester: 
Seuchen und Globalisierung 


Eine besonders beunruhigende Form der 
Katastrophen des 21. Jahrhunderts ist die 
Wiederkehr der Seuchen. Das Beispiel der 
Vogelgrippe zeigt, wie die Entstehung und 
Ausbreitung moderner Seuchen unmittel- 
bar in die Veränderungen der globalisierten 
Ökologie und Ökonomie eingebettet ist. Die 
Vogelgrippe ist keine Erfindung des globa- 
len Kapitalismus. Ihre Verwandlung in eine 
potenzielle globale Katastrophe ist jedoch 
ein direktes Produkt seiner Produktions- 
und Verkehrsformen. 

Grippe ist eine Krankheit, die durch den 
Befall mit Viren entsteht. Viren haben im 
Unterschied zu Bakterien keinen eigenen 
Stoffwechsel. Sie können zwar häufig lange 
ohne Wirtstier „schlafen“ oder in kleinen 
Reservoirs unauffällig überleben, sind aber 
prinzipiell davon abhängig, einen Wirt zu 
finden. Viren verbinden deshalb morpholo- 
gische Einfachheit mit hoher Evolutionsge- 
schwindigkeit. Während Tiere und Men- 
schen über Mechanismen verfügen, die ge- 
netische Mutationen stark begrenzen (weil 
das Risiko schädlicher Auswirkungen bei 
komplexen Organismen hoch ist), be- 
schleunigen Viren ihre Mutationshäufig- 
keit, um so mit immer neuer biochemi- 
scher Gestalt in Wirtstiere eindringen und 
Immunabwehren überwinden zu können. 


Dennoch ist nicht jeder Virus zwangswei- 
se schädlich für seinen Wirt. Bei vielen 
Wasservögeln sind Grippe-Viren ende- 
misch, ohne dass die Vögel davon beein- 
trächtigt werden. Daneben leisten Viren 
vermutlich einen wichtigen Beitrag zur 
Evolution indem sie genetische Informa- 
tionen von Art zu Art transportieren. Er- 
krankungen entstehen, wenn die Vogel- 
grippe-Viren Artengrenzen überspringen 
oder genetische Veränderungen erfahren, 
so dass die Viren echte körperliche Fehl- 
funktionen auslösen. Dann können Viren, 
obwohl sie abhängig von ihren Wirten, 
sind eine tödliche Gefahr für diese wer- 
den. Wenn der Erreger zudem so mutiert, 
dass die Individuen dieser neu befallenen 
Tierart sich auch gegenseitig anstecken 
können, existiert eine potenzielle Tierseu- 
che. In der „freien Wildbahn“ (oder de- 
zentral-kleinbäuerlicher Landwirtschaft) 
unterliegt die Verbreitung von Epidemien 
allerdings anderen Bedingungen als in der 
industrialisierten Landwirtschaft. 

Formen der Grippe befallen Menschen 
und Tiere. Der Grippe-Pandemie der Jah- 
re 1918-1919 fielen weltweit zwischen 
AO und 100 Mio. Menschen zum Opfer. 
Die Grippe tritt, wie viele andere Krank- 
heiten auch, einerseits häufig und rhyth- 
misch auf, kann jedoch katastrophale 
Züge annehmen, wenn sie auf gesell- 
schaftlich geschwächte Abwehrsysteme 
trifft. 1918 waren die Menschen massen- 
haft von Krieg und Nachkrieg erschöpft, 
unterversorgt, in ihrem Immunsystem ge- 
schwächt, während gleichzeitig die De- 
mobilisierung enorme Verbreitungsvekto- 
ren für Grippeviren bereitstellte. Gestor- 
ben wird an Atemwegserkrankung, se- 
kundären Infektionen, Lungenentzün- 
dung. 

Die „Schnelle Atemwegserkrankung“ 
SARS, die 2003 durch China und Südost- 
asien fegte, gab einen Vorgeschmack auf 
das tödliche Potenzial der Vogelgrippe. 
Auch SARS stellte sich als Viruserkran- 
kung heraus, der das Überspringen der 
Artenschranke zwischen Tier und Mensch 
zugrunde lag, im Fall von SARS zwischen 
bestimmten essbaren Kleinnagern und 
Menschen. SARS ließ sich jedoch ver- 
gleichsweise gut mit den klassischen Me- 
thoden der Isolierung und Quarantäne be- 
kämpfen, was bei Grippe kaum funktio- 


niert. 
Grippe ist sehr viel ansteckender, und 


Infizierte sind tagelang hochansteckend, 
bevor sie selbst irgendwelche Symptome 
zeigen. Die mögliche Entstehung eines für 
den Menschen gefährlichen H5NIErre- 
gers (Vogelgrippe-Erregers) würde sich in 
eine lange Liste von Massenerkrankungen 
einreihen, die sich in den letzten Jahren 


drastisch ausgebreitet haben. HIV, Chole- 
ra und Hepatitis sind vielleicht die be- 
kanntesten davon. Mit der sich zuneh- 
mend verschärfenden Verarmung weiter 
Teile der Bevölkerungen im globalen Sü- 
den und dem Zusammenbruch ihrer Ge- 
sellschaften hat sich die Gesundheitssi- 
tuation ebenfalls verschlechtert. In Regio- 
nen, in denen durch Krieg und ökonomi- 
sche Ausbeutung die soziale und medizini- 
sche Infrastruktur zerstört wurde, oder in 
den Slium-Cities der urbanen Verdich- 
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Mischung von Geflügel- und Schweine- 
zucht auf engem Raum), als günstige Vor- 
aussetzung angesehen. Zum einen gibt es 
in solchen Regionen wie in Guandong in 
Südchina ausreichend Federvieh, in dem 
die Viren unterschiedlichste Mutationen 
durchlaufen können. Daneben werden die 
Anpassungsfähigkeiten der Viren durch 
den umfangreichen Einsatz von Medika- 
menten in der Massentierhaltung extrem 
gefördert. Die Vögel werden quasi evolu- 
tionsbiologisch gegen gängige Medika- 


ein Element. Die Seuchen des 21. Jahr- 
hunderts erhalten ihr Gefahrenpotential 
für den Menschen durch die sozialen Be- 
dingungen einer globalisierten Ökonomie 
und deren destruktive Aspekte in Hinblick 
auf das gesellschaftliche Naturverhältnis. 
Eine Massentierhaltung, die dem Futter 
der Tiere legal oder illegal Antibiotika und 
andere Medikamente beimengt allein um 
ihre Fleischproduktion zu steigern oder zu 
verhindern, dass sie bei einem lauteren 
Geräusch tot umfallen, untergräbt jede 


tungsräume haben Epidemien ein leichtes 
Spiel. 

Das moderne Agro-Business mit seinen 
Zentren industrieller Massentierhaltung 
kommt der Entstehung und Verbreitung 
globaler Seuchen entgegen. Für die Ent- 
wicklung einer gefährlichen Form der Vo- 
gelgrippe wird insbesondere die Kombina- 
tion von Zentren agro-industrieller Mas- 
sentierhaltung mit einer kleinbäuerlichen 
Peripherie, wo Menschen und Tiere in en- 
gem Kontakt stehen (und zusätzlich die 


mente geimpft, indem sie immer wieder 
neue Resistenzen entwickeln müssen. 
Und nicht zuletzt kommen die Viren in der 
benachbarten kleinbäuerlichen Landwirt- 
schaft leicht in Kontakt mit Menschen. Je 
mangelhafter der Gesundheitszustand die- 
ser Menschen ist, umso schneller infizie- 
ren sie sich und umso gravierender kann 
der Krankheitsverlauf werden. 

Die Mutation des H5NI1-Virus in eine 
den Menschen infizierende und gefähr- 
dende Variante ist in diesem Szenario nur 


Gesundheitsvorsorge. Hier werden Viren 
gezüchtet, denen herkömmliche Medika- 
mente nichts mehr anhaben können. Vi- 
ren, die sich über globale Tiertransporte 
und den Reiseverkehr problemlos verbrei- 
ten können. Gesellschaften, die durch Ver- 
armung und fehlende medizinische Infra- 
strukturen gekennzeichnet sind, sind für 
die daraus resultierenden Epidemien am 
anfälligsten. Aber nicht nur in Guandong 
entstehen Vogelgrippe-Erreger. In zuneh- 
mendem Maße treten in den letzten Jah- 
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ren US-amerikanische und europäische 
Massentierhaltungs-Zentren als „Wirtsme- 
tropolen“ hervor. Massenschlachtungen 
als Reaktion auf den Virenbefall der Vieh- 
bestände wie derzeit in Sachsen sind seit 
langem relativ unbemerkt an der Tages- 
ordnung. Mit dieser Politik der Katastro- 
phenbekämpfung wird jedoch keine Ursa- 
che der Vogelgrippe beseitigt. Die Kata- 
strophe wird nur aufgeschoben. 


Die Katastrophe als Film 


Die populäre Rezeption der Katastrophe 
ist bis heute durch christliche Bilder be- 
einflusst. In diesen ist bereits die Span- 
nung enthalten zwischen zwei Polen der 
Deutung: Dem Ereignis, das einfach nur 
hingenommen werden kann und dessen 
„Sinn“ höchstens in der Prüfung liegt, die 
den Menschen dadurch auferlegt wird - 
und dem Ereignis, das auf etwas reagiert, 
das die „Strafe“ für eine „Sünde“ ist, die 
Folge von und Quittung für etwas, was seit 
langem schief liegt. Industrialisierung und 
Technisierung säkularisieren diese Deu- 
tungsmuster, behalten sie aber in verän- 
derter Form bei. 

Die bekannteste Wendemarke in die- 
sem Prozess der Säkularisierung der Kata- 
strophe war der Untergang der Titanic. Im 
Mittelpunkt der modernen Katastrophe 
steht nun das Scheitern der technologi- 
schen Kontrolle von Natur. Den einen ist 
die Katastrophe dabei ein bedauerliches 
Durchgangsstadium, eine „Prüfung“ auf 
dem Weg zu noch besserer Naturbeherr- 
schung. Den anderen ist sie „Strafe“ für ei- 
nen „Sündenfall“: für den Leichtsinn feh- 
lender Folgenabschätzung, die Skrupello- 
sigkeit der Profitgier, den Hochmut unre- 
flektierter, immer weiter gesteigerter Ein- 
griffstiefe. Der zeitgenössische Katastro- 
phenfilm, der seit „Independence Day“ ein 
Lieblings-Genre der 50er Jahre wieder 
aufleben lässt, zeigt das Gegeneinander 
dieser Deutungsmuster, genauso wie die 
typischen Politiker-Reaktionen es benut- 
zen. Die Katastrophe schweißt zusam- 
men, und sie legt die Suche nach Sünden- 
böcken nahe. 

Die Katastrophe stellt die Determinan- 
ten des gesellschaftlichen Naturverhältnis 
in Frage. In der griechischen Tragödie ist 
es der Tod des Helden, der eine Wende 
der Geschehnisse einleitet. In seinem Tod 
kulminiert die Krise. In der Industriege- 
sellschaft ist diese Krise eine der Natur- 
beherrschung, des Verlustes an techno- 
logischer Kontrolle und letztlich politi- 
scher Stabilität. Die Katastrophe repräsen- 
tiert das Scheitern der jeweiligen gesell- 


schaftlichen Organisation des Zugriffs auf 
Natur. 
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Heute gilt: Die Hoffnung auf den „reini- 
genden“, „kathartischen“ Effekt der Kata- 
strophe, auf die Katastrophe als Neuan- 
fang, ist eine reaktionäre Hoffnung. Sie ist 
der Mythos und die Praxis rechter Politik. 
Wenn die Linke sich nicht dazu bequemt, 
Katastrophen vermeiden, verhindern, be- 
grenzen zu wollen, das Spektrum gesell- 
schaftlicher Wahlmöglichkeiten zu vertei- 
digen gegen sein Abfackeln zugunsten glo- 
baler Notverwaltung - die Rechte wird es 
nicht tun. Sie lebt ganz gut mit der Kata- 
strophe. 


Mit der Katastrophe leben 


Im Laufe der letzten Jahre ist das Katastro- 
phen-Management zu einem zentralen Mo- 
ment internationaler Politik geworden. In 
einer Politik, die die Krise einkalkuliert, 
sind ökonomische Ressourcen und die Fä- 
higkeit, die eigene Sicherheit zu gewähr- 
leisten, entscheidend. Die koloniale Auftei- 
lung der Erde in unterschiedlich relevante 
„Entwicklungszonen“ beinhaltet die Defini- 
tion von Zonen unterschiedlicher „Katastro- 
phensicherheit“. Katastrophenschutz wird 
so zu einem Instrument internationaler 
Herrschaft. Die Verweigerung von „Hilfe“ 
kann in dieser Situation so gefährlich sein 
wie die „Entwicklungshilfe“ selbst. Kata- 
strophen sind in diesem politischen Den- 
ken keine zu vermeidenden Entwicklungen. 
Sie sind politisch nutzbare Mechanismen 
zur Aneignung neuer Machtbereiche. Nach 
den von den UN deklarierten Dekaden der 
Entwicklung und ihrem Scheitern wird es 
für einen immer größeren Teil der Weltbe- 
völkerung existenziell bedrohlich. Armut, 
Hunger, Verödung, Klimaveränderung und 
die Zerstörung ganzer Ökosysteme schrei- 
ten in Zeiten der neoliberalen Globalisie- 
rung rasant voran. 

Im Kontext kolonialer Machtbestrebun- 
gen sind diese Entwicklungen die Aus- 
gangsbasis für eine zynische Politik, die 
die Katastrophe als Chance begreift. Wie- 
deraufbau ist eine gängige Form von Wirt- 
schaftsförderung geworden, etwa für die 
US-Bauindustrie nach den Kriegen in 
Afghanistan und Irak. Die Massenschlach- 
tungen als Reaktion auf die Vogelgrippe 
vernichten bäuerliche Existenzgrundlagen 
und verstärken die industrielle Konzentra- 
tion. Seuchen treffen arme Bevölkerungs- 
gruppen, die nationalen Regierungen oft 
ohnehin als „überflüssig“ gelten, und zie- 
hen dann internationale Hilfsgelder an, die 
strukturpolitisch willkommen sind. Die 
Katastrophe ist das unwidersprechbare 
Einfallstor für „governance“ - ein Ge- 
schäft, in das auch global operierende 
NGOs gewollt oder ungewollt hineingezo- 
gen werden, die z.B. nach dem Tsunami 


faktisch zu regionalen Parallel-Institu- 
tionen wurden, als Ersatz für fehlende 
Strukturen Öffentlicher Daseinsvorsorge. 
Die globale Katastrophengesellschaft ist 
auch eine neue Form globaler Gesell- 
schaft, in der neue Strukturen von Enteig- 
nung und Transfer, Staatlichkeit und Ent- 
staatlichung, globaler Sozialpolitik und Öf- 
fentlicher Entdemokratisierung sich entwi- 
ckeln. 

Diese Katastrophenpolitik fügt sich in 
den Verteilungskampf um die Weltneuord- 
nungspolitik nach 1989 zwischen den 
Metropolen und nun zwischen den Metro- 
polen und China ein. Die einhergehenden 
Interessenskonflikte werden mit der Be- 
reitschaft, Regionen der Ausbeutung und 
den damit einhergehenden Katastrophen 
auszuliefern, geführt. Sie ziehen die Des- 
tabilisierung und Zerstörung von sozialen 
und ökonomischen Infrastrukturen ebenso 
wie die so genannten Katastrophenhilfen 
als politisches Instrument heran. Versi- 
cherungsunternehmen sind hierbei die 
Global-Player, denen die Aufgabe zufällt, 
die Auswirkungen dieser Entwicklungen 
für den Norden zu regulieren. Sie steuern 
die Okonomie und Planung der Katastro- 
phen. Die Unternehmen haben dabei wie 
auch die Regierungen doppelschneidige 
Interessen. Sie brauchen die Katastrophe- 
nängste und Sicherheitsbedrohungen für 
ihre Existenz. Dennoch müssen sich die 
Schäden bei den Versicherten betriebs- 
und volkswirtschaftlich in Grenzen halten. 
Die von den Versicherungen finanzierte 
Katastrophenforschung sichert in diesem 
Zwiespalt die Zukunft katastrophaler Poli- 
tiken ab. Es werden Grenzwerte ermittelt, 
die den Schaden und Nutzen von Kata- 
strophenereignissen und Präventionsmaß- 
nahmen bestimmen sollen. Strategien von 
Regierungen und Versicherungen sollen 
die Katastrophe planbar machen. Denn 
nur die planmäßige Katastrophe lässt sich 
letztlich politisch sinnvoll nutzen. 

Die Linke muss sich darauf einstellen, 
dass wir längst mit der Katastrophe leben. 
Politik ist gefragt. Wer das Vermeiden von 
Katastrophen und den Schutz in der Kata- 
strophe gegeneinander ausspielen will, 
wird verlieren. Die Eckpunkte einer linken 
Katastrophenschutz-Politik sind im Grun- 
de klar: Sie besteht, im Unterschied zur 
rechten Katastrophen-Politik, auf der Ver- 
teidigung der Bürgerrechte und demokrati- 
schen Strukturen, sie versucht Gefahren 
klar zu benennen und nicht blinde Panik 
auszulösen. Sie richtet sich gegen das Ab- 
wälzen der Kosten auf die Schwachen 
(vor, in und nach der Katastrophe), sie 
kämpft für Gleichheit der Lebenschancen, 
für nationale und globale Gerechtigkeit in 
der Katastrophe. Sie orientiert auf inte- 
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grierte, kooperative Lösungen unter Füh- 
rung der lokalen und regionalen Bevölke- 
rung und aktiver Beteiligung der Betroffe- 
nen - anstelle die Menschen zum Objekt 
zu machen, setzt sie auf die Entfaltung von 
deren Kompetenz. Und sie setzt auf das 
Vermeiden von Katastrophen durch die 
Veränderung von Strukturen, welche sie 
begünstigen, auch wenn das bedeutet, 
überkommene Strukturen von Macht, Ei- 
gentum und Privileg zu verändern. 

All dies gilt vor, in und nach der Kata- 
Strophe. Katastrophenpolitische Kompe- 
tenz wird zu einer linken Schlüsselkonse- 
quenz. Nur dadurch lassen sich Bündnis- 
se und Widerstand organisieren, die aus 
der Normalität der Katastrophe ausbre- 
chen. Das zu tun was nötig ist, damit nie- 
mand aus vermeidbaren Gründen stirbt, 
und zwar weltweit: So hoch dieses Ziel ge- 
steckt sein mag, so unerlässlich ist es. Es 
ist eine der Kernfragen demokratischer 
Moral im 21. Jahrhundert. 


Kai Kaschinski ist Dozent in der Erwach- 
senenbildung. Christoph Spehr ist Histo- 
riker und z.Zt. Mitarbeiter der Linkspartei 
im Arbeitsbereich Parteibildung. Beide 
sind Redakteure der „alaska - Zeitschrift 
für Internationalismus“ und leben in Bre- 
men. 
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Invasion der Mikroben 


Immunologische Diskurse zwischen Gefahrenabwehr und Selbstkontrolle 


Von Erika Feyerabend 


Der 11. September und die 
nachfolgenden Berichte über 
den Terrorismus des 21. Jahr- 
hunderts, den so genannten 
Bio-Terror, sind bis heute im 
kollektiven Gedächtnis und 
gelten als eine Art Realitäts- 
schock der westlichen Zivilisa- 
tion. Denn: Ihre inszenierte 
Ökonomische, politische und 
militärische Überlegenheit ist 
dahin. Nicht erst, aber eben 
auch seitdem liefert das Kol- 
lektivsymbol „Virus/Infektion“ 
eine Metapher, um in den ver- 
schiedensten Diskursen über 
„Terroristen“, wissenschaftlich 
identifizierte „Mikroben“ und 
verloren gegangene Grenzpos- 
ten zu sprechen. Am Beispiel 
der Bedrohung durch Viren 
und „Bio-Terror“ interessiert 
Erika Feyerabend nicht die 
Frage, wie real die Gefahr glo- 
bal zirkulierender Erreger oder 
Anschläge ist, sondern welche 
populären und wissenschaftli- 
chen Imaginationen mit diesen 
Ereignissen transportiert und 
politisch wirksam werden. 
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edrohungen und Sicherheitsverlus- 
BR: scheinen das alltägliche und ge- 

sellschaftliche Leben zu bestim- 
men. Nicht nur Arbeitsplätze und die Halt- 
barkeit der Sozialversicherungssysteme 
gelten als bedroht oder strapaziert - in der 
Regel durch eine überalterte Bevölkerung. 
Auch die Kommunikation wird seit Com- 
puterviren wie ILOVEYOU als gefährdet 
wahrgenommen. Sex außerhalb der ohne- 
hin schwindenden Langzeit-Beziehungen 
wird im Zeitalter von AIDS von berufenen 
Experten als bedenklich eingestuft. Über- 
haupt die Gesundheit, sie ist permanent 
bedroht, durch nachlässigen Lebensstil, 
bekannte und unbekannte Krankheitserre- 
ger und ganz aktuell - virusverseuchtes 
Hühnerfleisch. 


Willkommen in der 
Wüste des Realen 


Der Film Matrix (1999) entwirft eine von 
einem gigantischen Computer geschaffene 
„Wirklichkeit“. Als der Held der Geschich- 
te dann in der „wirklichen Wirklichkeit” er- 
wacht, sieht er die ausgebrannten Reste 
Chicagos nach dem globalen Krieg und 
wird vom Anführer des Widerstandes mit 
den Worten begrüßt: „Willkommen in der 
Wüste des Realen“. Der slowenische Ge- 
genwartstheoretiker Slavoj Zizek hat sich 
gefragt, ob nicht am 11.9. etwas ähnli- 
ches geschah - zumindest für die Einwoh- 
nerInnen New Yorks. Für das Weltpubli- 
kum im digitalen und medialen Netz erin- 
nerten die einstürzenden Twin-Tower an 
die letzten Katastrophenfilme aus Holly- 
wood. Oder an einen Werbespot wie je- 
nen, der am 9. September 2001 in Ham- 
burg seine Fernsehpremiere hatte: Ein 
Paar sitzt vor einer Hochhauskulisse mit 
Kaffee und Rotwein, stilvoll, bis ein Airbus 
den Wolkenkratzer durchbricht und ein 
Plakat mit der Service-Nummer 11880, 
für die der Spot wirbt, am Himmel er- 
Scheint. Zwei Tage später wurde der Spot 
aus dem Programm genommen. Die „un- 
denkbare“ Katastrophe war schon längst 
Teil des kollektiven Bilder- und Phantasie- 
reservoirs. Zizek: „Es ist gerade nicht so, 
dass die Wirklichkeit in unsere Bilder ein- 
brach - vielmehr drang das Bild in die 
Wirklichkeit ein und erschütterte sie, wo- 


bei Wirklichkeit als jene symbolischen Ko- 
ordinaten zu verstehen ist, die bestimmen, 
was wir als Wirklichkeit/Realität erfah- 
ren.“ (Zizek 2002, 16, zit.n. Sarasin 
2004) Die Attentäter vom 11.9. lebten 
genau in dieser Welt und kannten die me- 
dialen Vorlagen ihrer Tat. Zu Recht weist 
Zizek darauf hin, dass wir es gerade nicht 
mit dem „bösen Äußeren“ zu tun haben, 
das von Politik und Medienwelt beschwo- 
ren und als kulturelle Differenz beschrie- 
ben wird. Es ist der „zivilisierte Westen”, 
der laufend Gewalt und Zerstörung in alle 
Welt exportiert. „Jedes Mal, wenn wir uns 
solch einem reinen bösen Äußeren gegen- 
übersehen, sollten wir den Mut aufbrin- 
gen, uns an die Hegelsche Lektion zu erin- 
nern, und in diesem reinen Äußeren die 
destillierte Version unseres eigenen We- 
sens erkennen.“ (Zizek 2001) 

Der Historiker Philipp Sarasin (Sarasin 
2004) hat sich mit einer ähnlichen Per- 
spektive den Anthrax-Briefen gewidmet, 
die im Herbst 2001 an einige Medien- 
schaffende und PolitikerInnen verschickt 
worden waren. Ganze fünf Briefe zirkulier- 
ten zunächst, gefolgt von mehreren tau- 
send falschen Nachahmer-Versionen. An- 
thrax war nicht nur die Bezeichnung für ei- 
nen tödlichen Erreger, sondern wurde zur 
Metapher für die Bedrohungen der USA; 
Bedrohungen, die schon längst im Reper- 
toire der gesellschaftlichen Phantasien zir- 
kulierten. Sarasins paradigmatisches Bei- 
spiel aus der populären Kultur: Der 
BBC-Film „Invasion der Mikroben” aus 
dem Jahr 2000. Dort wird eine Infektion 
als Invasion gefährlicher Flugkörper in 
eine Hochhaus-Szenerie inszeniert. Die 
Stadt wird als Körper dargestellt, der 
Feind als Mikrobe. Dieser Stadt-Körper 
wird zerstört, weil die Killer-Zellen des ur- 
banen Immunsystems die Flugkörper 
nicht zeitig abschießen konnten. Auch Fil- 
me wie „Outbreak“, der ebenfalls die Inva- 
sion eines tödlichen Virus zum Thema hat, 
und der Computervirus ILOVEYOU im Jahr 
2000 hatten bereits das Gefühl der Ver- 
letzlichkeit und Aufmerksamkeit durch 
„Angriffe“ von Viren potenziert und führen 
die Phantasien in geleitete Bahnen: Ob- 
wohl die Anthrax-Briefe wahrscheinlich 
von jemandem abgesandt worden waren, 
der beruflich mit Biowaffen vertraut war, 


erzeugten sie Angst vor Bio-Terror, der 
ohne jeden Beleg mit al Qaida und Taliban 
in Verbindung gebracht wurde. Obwohl 
Milzbrand in verschiedenen Ländern, bei- 
spielsweise in der östlichen Türkei, in eini- 
gen afrikanischen Staaten und Spanien 
endemisch ist, berichtete CNN 2001, 
dass ein Milzbrand-Alarm in Kenia der ers- 
te Fall außerhalb der USA gewesen sei. 
Obwohl vor allem der westliche Tourismus 
Tuberkulose, Hepatitis und sexuell über- 
tragbaren Krankheiten zur Verbreitung 
verhilft, werden vor allem illegale Flücht- 
linge als „ansteckend“ angesehen - nicht 
nur als arm und rechtlos. So entsteht 
die metaphorische Konstruktion eines ge- 
fährlichen Anderen - der Fremden, Flücht- 
linge oder arabischer Terroristen - die mit 
Parasiten oder Mikroben assoziiert sind. 
Das hat eine lange Geschichte, die sich 
nicht allein aus der Populärkultur sondern 
auch der Bakteriologie und Immunologie 
Speist. 


Kampf gegen „Fremde” 


Seit den 1870er Jahren haben Bakteriolo- 
gen wie Robert Koch und Ilya Metchnikoff 
das Infektionsgeschehen in den Begriffen 
von „Angriff“ und „Verteidigung“, entwor- 
fen und den Körper zu einem Kriegsschau- 
platz erklärt. „Solche primitiven Kampfbil- 
dungen durchtränken die ganze Immuni- 
tätswissenschaft. (...) Es gibt jedoch kei- 
nen einzigen experimentellen Beweis“ für 
diese Auffassung, schrieb der jüdisch- 
polnische Mikrobiologe und Wissen- 
schaftshistoriker Ludwik Fleck in den 
1930er Jahren. (Fleck 1993, 79) Fleck 
kritisierte hier nicht nur die Popularisie- 
rung wissenschaftlicher Begriffe für das 
mehr oder weniger gebildete Laienpubli- 
kum. Die wissenschaftliche Tatsache 
selbst ist aufgefüllt mit gesellschaftlichen 
Praktiken, kulturellen Produktionen und 
politischen Eingriffen. Wissenschaft ist 
eine soziale Tätigkeit, in der es „gleichwie 
in der Kunst und im Leben keine andere 
Naturtreue als die Kulturtreue“ gibt. (ebd. 
48) Und umgekehrt gestalten diese Er- 
kenntnisproduktionen das „populäre Wis- 
sen“, das jeden versorgt - auch den Fach- 
mann. 

Die Medizingeschichte der Seuchen, 
Infektionen und Viren ist voll von „bedroh- 
lichen Fremdkörpern” - unterm Mikroskop 
verorteten Erregern und im Gesellschafts- 
körper identifizierten Menschengruppen. 
Infektionen und Seuchen sind vor, mit und 
nach dem bakteriologischen Zeitalter, das 
Ende des 19. Jahrhunderts seine Blütezeit 
erlebte, in moralisch hoch aufgeladenen 
Diskursen mit „Fremden“ assoziiert. Am 
geläufigsten ist das Muster, Juden hätten 
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die Pestwellen im 14. Jahrhundert verur- 
sacht oder die Choleraepidemien des 19. 
Jahrhunderts zu verantworten. Aber auch 
Arme, entlassene Söldner, Landbewohne- 
rinnen oder als gefährlich angesehene Ar- 
beiterklassen werden je nach gesellschaft- 
licher Lage und Epoche beschuldigt, in bö- 
ser Absicht oder über ihre Lebensweise 
und Kultur Krankheitsepidemien zu verur- 
sachen, ja ganze Gesellschaften zu desta- 
bilisieren. In diesem Sinne bevölkerten 
Geschichten über Infektionsträger „aus 
den Stammländern im Orient“ und „Zigeu- 
nerbanden“ nicht nur die Populärkultur, 
sondern auch die medizinischen Zeit- 
schriften bis weit ins 20. Jahrhundert hin- 
ein. Dieses Phantasma reicht bis in die 
Gegenwart. Die Ursprungs- und Verbrei- 
tungslegende um den HI-Virus der 1980er 
Jahre, verortet in rituellen Praktiken afri- 
kanischer Regionen, passt in dieses Mus- 
ter. „Ansteckung kann als totales soziales 
Phänomen gelten, in das die unterschied- 
lichsten Bedeutungen so verwoben wer- 
den, dass sie für eine in group stabilisie- 
rend - d.h. ggfs. auch hierarchiestärkend 
- wirken können. Gleichzeitig erlaubt die- 
ser Diskurs, Andere zu „Fremden“ zu ma- 
chen und sie noch stärker auszugrenzen.“ 
(Martin Dinges, 2004, 85). 

Die historischen Beispiele, dass diese 
Fremden, mikrobengleich, identifiziert, 
isoliert, gesäubert und unschädlich ge- 
macht werden müssen, sind zahlreich. 
Philipp Sarasin erinnert daran, dass vor 
dem Ersten Weltkrieg Soldaten und jüdi- 
sche Migrantinnen aus Osteuropa auf 
Druck der amerikanischen Einwande- 
rungsbehörden entlaust wurden, dass am 
Warschauer Ghetto das Schild „Achtung 
Seuchensperrbezirk“ hing. „Viele der 
mächtigsten politischen Diskurse des 20. 
Jahrhunderts waren im eigentlichen Sinn 
‚vergiftet‘ von Metaphern, die um die Vor- 
stellung des ‚infizierten und zugleich infi- 
zierenden Körpers‘ kreisten.“ (Sarasin 
2004 b, 142) In dieser Tradition wuchert 
das Repertoire von krankheitsgefährden- 
den Flüchtlingen, Bio-Terroristen und im- 
mer neuen Viren aus fernen Ländern und 
Regionen. 


Vom „äußeren Feind“ 
zum „Selbst-Erhalt“ 


Die Bilder vom Infektionsgeschehen im 
„Immunsystem“ haben sich im Laufe der 
letzten Jahrzehnte modifiziert, im populä- 
ren Diskurs besonders nach dem Ende des 
Ost-West-Konfliktes. Dort herrscht(e) 
zwar noch lange das Bild vom Kriegs- 
schauplatz und Schlachtfeld: „Killer- 
Viren“, „heimliche Herrscher“, „Geheim- 
terroristen im Körper“, die „unheimlich“, 
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„unsichtbar“ und „unberechenbar“ sind. 
„Perfekt getarnt“ schleusen sie sich in die 
Schaltstellen des Körpers, oder auch „als 
Terroreinheit, die wie der Spion selbst die 
Macht übernehmen will und ausgestattet 
ist mit der Lizenz zum Töten“, so die Zeit- 
schrift Petra Anfang 1990er Jahren. In 
dieser Zeit erklärte das Bundesgesund- 
heitsamt, die Notwendigkeit, vom klassi- 
schen „Eroberungskrieg“ als Metapher Ab- 
stand zu nehmen: „Mitte der achtziger 
Jahre war die Welt noch charakterisiert 
durch den Ost-West-Gegensatz, der den 
Feind nach außen projizierte. Mittlerweile 

verschärfen sich überall die innerge- 
sellschaftlichen Widersprüche. So spielt 
womöglich auch der Zeitgeist eine Rolle 
dabei, was für ein Bild sich die Menschen 
von einer Krankheit machen.“ (AIDS- 
Nachrichten 3/1992, 5f.) Der „äußere 
Feind“ verschwindet damit nicht in den 
Krankheitsvorstellungen und muss weiter- 
hin geschwächt werden. Der neue Fokus 
ist auf das innere „System“ gerichtet, das 
„unbesiegbar"“ werden soll. Als die US- 
amerikanische Anthropologien Emily Mar- 
tin ihre Untersuchung über die Visionen 
junger US-Amerikaner/innen zum Immun- 
system 1994 publizierte, dominierte we- 
niger das kriegerische Vokabular, sondern 
das der Kontrolle äußerer und innerer Ein- 
flüsse wie Umweltschmutz, Strahlung, 
Störfaktoren. Die gängigen Bedrohungs- 
phantasien kreisten um „Selbst-Erhal- 
tung“ und „Selbst-Definition“. Das “eigene 
Immunsystem” soll gestärkt werden, um 
den als unabänderlich angesehenen äuße- 
ren Drohungen wenigstens individuell 
stand zu halten. 

Diese populären Imaginationen korre- 
spondieren mit Verschiebungen im wis- 
senschaftlichen Feld. Bereits nach dem 2. 
Weltkrieg begannen die Architekten eines 
neuen Infektions- und Immun-Para- 
digmas, die Immunologen-Gruppen um 
Mc Farnet Burnet und Niels Jerne, den 
Körper nicht mehr als reines Schlachtfeld, 
sondern als eine Art „Öko-System“ zu ent- 
werfen. Auch richtete sich die Aufmerk- 
samkeit nicht mehr ausschließlich auf den 
„außeren Feind“ im Fokus. Die Unter- 
scheidung zwischen „Selbst“ und „Nicht- 
Selbst“ bestimmte fortan den wissen- 
schaftlichen Diskurs rund um den „UN- 
scharfen Begriff“ der Infektion und des Im- 
munsystems. Solche „unscharfen Begrif- 
fe“ in der Wissenschaft sind geeignet, die 
Kommunikation zwischen verschiedenen 
Disziplinen zu ermöglichen und über einen 
Gegenstand zu sprechen, der weder be- 
kannt noch anerkannt definiert ist. Zusätz- 
lich sind sie aber auch große Container für 
gesellschaftlich virulente Metaphern. Der 
Versuch zu definieren, wie der Organis- 
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mus „eigenes“ erkennt, wie er lernt „eige- 
nes” zu erkennen und „fremdes“ zu identi- 
fizieren wurde zentral. Die Suche nach 
dem immunologischen „Selbst“ wurde ge- 
radezu der Kristallisationspunkt des im- 
munologisches Denkkollektivs - und zu- 
nehmend in kognitiven Metaphern der 
„Toleranz“, des „Gedächtnisses", des 
„Uberwachens“ und „Lernens“ beschrie- 
ben. Das „Selbst“ - ursprünglich gar nicht 
in der Biologie beheimatet - beförderte die 
Kommunikation der Immunologen mit den 
Molekularbiolgen, die sich ebenfalls in den 
naturwissenschaftlich ausgebauten Bah- 
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nen der Selbsterkenntnis bewegft)en, so- 
wie den aufstrebenden Computerexperten 
und Kybernetikern. Das „Nicht-Selbst“ - 
Viren, Feinde, Angreifer - wird nur im 
Kontext des „Selbst-Erkennens“ identifi- 
zierbar, so lautete der sich ausbildende 
Konsens der Immunologen und läutete 
eine neue Epoche ein: die Biologisierung 
des „Selbst“. 

Möglicherweise ist auch im aktuellen 
Diskurs um Viren, (Bio-)Terror und Frem- 
de, das „alte“ Muster vom „rein bösen Au- 
Beren“ überblendet mit einem postmoder- 
nen Phantasma. Mit den verloren gegan- 


genen Grenzposten im globalen Raum 
wird die Verortung des „äußeren Feindes“ 
kompliziert und drängend. Sie korrespon- 
diert mit der Suche nach dem „inneren 
Feind“, der das gesellschaftliche Ganze 
wie das reine „Selbst“ bedroht. „selbst- 
Definition“ wird zum „Selbst-Erhalt”, auch 
um den Preis verschärfter innerer Sicher- 


heit und Selbst-Kontrolle. 


Erika Feyerabend ist Redakteurin bei 
Fantömas und lebt in Essen. 
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Es muss ein anderes Zeitalter gewesen sein 


Von der Gesundheitskarte zur Kontrolle der Lebensstile 


Ein Interview mit Wolfgang Linder 


Vor einem Vierteljahrhundert 
scheiterte die Volkszählung. 
Individuelle Weigerung und 
politische Proteste trockneten 
die Datenströme für staatliche 
Bürokratien aus. Heute steht 
das weltgrößte Datenprojekt 
vor der Tür: Die elektronische 
Gesundheitskarte. Auf lange 
Sicht werden die medizini- 
schen und lebensstilbezogenen 
Daten aller gesetzlich Kranken- 
versicherten gespeichert und 
für gesundheitspolitische Pla- 
nungen zugänglich, befürchtet 
Wolfgang Linder. 
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Fantömas: Die elektronische Gesund- 
heitskarte soll 2007 die Krankenversi- 
chertenkarte ersetzen. Was ist das Pro- 
blem dabei? 


Wolfgang Linder: Das Problem liegt weni- 
ger in der Karte als solcher. Sie behält die 
Funktionen der Krankenversichertenkarte, 
wird um ein Foto des Inhabers ergänzt und 
soll EU-weit den Zugang zu Gesundheits- 
leistungen ermöglichen. Zusätzlich wer- 
den die ärztlichen Verschreibungen elek- 
tronisch gespeichert. Die Apotheker/innen 
bekommen das Rezept nicht mehr im Pa- 
pier-Format, sondern können es über die 
Chipkarte einlesen. All das schreibt das 
Gesundheitsmodernisierungsgesetz von 
2003 vor und ist eher unbedenklich. Ge- 
plant ist aber folgendes: Die Arzneimittel- 
dokumentationen und Krankengeschich- 
ten der einzelnen Patienten sollen nicht 
etwa beim behandelnden Arzt oder Kran- 
kenhaus verbleiben. Es wird eine immense 
technische Infrastruktur aufgebaut, die 
weder gesetzlich vorgeschrieben noch für 
den Einzelnen transparent ist. Die Einfüh- 
rung der elektronischen Gesundheitskarte 
wird vielmehr zum Anlass genommen, die 
Gesundheitsdaten aller gesetzlichen Kran- 
kenversicherten zusätzlich auf zentralen 
Servern zu speichern. 


Wer soll denn Zugriff auf diese sensiblen 
Daten bekommen? 


Nach geltender Gesetzeslage dürfen nur 
Angehörige von Heilberufen Zugriff auf die 
zentral gespeicherten Gesundheitsdaten 
erhalten. Krankenkassen, Forschungsin- 
stituten und der Werbeindustrie ist das - 


jedenfalls für personenbezogene Daten — 
verboten. Dennoch bleiben Fragezeichen. 
Die Daten sollen außerhalb des durch das 
ärztliche Berufsgeheimnis geschützten 
Bereichs gespeichert werden - und zwar 
zentral und in elektronischer, also in be- 
sonders leicht und umfassend auswertba- 
rer Form, zum Schutz vor Unbefugten - 
dies wird jedenfalls versichert - pseudony- 
misiert und verschlüsselt. Nach meiner Er- 
fahrung als Datenschützer kann es gut und 
gerne in den nächsten Jahren Versuche 
geben, diesen Schutz aufzuheben und die 
personenbezogenen Daten weit zugängli- 
cher zu machen als bisher gesetzlich vor- 
gesehen. 


Im Gesundheitswesen geht es in der Re- 
gel um Kosteneinsparung. Ist das ein Mo- 
tiv? 


Begründet wird die Einführung der Ge- 
sundheitskarte meist mit Kosteneinspa- 
rungen ohne eingeschränkte Behand- 
lungsqualität und eine verbesserte Kom- 
munikation zwischen Patient/in und Heil- 
berufler/in. Daran könnten alle interessiert 
sein, auch die Kranken. Gegen die Weiter- 
entwicklung der Karte selbst und gegen 
das elektronische Rezept lässt sich wohl 
wenig einwenden. Das ließe sich aber 
auch ohne zentrale Speicherung der Ge- 
sundheitsdaten erreichen. Es gibt sogar 
ein rechtliches Modell dafür: das Bremi- 
sche Krankenhausdatenschutzgesetz aus 
dem Jahr 2003. Heilberuflerinnen könn- 
ten, legitimiert vom Patienten, über die 
Karte gespeicherte Daten bei einem ande- 
ren Therapeuten abrufen. Dazu bedarf es 
keiner zentralen Erfassung. Die Daten- 


Schutzbeauftragten von Bund und Län- 
dern haben sie übrigens in der Vergangen- 
heit wiederholt abgelehnt. 


Ein weiteres dominierendes Motiv ist die 
Aussicht auf Markterweiterung. Wer hat 
hier ökonomische Interessen? 


Dieser überschießende Teil des Kartenpro- 
jekts lässt begründet vermuten, dass die 
Hauptinteressen in der Industriepolitik der 
Bundesregierung und in den Interessen 
der beteiligten Informatikindustrie liegen. 
Alle Großen sind hier vertreten: Siemens, 
T-Systems, SAP, IBM etc. Die Konzerne 
wollen mithilfe hoher Subventionen risiko- 
frei die Technologie entwickeln, auf Kos- 
ten der Beitragszahler an die deutsche ge- 
setzliche Krankenversicherung verkaufen 
und dann weltweit exportieren. Die Kran- 
kenkassen erhoffen sich auf die Dauer Ein- 
sparungen, auch wenn sie zunächst in- 
vestieren müssen. Die Heilberufler als Be- 
rufsgruppe haben eigentlich keine wirt- 
schaftlichen oder beruflichen Interessen 
daran. Es sei denn, Einzelne von ihnen be- 
teiligen sich zusammen mit Vertretern von 
Industrie und Gesundheitsbürokratie an 
dem langfristigen Projekt. Man trifft sich 
fortlaufend in angenehmen Tagungshotels 
zu Arbeitsgruppen, zu Workshops, Foren 
und Symposien. Und alle sind ungemein 
wichtig, jedenfalls beteuern sie dies einan- 
der unentwegt. Und alles kostet. 


Was kostet das ganze Projekt? 


Bislang ist die Rede von 1,4 Milliarden 
Euro. Das ist aber nur als eine Anschubfi- 
nanzierung für die elektronische Gesund- 
heitskarte selbst einschließlich des elek- 
tronischen Rezepts zu verstehen. Werden 
die zentrale Arzneimitteldokumentation 
und die elektronische Patientenakte mit 
der Speicherung der Gesundheitsdaten 
auf zentralen Servern einkalkuliert, sind 
schon 4 Milliarden Euro im Gespräch. Bei 
den Krankenkassen ist schon die Rede da- 
von, womöglich deshalb die Beiträge er- 
höhen zu müssen. 
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Was wird denn in absehbarer Zukunft 
verpflichtend an Daten gespeichert? 


Das Projekt ist differenziert gestrickt. 
Während der bereits angelaufenen 
Testphase werden in ausgewählten Regio- 
nen Krankenkassen die neuen Karten an 
ihre Versicherten ausgeben, die diese 
beim Besuch eines Arztes oder bei der Ein- 
lösung einer von ihm ausgestellten Ver- 
schreibung nutzen können. Krankenkas- 
sen, Ärzte, Apotheken und Versicherte 
können teilnehmen, müssen es aber nicht. 
Nach den Testläufen soll die Karte ab 
2007 obligatorisch und flächendeckend 
eingeführt werden. Dann sollen Verschrei- 
bungen nur noch im elektronischen Ver- 
fahren mit Hilfe der Karte eingelöst wer- 
den können. Ich habe den Eindruck, dass 
die Rezeptdaten sowohl auf den Karten als 
auch auf Servern gespeichert werden sol- 
len. Warum doppelt und wie lange, ist für 
mich eine offene Frage. 


Und was ist mit den medizinischen Daten 
der Versicherten? 


Später sollen Notfalldokumentation sowie 
Arzneimitteldokumentation, Arztbrief und 
Patientenakte eingebaut werden. Nur die 
Notfalldokumentation soll auf der Karte 
selbst, die anderen Daten sollen auf zen- 
tralen Servern gespeichert werden. Der 
Versicherte soll durch seine Karte den Zu- 
griff auf die zentral gespeicherten Daten 
eröffnen, zusätzlich werden die Heilberuf- 
ler eigene Karten benötigen. All diese 
Funktionen sollen - so ist die Gesetzeslage 
- der freien Entscheidung der Patienten 
unterliegen. Sie sollen darüber bestim- 
men, ob sie die einzelnen Anwendungen 
wollen oder nicht, welche Daten gespei- 
chert werden und wer auf welche Daten 
zugreifen kann. Es ist allerdings umstrit- 
ten, ob all dies praktikabel, wie es tech- 
nisch durchführbar und wie teuer es ist. 
Das Projekt in seiner ganzen Dimension ist 
auf die zentrale Datenerfassung ausgerich- 
tet. Nur deshalb muss diese aufwendige 
Infrastruktur aufgebaut werden. 


Bleiben wir mal in der Jetzt-Zeit. Wo lan- 
det das elektronische Rezept eigentlich? 


Es darf zunächst nur an Apotheker gelan- 
gen. Von dort geht das Rezept zwecks Ab- 
rechnung zur Krankenkasse. Dies ist 
schon jetzt so. Bislang reicht die Apothe- 
ke das Papierrezept einem Rechenzen- 
trum ein, wo es eingescannt oder notfalls 
ausgelesen und per Hand eingegeben und 
dann elektronisch an die angegebene 
Krankenkasse übermittelt wird. Das elek- 
tronische Rezept soll nur den Medien- 
bruch zwischen Papierform und elektroni- 
schem Verfahren überflüssig machen. Das 
Projekt „Gesundheitskarte“ scheint also 
harmlos und für jeden einsichtig zu sein. 
Und genau so wird es auch den Bürgerin- 
nen und Bürgern verkauft, die über die 
Weiterungen, insbesondere über die zen- 
trale Speicherung ihrer Gesundheitsdaten, 
nicht informiert werden. 


Welche Überwachungen drohen, sollte 
das Projekt einmal in Gänze umgesetzt 
sein? 


Kontrolle hat verschiedene Ebenen. Es 
gibt bereits jetzt eine reine Abrechnungs- 
kontrolle und eine Wirtschaftlichkeitskon- 
trolle. Zunehmend wird auch die Qualität 
medizinischer Leistungen durch die Kran- 
kenkassen überprüft. Hier wird es schon 
Kritisch. Vorstellbar ist auch eine Kontrolle 
von Lebensstil und Gesundheitsverhalten 
der Versicherten. Im Rahmen der „Disea- 
se-Management-Programme“ für chro- 
nisch Kranke und daher besonders kosten- 
intensive Versicherte wie z.B. Herz-, Kreis- 
lauf- und Diabetespatienten geht es be- 
reits in diese Richtung. Prompt werden 
hier schon jetzt im großen Umfang Kran- 
kengeschichten auf zentralen Servern au- 
Berhalb der Krankenhäuser und Arztpra- 
xen erfasst und zu Kontrollzwecken durch 
die Kassen ausgewertet. Die Gesund- 
heitskarte soll am Anfang der zentralen 
Erfassung der Krankheitsgeschichten al- 
ler Versicherten stehen. Nach derzeitiger 
Rechtslage bleibt es den Versicherten vor- 
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behalten, zu entscheiden, ob und in wel- 
chem Umfang die Daten gespeichert wer- 
den. Bislang sollen auch nur Heilberufler 
zu Behandlungszwecken patientenbezo- 
gene Daten einsehen können. Alle Ande- 
ren dürften allenfalls auf anonymisierte 
Daten zugreifen. Deshalb sollen die zen- 
tral erfassten Daten pseudonymisiert wer- 
den. 


Auch die pseudonymisierten Daten kön- 
nen Risikoprofile schaffen, die als Instru- 
ment für Auswertungen dienen oder teu- 
rere Versicherungsbedingungen begrün- 
den. 


Das trifft zu. Aus dem Datenbestand kön- 
nen Schlussfolgerungen gezogen werden, 
die sich für den einzelnen erfassten Versi- 
cherten negativ auswirken. Zudem kann 
das Pseudonym wieder aufgehoben wer- 
den, sodass die Daten auf ihn bezogen 
ausgewertet werden können. Die Frage ist, 
unter welchen rechtlichen Voraussetzun- 
gen dies geschehen darf. In jedem Falle 
werden derzeit die technischen Vorausset- 
zungen für Auswertungen aller Art durch 
vielfältige Interessenten vorbereitet, ohne 
dass dies öffentlich in Frage gestellt wird. 
In Zukunft bedarf es dann nur noch der 
Freigabe durch den Gesetzgeber. Wie oft 
hat dieser in der jüngsten Vergangenheit in 
der Sozialversicherung neue Datenaustau- 
sche und -auswertungen erlaubt! Seit den 
Protesten gegen die Volkszählung und 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
über das Volkszählungsgesetz ist ein Vier- 
teljahrhundert vergangen; es muss ein an- 
deres Zeitalter gewesen sein. Dabei ging 
es seinerzeit nicht einmal um besonders 
sensible Gesundheitsdaten. Sind die erst 
einmal zentral erfasst, so könnte nach der 
nächsten oder übernächsten “Gesund- 
heitsreform” zwecks Kostensenkung die 
Überprüfung des Lebensstils der Versi- 
cherten bis hin zur Sanktionierung als un- 
gesund bezeichneter Verhaltensweisen 
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realisiert werden. Schon jetzt wird die 
Standardisierung ärztlicher Behandlungen 
vorangetrieben. Als nächstes stünde dann 
die Standardisierung der Lebensstile auf 
der Tagesordnung. Würde dies nicht zur 
Gängelung durch eine anonyme und wo- 
möglich interessengeleitete Gesundheits- 
bürokratie führen? 


Sind nur die Krankenkassen im Kontroll- 
feld positioniert? 


Die zentralen Server müssen nicht zwin- 
gend durch die Kassen oder in deren Regie 
betrieben werden. Das Recht der EU 
scheint von verantwortlichen Stellen dahin 
ausgelegt zu werden, dass eine solche 
Dienstleistung EU-weit auszuschreiben ist 
und damit auch gewerbliche Unterneh- 
men diese Server betreiben dürfen, vor- 
aussichtlich sogar betreiben werden. Das 
würde ganz neuartige Kontrollinstrumente 
und -verfahren gegenüber solchen Firmen 
erfordern, die ja über höchst sensible und 
ökonomisch wertvolle Information verfü- 
gen würden. 


Bei der Datensammelei soll Freiheit herr- 
schen. Wird das die Versicherten nicht 
restlos überfordern? Wird es überhaupt 
praktikabel sein? 


Es besteht schon aufgrund des einseitigen 
Kräfteverhältnisses zwischen Krankenkas- 
sen und Ärzten einerseits und den Versi- 
cherten andererseits die Gefahr, dass die- 
se zu freien Entscheidungen über den Um- 
gang mit ihren eigenen Gesundheitsdaten 
gar nicht in der Lage sein werden. Sie er- 
scheinen ja weniger als freie Bürger, son- 
dern als leidende und hilfesuchende Pa- 
tienten in der Arztpraxis und haben zu die- 
sem Zeitpunkt drängendere Probleme als 
die Frage, ob und wie sie die ihnen gesetz- 
lich eingeräumte „Freiheitssphäre” nutzen 
wollen. Die bisherige Informationspraxis 
lässt Schlimmes befürchten: Krankenkas- 


sen und Gesundheitspolitik thematisieren 
öffentlich nur die Karte selbst einschließ- 
lich des elektronischen Rezepts, nicht 
aber die zentrale Datenerfassung. Folglich 
erfahren auch die Patienten nichts von ih- 
ren dagegen gerichteten Rechten. Zudem 
stellt sich die Frage, ob sich der ganze Auf- 
wand für Kassen und Ärzte lohnt, wenn 
viele Patienten sich verweigern. Denn: 
Was soll eine Patientenakte, die unvoll- 
ständig ist? Und was sollen Auswertungen 
von Datenbeständen, in denen viele Versi- 
cherte gar nicht erfasst sind? 


Entweder das System funktioniert, weil 
alle freiwillig gehorchen oder die voll- 
ständige Datenabgabe wird zur Norm. 


Ja, es ist aber auch möglich, dass das Pro- 
jekt elektronische Gesundheitskarte in sei- 
nem Gesamtumfang nicht realisiert wird, 
weil es zu teuer ist, weil technische Hin- 
dernisse auftauchen oder weil sich die be- 
teiligten Interessengruppen nicht einigen. 
Ich befürchte aber, dass sie sich jedenfalls 
einigen, massiv von der Politik zu fordern, 
die hinderlichen Rechte der Patienten ab- 
zubauen. 


Gibt es noch Einflussmöglichkeiten? 


Einzelne Gruppen wie Patientenstellen, 
Bürgerrechtsinitiativen, Verbraucher- und 
Datenschützer machen sich darüber Ge- 
danken. Voraussetzung ist jedenfalls, dem 
einseitigen Informations- und Akzeptanz- 
management von Politik und Betreibern 
eine kritische öffentliche Diskussion ge- 
genüber zu stellen und über die Dimensio- 
nen dieses weltgrößten Erfassungsprojek- 
tes vollständig zu informieren. 


Wolfgang Linder war bis 2004 Referent 
für Gesundheits- und Sozialdatenschutz 
beim Landesbeauftragten für den Daten- 
schutz Bremen. Das Gespräch führte 
Erika Feyerabend. 
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Neoliberale Sicherheiten, neoliberale Qualitäten 


Die Neuausrichtung der Sozialen Arbeit 


Von Cora Herrmann 


„es geht darum, die Unterneh- 
mensformen [...] zu verallge- 
meinern, indem man sie so 
weit wie möglich verbreitet 
und vervielfacht. Es ist diese 
Vervielfachung der Unterneh- 
mensform innerhalb des Ge- 
sellschaftskörpers, die, glaube 
ich, den Einsatz der neolibera- 
len Politik darstellt. Es geht 
darum, aus dem Markt, dem 
Wettbewerb und folglich dem 
Unternehmen etwas zu ma- 
chen, das man die uniformie- 
rende Kraft der Gesellschaft 
nennen könnte.“ (Foucault 
2004b, S. 210) Cora Herrman 
zeigt, wie diese “uniformieren- 
de Kraft” Sicherheit, Qualitäts- 
Kontrollen und Sozialarbeit 
verbindet - und letztere dabei 
grundlegend neu strukturiert. 
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Wettbewerbsstaat, von der Versiche- 

rungsgesellschaft zur Unternehmerge- 
sellschaft setzen sich neoliberale 
Steuerungsstrategien und damit auch neo- 
liberale Konzeptionen von „Risiko“ ge- 
samtgesellschaftlich immer mehr durch. 
Das wohlfahrtsstaatliche Konzept der 
„Versicherungsgesellschaft“ ist längst in 
die Krise geraten. Wurden in der Versiche- 
rungsgesellschaft Risiken noch als soziale 
Risiken gefasst und fielen damit in den 
Verantwortungsbereich des Staates, setzt 
die am Unternehmen ausgerichtete Ge- 
sellschaft auf eine „Ökonomisierung des 
Sozialen“- was bedeutet, dass in dieser 
Konzeption von Gesellschaft das Soziale 
und das Ökonomische ineinander aufge- 
hen. Das hat insbesondere in dem Be- 
reich, der lange als eine Art Kernstück des 
Sozialen galt, drastische Konsequenzen: 
im Bereich der Sozialen Arbeit. 

Ökonomisierung des Sozialen heißt: 
Kosten-Nutzen-Rechnungen und Markt- 
kriterien werden auf Entscheidungspro- 
zesse ausgedehnt, die bis dato als nicht 
ökonomisch regierbar galten. In diesem 
Zusammenhang wird nicht zuletzt auch 
„Sicherheit“ neu definiert und Sicherheits- 
politiken umcodiert: Regierungstechnolo- 
gien sollen es jetzt ermöglichen, Men- 
schen zu führen, ohne staatlicherseits Ver- 
antwortung für ihr Schicksal übernehmen 
zu müssen. Der Kritik am Sozialstaat wird 
spiegelbildliich dazu mit dem „Angebot“ 
begegnet, private Verantwortung auch in 
solchen Bereichen zu übernehmen, die 
vormals in den Verantwortungsbereich des 
Staates fielen. Das Beteiligungsangebot 
schließt dabei allerdings den Zwang zur 
Verantwortungsübernahme für die Konse- 
quenzen der Beteiligung auch im Falle des 
eigenen Scheiterns ein. Kurz: Aus ehemals 
gesellschaftlicher Verantwortung wird die 
Bürgerpflicht zur Selbstregulierung (vgl. 
Foucault 2004a, 2004b). 


B Übergang vom Sozialstaat zum 


Im Rahmen dieser Verschiebung wird 
Soziale Arbeit mit der Aufgabe konfron- 
tiert, die Qualität ihrer Angebote überprüf- 
und kontrollierbar zu machen. Sie steht 
vor der Herausforderung, ebenso wie die 
Wirksamkeit auch die „Wirtschaftlichkeit” 
ihrer Angebote nachzuweisen. Die Rede 
von Qualitätssicherung und -entwicklung, 
von Kundinnen, Produkten, Controlling, 
Ressourcensteuerung und Dienstleistun- 
gen etc. ist erst einige Jahre alt - und doch 
auch aus diesem Bereich nicht mehr weg- 
zudenken. 


Wettbewerbsfähig statt 
gemeinnützig 


Die veränderte Notwendigkeit zur Legiti- 
mation Sozialer Arbeit materialisiert sich 
in den so genannten „Neuen SteuerungsS- 
modellen“ (1) und den Paragraphen Zur 
Regelung der Finanzierungsmodalitäten 
im Achten und Zwölften Sozialgesetz- 
buch.(2) Zentrale Elemente der „Neuen 
Steuerungsmodelle“ (NSM), die sich als 
Antwort auf die Krise der öffentlichen Ver- 
waltung lesen lassen, sind Marktorientie- 
rung, Ergebnissteuerung und Kosten- 
Leistungs-Transparenz. Es geht um die so 
genannte „outputorientierte“ Steuerung 
von Leistungen. Das heißt: Organisatio- 
nen sollen von den beabsichtigten Resul- 
taten, dem „Output“, her gesteuert wer- 
den. BürgerInnen werden zu Kundinnen 
und ihre unterstellten Interessen sowie 
die erbrachte „Leistungsqualität” zum 
zentralen Maßstab im Wettbewerb um zu 
vereinbarende Preise. „Qualität“ meint in 
diesem Kontext also vor allem das, was 
unterm Strich aus dem LeistungsSver- 
gleich unterschiedlicher Organisationen 
und ihrer Einheiten sowie bei der Bilanz 
der Kosten-Leistungs-Relationen raus- 
kommt. 

Gleichzeitig führt die Änderung des So- 
zialgesetzbuches ein neues Finanzierungs- 


system zwischen den Kostenträgern und 
den Sozial- und Jugendhilfeträgern ein: 
Das bis dato gültige Selbstkostendec- 
kungsprinzip wird aufgehoben; stattdes- 
sen müssen soziale Einrichtungen jetzt 
„Vereinbarungen“ mit Kostenträgern ab- 
schließen. Gegenstand der Vereinbarun- 
gen sind dabei die Leistungen, die Preise 
sowie die Verfahren zur Entwicklung und 
Prüfung von Qualität. Damit orientiert sich 
die Mittelvergabe nicht mehr an den tat- 
sächlich anfallenden Kosten Sozialer Ar- 
beit, sondern an im Voraus festgelegten 
Qualitäts- bzw. Wirtschaftlichkeitskrite- 
rien, an denen dann die Leistungen zu 
überprüfen sind. Die Folge: Der Qualitäts- 
nachweis wird zu einem zentralen Wettbe- 
werbsfaktor zwischen sozialen Einrichtun- 
gen. Dazu passt, dass privat-gewerbliche 
und privat-gemeinnützige Träger gleichge- 
stellt, gleichrangige „Wettbewerbsteilneh- 
mer“ werden. Die ehemals gültige Vorran- 
gigkeit der gemeinnützigen Träger ist da- 
mit aufgehoben. 

Nicht zufällig ändert sich in diesem 
Rahmen auch die Konzeption derjenigen, 
die die Angebote Sozialer Arbeit nutzen 
sollen: Die Gesetzesnovellierung zielt ei- 
nerseits auf eine Kostenentlastung der öf- 
fentlichen Haushalte und soll andererseits 
nicht weniger als die Transformation von 
„Almosenempfängern [...] [zu] autono- 
men Marktteilnehmer[n]“ (Münder 1996, 
S. 33) ermöglichen. 

Was überhaupt als „Qualität“ in der So- 
zialen Arbeit gilt, wird dabei neu be- 
stimmt: Bis zu den 1990er Jahren galt als 
Maßstab für Qualität die Orientierung an 
fachlichen Handlungsprinzipien, an Er- 
kenntnissen aus den Bezugswissenschaf- 
ten Psychologie und Pädagogik sowie an 
den Bedürfnissen der NutzerInnen. Dis- 
kussionen um das Vorhandensein und um 
den Verbesserungsbedarf von Qualität 
wurden unter dem Stichwort „fachliche 
Standards“ geführt. Diese Standards gal- 
ten als Richtschnur für die Bewertung 
struktureller Rahmenbedingungen, wie 
etwa die finanzielle Ausstattung von Ein- 
richtungen. Das Verhältnis zwischen den 
zur Verfügung gestellten Ressourcen und 
den erbrachten Leistungen wurde seitens 
der Einrichtungen in Jahresberichten do- 
kumentiert. Einer systematisierten Über- 
prüfung und gezielten Beeinflussung der 
Wirkung der Arbeit stand Soziale Arbeit je- 
doch zumeist skeptisch gegenüber. Be- 
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gründet wurde diese Zurückhaltung mit 
der Unmöglichkeit, im komplexen Feld der 
sozialen Hilfen eindeutige Ursache-Wir- 
kungs-Beziehungen nachweisen zu kön- 
nen. Zur Reflexion und Verbesserung von 
Arbeitsprozessen und -ergebnissen kamen 
deshalb vor allem Verfahren wie Fallbe- 
sprechungen, Supervisionen, Fort- und 
Weiterbildungen zum Einsatz. Begleitfor- 
schungen wurden lediglich für wenige Pro- 
jekte, in der Regel mit Modellcharakter, 
bewilligt. Von „Außen“ war Soziale Arbeit 
üblicherweise also nicht mit Kontrollmaß- 
nahmen konfrontiert. Sie galt aufgrund 
des offensichtlichen Bedarfs nach ihren 
Leistungen und aufgrund der unterstellten 
achtenswerten Motive von Sozialarbeite- 
rInnen als sowieso qualitativ gut. 


Qualität ist Quantität 
ıst Qualität ist... 


In dem Maße jedoch, in dem Qualität öko- 
nomisch bewertet wird, verschiebt sich 
die Aufmerksamkeit von „fachlichen Stan- 
dards“ hin zu Effektivität und Effizienz - 
und die werden vorrangig quantitativ be- 
stimmt. Gefragt wird beispielsweise nach 
der Zahl der Nutzerlnnenkontakte, nach 
der Zahl der bearbeiteten Fälle, der ge- 
führten Telefonate etc. Als „gut“ gelten 
dann vor allem solche Angebote die viele 
Menschen „ziehen“. In Hamburg erhalten 
bspw. Träger der Offenen Jugendarbeit, 
die regelmäßig Sportgruppen und Disko- 
abende veranstalten eher einen Zuschlag 
bei der öffentlichen Mittelvergabe, als 
jene, die auf die Bedeutung eines regelmä- 
Bigen Austausches mit und unter den Ju- 
gendlichen setzten. Gezählt wird wie viele 
Jugendliche in ein Jugendtreff kommen, 
nicht ob sie über ihren Stress in der Schule 
reden können. 

Michael Lindenberg (2004) spricht in 
diesem Zusammenhang von einer bevor- 
stehenden „Trivialisierung der Beziehun- 
gen“. Mit dem Qualitätsdiskurs werden öf- 
fentliche Geldgeber ebenso wie Nutzerln- 
nen kurzerhand zu Kundinnen erklärt. So- 
ziale Einrichtungen werden zu Dienstlei- 
stungsunternehmen, deren Aufgabe im 
Liefern von Leistungen und Produkten an 
ihre doppelte Kundschaft - Geldgeber und 
NutzerInnen - besteht. Die vormals von 
Staat und sozialen Einrichtungen geteilte 
Verantwortung für professionelle Arbeit 
und finanzielle Ressourcen wird nunmehr 


praktisch ganz den Einrichtungen aufge- 
bürdet. 

In diesem Kontext verändern sich auch 
die Anforderungs- und Leistungsprofile, 
die an die ArbeitnehmerlInnen im Bereich 
Sozialer Arbeit angelegt werden, ebenso 
wie deren Arbeitsbedingungen. Ein tarif- 
politisches Gefälle zwischen öffentlichen 
Trägern, freien Trägern und nun zugelas- 
senen privatwirtschaftlichen Anbietern 
droht sich zu entwickeln. Die Polarisie- 
rung zwischen „professionellen“ und „ein- 
fachen“ Tätigkeiten, eine zunehmende 
Professionalisierung und parallele Auswei- 
tung des Niedriglohnsektors nimmt zu. 
Die hohe Zahl fachfremder, aber auch 
fachlich qualifizierter Ein-Euro-Jobberln- 
nen sei hier als Beispiel angeführt. 


Gefährliche Subjekte: auf die 
Straße oder ins Heim 


Und nicht zuletzt hat die beschriebene 
Verschiebung von „Verantwortung“ zu 
„Qualität“ einschneidende Konsequenzen 
für die NutzerInnen Sozialer Arbeit. Prakti- 
kerInnen aus Jugendwohngruppen berich- 
ten von (bisher noch) Einzelfällen, in de- 
nen Hilfen beendet wurden, mit dem Ver- 
weis darauf, dass Jugendliche „nichts ma- 
chen, nichts wollen“ — das heißt, genauer 
gesagt: ihrer Pflicht zur Beteiligung nicht 
nachkamen. Die Folge dieser veränderten 
Sicht auf die NutzeriInnen: Sie werden 
ohne Perspektive auf die Straße ent- und 
sich selbst überlassen. Eine Praxis, die bis 
dato undenkbar war. In dem Maße jedoch, 
in dem - in diesem Fall - Jugendliche im 
Kontext Sozialer Arbeit als selbstverant- 
wortlich autonome Subjekte bzw. als 
„KundInnen“ verstanden werden, werden 
solche „Entlassungen“ sich häufen. 

Die Wiedereinführung der Geschlosse- 
nen Unterbringung (GU) in Hamburg im 
Jahre 2002 fast zeitgleich mit der Ver- 
pflichtung für Soziale Einrichtungen, Qua- 
litätsvereinbarungen abzuschließen, liest 
sich vor diesem Hintergrund mitnichten 
als Zufall. Mit der GU wurde eine nicht nur 
in Fachkreise äußerst umstrittene Institu- 
tionsform (re-)installiet. Erst in den 
1980er Jahren waren geschlossene Hei- 
me in Hamburg abgeschafft worden - sei- 
nerzeit unter dem Motto “Menschen statt 
Mauern”. Konzipiert ist die GU für minder- 
jährige, noch nicht strafmündige Jugendli- 
che, die als delinquent eingestuft werden. 
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Eine Einweisung in die GU erfolgt durch 
das Familiengericht. In den letzten Jahren 
waren in Hamburg im Jahr durchschnitt- 
lich zehn Jugendliche im Alter zwischen 
zwölf und sechzehn dort untergebracht. 
Die zweite Bürgermeisterin von Hamburg, 
die Senatorin Birgit Schnieber-Jastram 
bringt es auf den Punkt wenn sie sagt: 
„Die Kinder und Jugendlichen werden 
durch die Geschlossene Unterbringung vor 
sich selbst und die Bürger vor ihren Taten 
geschützt." Wer in der GU untergebracht 
ist, scheint seinen BürgerInnenstatus ver- 
loren zu haben. Da Bürgerstatus und Bür- 
gerpflicht zentrale Punkte im Qualitätsdis- 
kurs sind, ist zu fragen, ob die Geschlosse- 
ne Unterbringung damit nicht vor allem 
auf jene Jugendliche zielt, die nicht in der 
Lage oder Willens sind, eben dieser Bür- 
gerpflicht nachzukommen. (3) Dies wäre 
zu deuten als Verlagerung des Risikos In 
die BürgerInnen, die — im günstigsten Fall 
- „Kundinnen“ werden und kompetent 
ihre eigenen Risiken managen, im un- 
günstigeren Fall aber zu „Gefahren“ wer- 
den, die „abgewehrt“ werden müssen. 


Cora Herrmann lebt in Hamburg und 
forscht u.a. zum Qualitätsdiskurs in der 
Sozialen Arbeit. 


Anmerkungen: 

1) KGSt: 1993, 1994, 1995, 1996, 1998. 
Das Kürzel KGSt steht für „Kommunale 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs- 
vereinfachung“, ein Verein in der Trägerschaft 
von Städten und Landkreisen. 

2) Die Paragraphen (77/ 78a-g SGB VIII und 
75-81 SGB XII) gelten in der jetzigen Form 
seit dem 1.1.1999 bzw. 1.1.2005. 

3) Informationen des Aktionsbündnisses gegen 
die Geschlossene Unterbringung in Hamburg 
sind zu finden unter: 
http://www.geschlossene- unterbringung.de/ 
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Ordnung im städtischen Raum 


Obdachlosenvertreibung und Verhinderung politischen Protests 


in US-Städten 
Von Bernd Belina 


Der Kontrolle des städtischen 
Raumes kommt in den polizei- 
lichen Sicherheitsstrategien 
eine entscheidende Rolle zu. 
In der neoliberalen Stadtpolitik 
wird die Freizügigkeit im ver- 
meintlich „öffentlichen Raum“ 
zunehmend von oben einge- 
schränkt und auf spezielle Ziel- 
gruppen zugerichtet. Mögliche 
Abweichler und Störer werden 
in für sie vorgesehene Viertel 
abgeschoben und zunehmend 
kriminalisiert. Über neuere 
Tendenzen in den USA berich- 
tet Bernd Belina. 


24 : FANTOMAS NR. 9 » 2006 


geordneten Stadt gilt zunächst, dass 

die Freizügigkeit der Individuen ge- 
währleistet ist. Ad abstractum kann jedeR 
überall hingehen, solange dem nicht das 
Privateigentum anderer an Grund und Bo- 
den entgegensteht. Die vermeintlich allge- 
mein zugänglichen Räume firmieren in 
Alltag, Wissenschaft und Politik unter dem 
Titel „öffentlicher Raum“. Dabei wird übli- 
cherweise so getan, als sei ein Raum auf- 
grund bestimmter Eigenschaften, die er 
aufweist, mehr oder weniger „öffentlich“ 
(was dann identisch mit „gut“ gesetzt 
wird). Bei näherer Betrachtung ist es mit 
der freien Zugänglichkeit für alle in con- 
creto allerdings nicht allzu weit her: „Der 
öffentliche Raum als jederzeit für jeder- 
mann zugänglicher Raum hat noch nie in 
irgendeiner Stadt existiert.“ (1) Deshalb 
werden vor allem von Wissenschaftler|n- 
nen alle möglichen Zwischenformen der 
Dichotomie privat/öffentlich zur Bestim- 
mung städtischer Räume eingeführt. Die- 
ses Unterfangen ist von vorneherein zum 
Scheitern verurteilt. Denn im emphati- 
schen Sinne ist „Öffentlichkeit“, der „freie 
Zugang für alle“, ganz dichotom: entwe- 
der, dieser wird eingelöst, oder eben nicht. 
Das hat Habermas überzeugend herausge- 
arbeitet: „Eine Öffentlichkeit, von der an- 
gebbare Gruppen eo ipso ausgeschlossen 
wären, ist nicht etwa nur unvollständig, 
sie ist vielmehr gar keine Öffentlichkeit“. 
(2) Weiterhin zeigt er aber auch, dass die- 
ser Anspruch zwar ad abstractum in die- 
ser Absolutheit formuliert werden muss, 
dass er in der Sphäre der bürgerlichen Of- 
fentlichkeit in concreto aber ebenfalls nie 
verwirklicht war oder sein kann. Im Sinne 
eines Anspruchs auf Inklusion stellt „Of- 
fentlichkeit“ also keine angemessene Be- 
schreibung der sozialen Wirklichkeit dar, 
sondern gibt lediglich die Gleichheitsideo- 
logie der Bourgeoisie wieder, die hinter der 
normativen Überhöhung der abstrakten 
Egalität die konkreten Macht- und Reich- 
tumsunterschiede verschwinden lassen 
will. 


| n der kapitalistisch und demokratisch 


Die Mär vom 
„öffentlichen Raum” 


Damit soll nicht gesagt werden, dass es 
verschiedene Öffentlichkeiten als Sphären 
des Sagbaren und der diskursiven Kämpfe 
nicht gibt - im Gegenteil wird in ihnen ne- 
ben vielem anderen auch der Zugang Zu 
städtischen Räumen ausgefochten. Diese 
Öffentlichkeiten basieren aber nicht, wie 
die für den „öffentlichen Raum“ unterstell- 
te, auf dem absoluten Maßstab des freien 
Zugangs für alle. Sich auf dieses Gleich- 
heitsversprechen positiv zu berufen be- 
deutet deshalb, von gesellschaftlichen 
Kämpfen gerade abzusehen und damit der 
Ideologieproduktion auf den Leim zu ge- 
hen. Habermas selbst hält trotzdem am 
Ideal des freien Zugangs für alle fest, aller- 
dings nicht als Bestimmung sozialer Reali- 
tät, sondern als Ideal, das strategisch im 
Dienst emanzipatorischer Politik in An- 
schlag gebracht werden kann. Die Wider- 
sprüchlichkeiten dieser Position auf stra- 
tegischer Ebene sind hier nicht weiter von 
Interesse; die Folgerung auf theoretischer 
Ebene aber sehr wohl. Übertragen auf die 
Stadt lautet sie: „Öffentlichkeit“ ist keine 
Eigenschaft von Räumen, sondern ein 
strategisch eingesetztes, normatives Ideal, 
das interessensgeleitet zugeschrieben 
wird. 

Aus der vermeintlich „öffentlichen“ Na- 
tur eines Raums leitet sich deshalb auch 
kein Rechtsanspruch bezüglich seiner Re- 
gulierung oder dergleichen ab, wie er quer 
durch das politische Spektrum häufig for- 
muliert wird. Anstatt als Linke also etwa 
zu behaupten, dass auch Randgruppen 
oder politische Demonstrationen in der 
Stadt geduldet werden müssten, weil es 
sich um öffentliche Räume handelt, gilt es 
— viel konkreter - schlicht zu fordern, dass 
die Randgruppen nicht vertrieben werden 
sollen, weil man das politisch für nicht 
richtig hält. Bestenfalls kann der „öffentli- 
che Raum“ im o.g. Sinn strategisch ange- 
rufen werden, wenn es für die eigenen Zie- 
le erfolgversprechend erscheint. Denn die 
Regulierung des Zugangs zu städtischen 
Räumen wird - „öffentlich“ hin oder her - 
in gesellschaftlichen Auseinandersetzun- 


gen ausgefochten und schlussendlich vom 
(lokalen) Staat polizeilich betrieben. 

Zwei Bereiche, in denen als Folge „von 
oben“ angezettelter Kämpfe in der jünge- 
ren Vergangenheit eine deutliche Ein- 
schränkung der Freizügigkeit durch staat- 
liche Regulierung und polizeiliche Praxis 
zu verzeichnen ist, will ich im Folgenden 
anhand aktueller Entwicklungen in den 
USA diskutieren: die Vertreibung von Ob- 
dachlosen aus den Innenstädten und die 
Verhinderung politischen Protests in eben 
diesen. Im Mittelpunkt steht dabei die Po- 
lizei. 


Policing the Dangerous Classes 


Als Folge der Neoliberalisierung der 
US-amerikanischen Politik seit den 
1980er Jahren haben sich Anzahl und 
Sichtbarkeit des „toten Gewichts der indu- 
striellen Reservearmee“, also von Leuten, 
die bis auf Weiteres nicht mehr gebraucht 
und wegen politischer Harmlosigkeit nur- 
mehr verwaltet und nicht mehr befriedet 
werden, deutlich vergrößert. Der staatli- 
che Umgang mit ihnen erfolgt im kapitalis- 
tischen Staat - flankiert durch legitimie- 
rende Ideologieproduktion und abgesi- 
chert durch blanke polizeiliche Gewalt - 
durch sich ergänzende Maßnahmen der 
Sozial- und Kriminalpolitik. Dabei hat sich 
seit den 1980ern der Schwerpunkt deut- 
lich in Richtung letzterer verlagert. Auf 
rechtlicher Ebene hatte sich die Lage Ob- 
dachloser zuvor, in den 1960er und 
1970er Jahren, zwischenzeitig verbessert, 
v.a. wegen einiger Urteile des Supreme 
Court. In dem im Prinzip noch immer gül- 
tigen Urteil Papachristou v. City of Jack- 
sonville von 1972 - dort ging es um die 
Verfassungsmäßigkeit eines lokalen Ge- 
setzes gegen Stadtstreicherei - stellt die- 
ser fest: „Die Vermutung, dass Leute, die 
herumgehen oder faulenzen oder herums- 
tehen oder Etablissements frequentieren, 
in denen Alkohol ausgeschenkt wird, oder 
die vom Geld ihrer Ehefrauen leben oder 
die der Polizei verdächtig erscheinen in 
Zukunft Kriminelle werden, ist für rechts- 
staatliche’ Prinzipien zu unsicher.“ (3) 

Als Folge dieses und ähnlicher Urteile 
mussten lokale und einzelstaatliche Ge- 
setze, die das schlichte Herumstehen (loi- 
tering) oder explizit eine Lebenslage (sta- 
tus) wie Obdachlosigkeit kriminalisieren, 
aufgehoben werden. Stattdessen werden 
seitdem Gesetze erlassen, die sich speziel- 
ler gegen Personen richten, die zu einem 
inkriminierten Zweck herumstehen. Diese 
Zwecke sind stets solche, die nur von be- 
stimmten (Rand-)Gruppen verfolgt werden 
bzw. gegen diese besonders leicht als Vor- 
wand der Vertreibung herangezogen wer- 
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den können: Lagern, Urinieren in der Öf- 
fentlichkeit oder Betteln etwa. Um die 
praktische Durchsetzung solcher Gesetze 
gegen Obdachlose zu dokumentieren, 
führt das National Law Center on Home- 
lessness & Poverty in regelmäßigen Ab- 
ständen Untersuchungen zur Vertrei- 
bungspolitik in US-amerikanischen Städ- 
ten durch und dokumentiert damit die 
kontinuierliche Brutalisierung der Situati- 
on. (4) 

Die ideologische Legitimierung dieser 
Politik arbeitet u.a. mit der eingangs dis- 
kutierten strategischen Anrufung des „öf- 
fentlichen Raums“. Der Titel der berüch- 
tigtsten Strategie der New Yorker Polizei in 
den 1990ern, die Police Strategy No. 5, 
lautet nicht zufällig „Reclaiming the Public 
Spaces of New York“. In ihr werden unter 
dem Label „Vergehen gegen die Lebens- 
qualität“ Verhaltensweisen und damit Per- 
sonen benannt, die zum Zweck der „Rü- 
ckeroberung öffentlicher Räume“ aus 
ebendiesen zu vertreiben sind: Obdachlo- 
se, Prostituierte, psychisch Kranke etc. 
Diese Anrufung funktioniert dabei eben- 
falls über den vermeintlich freien Zugang 
für alle, nur dass hier Obdachlose und an- 
dere Randgruppen nicht als Leute auftau- 
chen, denen freier Zugang zusteht, son- 
dern als Hindernis des freien Zugangs für 
„normale“ Leute. Denn, so ein neokonser- 
vativer Historiker: „Was einst als ‚funky‘ 
und ‚freakig‘ galt wird nunmehr immer 
häufiger - auch von Kindern der Sechziger 
— als abstoßend empfunden.“ (5) Deshalb, 
so ein anderer Ideologe, sei die „Öffent- 
lichkeit“ städtischer Räume gerade der 
Grund für Ordnungspolitik qua Vertrei- 
bung: „Um wahrhaft öffentlich zu sein, 
muss ein Raum ordentlich genug sein, um 
eine große Mehrheit zu seinem Gebrauch 
einzuladen.“ (6) 

In demselben Beitrag fordert der Autor, 
ein Jurist, die Aufteilung der Stadt in ver- 
schiedene „Zonen“, in denen „dauerhaft 
öffentliches Fehlverhalten“ in unterschied- 
lichem Umfang toleriert werden soll. In 
den „roten Zonen“, die rund 5% der Stadt 
ausmachen sollen, wäre demnach auch 
Betteln und Lagern erlaubt, im Rest der 
Stadt dafür absolut untersagt. Dieser Vor- 
schlag einer expliziten sozialen Apart- 
heidsstadtplanung wird wohl in näherer 
Zukunft nicht umgesetzt werden. Das ist 
allerdings auch gar nicht notwendig, denn 
die polizeiliche Praxis auf Basis der mo- 
dernisierten Vertreibungsgesetzgebung 
sorgt bereits heute dafür, dass die ökono- 
misch Überflüssigen in den (weitgehend 
innerstädtischen) Armenquartieren kon- 
zentriert werden. Der Stadtforscher Peter 
Marcuse nennt diesen neuen Typus von 
Stadtteilen das „Ghetto der Ausgeschlos- 


senen (outcast ghetto)“ 7), weil seine Be- 
wohnerlnnen nicht mehr, wie diejenigen 
des afroamerikanischen Ghettos der 
Nachkriegszeit, von der Mehrheitsgesell- 
schaft ausgebeutet, sondern nurmehr ab- 
geschottet werden. 

Auf einer allgemeineren Ebene hat der 
Geograph Neil Smith die Ideologie der 
US-amerikanischen städtischen Eliten 
und Mittelklassen der 1980er und 90er 
Jahre als „urbanen Revanchismus“ be- 
zeichnet. (8) Am Fall von New York zeigt 
er, wie die Vorstellung, dass Minderheiten 
(AfroamerikanerlInnen, Feministinnen, 
Homosexuelle etc.) in den 1970ern der 
weißen Mittelschicht die Stadt „gestohlen“ 
hätten, fast jede Brutalität gegen Ab- 
weichler/innen von der bourgeoisen Nor- 
malität rechtfertigt. Ihre materielle Basis 
hat diese Ideologie in der tatsächlichen 
Verschlechterung der Lebensbedingungen 
der Mittelklassen, die in New York wegen 
der restriktiven Sparpolitik in Folge der Fi- 
nanzkrise der späten 1970er mit großflä- 
chigem und sichtbarem Verfall von Infra- 
struktur, Schul- und Sozialwesen beson- 
ders drastisch war. Vor diesem — materiel- 
len und ideologischen - Hintergrund wur- 
de die beschriebene Raumstrategie der 
„Säuberung“ der Stadt in den 1990ern un- 
ter Bürgermeister Giuliani ab 1992 mehr- 
heitsfähig und stellt bis heute einen 
Aspekt der Verwaltung der überflüssig Ge- 
machten dar. 


Policing Political Dissent 


Auch bei der polizeilichen Regulierung von 
Demonstrationen und dergleichen werden 
seit einigen Jahren Rechte eingeschränkt, 
die auf der Basis von Urteilen des Supre- 
me Court im Laufe des 20. Jahrhunderts 
festgeschrieben wurden. So hat das Ge- 
richt 1939 in Hague v. CIO festgestellt: 
„die Nutzung von Straßen und Parks zum 
Austausch von Ansichten zu nationalen 
Angelegenheiten darf im Interesse aller re- 
guliert, sie darf aber nicht unter dem Vor- 
wand der Regulierung verkürzt oder vor- 
enthalten werden“. (9) In der Folge der 
Verrechtlichung des Protests hat sich ein 
Genehmigungssystem entwickelt, das de 
facto ein polizeiliches Mittel darstellt, „um 
politischen Dissens aktiv zu formen, wenn 
nicht gar ihn direkt zu kontrollieren“. 10) 
In jüngster Zeit, verschärft im post- 
9/11-Kontext und unter dem Mantel der 
„Terrorismusgefahr“ werden diese Geneh- 
migungen zunehmend räumlich enger ge- 
fasst. So war es der Protestkundgebung 
anlässlich des Parteitags der Republikaner 
im Sommer 2004 in New York nicht ge- 
stattet, wie geplant am Gebäude der UNO 
vorbeizuziehen und eine Abschlusskund- 
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gebung im Central Park abzuhalten - letz- 
teres unter dem Vorwand, der Rasen wür- 
de das nicht vertragen, obschon er zuvor 
bereits diverse Großveranstaltungen über- 
standen hatte. (11) Auch der regulierte 
politische Protest wird also auf diese Wei- 
se raumstrategisch ver- und im Wortsinn 
an den Rand gedrängt. Inwiefern Appelle 
an die vermeintliche „Öffentlichkeit“ städ- 
tischer Räume - seien sie idealistisch oder 
strategisch inspiriert — ein wirksames Mit- 
tel gegen diese Verdrängung sein können 
(12), wird sich in der Praxis zeigen. 

Viele Demonstrant/inn/en wollen sich 
darauf offenbar nicht verlassen und setzen 
stattdessen auf praktische Raumaneig- 
nung, um die polizeiliche „Ghettoisierung 
des Protests“ (13) zu überwinden. Zudem 
sehen sie sich wegen der mangelnden Me- 
dienresonanz und damit Wirkungslosig- 
keit der harmlosen genehmigten Kundge- 
bungen gezwungen, die räumlichen Vor- 
schriften zu übertreten. In großem Stil 
geschah das erstmals bei den Anti- 
WTO-Protesten in Seattle 1999, als sich 
rund 20.000 Demonstrantinnen über die 
auferlegten Einschränkungen hinwegsetz- 
ten. 

Diese Übertretungen der polizeilichen 
(Raum-)Ordnung liefern der Staatsgewalt 
den Anlass, ihrerseits die vom Supreme 
Court garantierten Rechte einzuschränken 
und zunehmend Demonstrationen auch 
wieder komplett zu verhindern oder doch 
zumindest brutal zu bekämpfen. Diese Po- 
lizeistrategie firmiert unter dem Namen 
„Miami Model“. Der Name geht auf das 
Vorgehen der Polizei (genauer: von über 
40 städtischen, einzelstaatlichen und zen- 
tralstaatlichen Polizeien) während der 
Proteste gegen die Verhandlungen über 
die Errichtung der Free Trade Organization 
of the Americas in Miami im November 
2003 zurück. 

Die drei Kernelemente der Strategie 
„auf der Straße“ sind massenhafte, prä- 
ventive Sicherheitsverwahrung potenziel- 
ler Protestierender, massive und ein- 
schüchternde Polizeipräsenz und exzessi- 
ve Informationssammlung vor und wäh- 
rend der Demonstrationen, die gegen (po- 
tenzielle) Demonstrantinnen auch im 
Nachhinein verwendet werden können. 
(14) Hinzu kommt eine Rückkehr zur voll- 
kommenen Verteufelung von Kundgebun- 
gen, die auch nur irgendwie links sind oder 
sein könnten. Alle Protestierenden als 
„Kommunisten“, „Anarchisten“ und „Ge- 
walttäter" zu diffamieren war in den USA 
bis weit in die 1970er Jahre gängig und 
wurde nur zwischenzeitig und bezogen auf 
„ordentliche“ Demonstrant/inn/en relati- 
viert. Im Vorfeld und während der Proteste 
in Miami gab es solche Relativierungen in 
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der polizeilichen Sprachregelung und bei 
den „embedded journalists“ (15) der bür- 
gerlichen Presse nur noch selten. Die ver- 
stärkte Öffentlichkeitsarbeit/Hetze war 
eine Lehre, die der Polizeichef und Ein- 
satzleiter in Miami, John Timoney, aus der 
desaströsen Berichterstattung über sein 
(„auf der Straße“ ganz ähnliches) Vorge- 
hen gegen die Protest-Kundgebungen zum 
Parteitag der Republikaner 2000 in Phila- 
delphia gezogen hatte, wo er zu diesem 
Zeitpunkt Polizeichef war. Seit „Miami“ 
gilt Timoney in polizeistrategischen und 
Medienkreisen als Held und sein repressi- 
ver Ansatz wird vielerorts kopiert. 


Leistungen und Grenzen 
der Raumstrategien 


Beim Umgang mit den Folgen des neolibe- 
ralen Klassenkampfs von oben greift der 
Staat zunehmend auf (ideologisch ver- 
brämte) Repression zurück. Dabei fungie- 
ren die Raumstrategien an verschiedenen 
Stellen als Mittel. Sowohl beim „Polizie- 
ren“ der überflüssig Gemachten als auch 
beim Umgang mit politischem Protest 
macht eine spezifische Eigenschaft räum- 
licher Praxen zum Zweck der staatlichen 
Kontrolle diese besonders geeignet: Indem 
ganz (polizei-)praktisch aus sozialen Phä- 
nomenen räumliche gemacht werden, in- 
dem also nicht mehr interessiert, warum 
jemand obdachlos oder gegen die Politik 
der Regierung ist, sondern nur noch, wo 
sie/er das ist, wird tendenziell vom Sozia- 
len überhaupt abgesehen und damit eine 
technokratische, verwaltende und Risiken 
managende Kontrollpolitik ins Werk ge- 
setzt, die dem Abschied von der zeitweilig 
für notwendig erachteten Integration auch 
Überflüssiger und Oppositioneller ins gro- 
ße Ganze der fordistischen Gesellschaft 
entspricht - und die zudem weit billiger 
ist. 

Die Übertretung dieser neuen staatli- 
chen Ordnungen kann eine Methode sein, 
sich der Neoliberalisierung der Städte ent- 
gegenzustellen. Und zwar nicht, weil die 
Räume, aus denen Randgruppen und Pro- 
test verdrängt werden, doch eigentlich „Öf- 
fentlich“ sind - das hieße, wie gesagt, 
bourgeoisen Ideologien anzuhängen -, 
sondern weil damit möglicherweise die so- 
ziale Natur der verräumlichten Konflikte 
verdeutlicht werden kann. 


Bernd Belina lebt in Berlin und arbeitet 
am Geographischen Institut der Uni Pots- 
dam. Von ihm erscheint im Frühjahr 
2006 beim Verlag Westfälisches Dampf- 
boot (Münster) „Raum, Überwachung, 
Kontrolle“. 
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We didn't cross the border, the border crossed us 


Ein Gespräch mit Elizabeth Blaney und Leonardo Vilchis 
von der Union de Vecinos aus Los Angeles 


Fast eine Million Menschen 
demonstrierten in Los Angeles 
am 25. März 2006 gegen 

eine Gesetzesinitiative der 
US-Regierung, die das 
„nationale Sicherheitsrisiko“ 
Migration ausschalten sollte, in 
dem sie den undokumentierten 
Immigrantinnen die soziale Si- 
cherung verweigert und deren 
Unterstützerlnnen kriminali- 
siert. Der Versuch konnte zu- 
mindest vorläufig abgewehrt 
werden. Manuela BojadZijev 
von der Gruppe kanak attak 
fragt nach, wie es dazu kam. 


Leonardo: Will man wissen, wie alles an- 
fing, müsste man bis zum Jahr 1847 zu- 
rückgehen, als US-amerikanische Trup- 
pen die mexikanische Stadt Los Angeles 
besetzten. Damit hat, wie wir hier sagen, 
die Grenze uns überschritten, und seitdem 
müssen wir uns gegen diese Grenze weh- 
ren. In den letzten Wochen hieß das, ge- 
gen den Versuch der reaktionärsten Teile 
der Regierung auf die Straße zu gehen, mit 
den Immigrantlinnen auch die Leute zu kri- 
minalisieren, die sie unterstützen. Jeman- 
den z.B., der einem Familienmitglied hilft, 
seinen Aufenthalt zu organisieren, Pasto- 
ren, die Immigrantinnen in ihren Kirchen 
Obdach gewähren, kurz alle, die uns ir- 
gendeine Hilfe anbieten, und sei es, dass 
sie einem Illegalen etwas zu essen geben. 
Das Vorhaben ist erst einmal gescheitert, 
was nicht heißt, das die Sache vom Tisch 
wäre. Leider können wir nicht sagen, dass 
die Straße den rassistischen Vorstoß zu 
Fall gebracht hat. Den Ausschlag haben 
parteitaktische Erwägung der Republika- 
ner und Demokraten im Blick auf die 
nächste Kongresswahl gegeben. Wir müs- 
sen uns jetzt schon darauf einstellen, dass 
sie nachlegen werden: Es wird wohl eine 
begrenzte Amnestie geben, es wird schär- 
fere Sanktionen gegen Leute geben, die 
ImmigrantiInnen beschäftigen und die Mi- 
litarisierung der Grenze wird weitergehen. 


Elizabeth: Auch wenn wir uns über das 
freuen, was hier in den letzten Wochen los 
war, und auch wenn die Demonstration 
und die anderen Proteste belegen, dass 
die ImmigrantInnencommunities noch nie 
so politisiert waren: Die Bewegung hat 
den Überschuss nicht zu nutzen gewusst, 
der in ihr steckte. Denn hier ging es nicht 
einfach um einen Einspruch gegen ein re- 
aktionäres Gesetz, sondern um eine Be- 
freiung, die in der Aktion selbst lag, in der 
kollektiven Freisetzung eines Gedankens, 
den wohl jedeR Immigrantin schon einmal 
gedacht hat: Was ist, wenn alle Latinos 
zusammen auf die Straße gehen? 


Leonardo: Das stimmt. Leute ohne Papie- 
re leben hier schon seit Generationen, eine 
lange, lange Zeit. Und in ihrem Bewusst- 
sein, in ihrer Kultur gibt es diese Vorstel- 
lung, diesen Gedanken schon sehr lange: 
Was, wenn wir eines Tages alle zur De- 


monstration gehen? Was, wenn wir eines 
Tages alle streiken? Das ist es, was sich 
jetzt artikuliert hat, oder was dabei war, 
sich zu artikulieren. Das Gesetz war da nur 
ein Anlass, es hätte auch etwas anderes 
sein können. Dazu passt, dass es nicht die 
Gewerkschaften und die politischen Orga- 
nisationen waren, die dieses Moment auf- 
gegriffen haben, sondern die mexikani- 
schen Radiostationen und die Musiksen- 
der, die alle in den Communities hören. 
Die DJs haben die Proteste entfesselt, und 
daran hing beides: die große Chance die- 
ser Bewegung, und die Gefahr ihrer Entpo- 
litisierung. 


Manuela: Verstehe ich das richtig: Ihr 
sagt, dass das, was die Bewegung ausge- 
zeichnet hat, ihre Herkunft aus der politi- 
schen Kultur der Leute, ihr innerer Zusam- 
menhang mit der individuellen und kol- 
lektiven Erfahrung, zugleich der Grund ih- 
rer Schwäche, letztlich ihrer Niederlage 
war? 


Elizabeth: Lass mich das an der Demon- 
stration selbst erläutern, an der Frage der 
weißen Hemden. Ursprünglich hatten die 
Communityorganisationen zu der Demon- 
stration aufgerufen und waren damit auf 
mäßiges Interesse gestoßen. Dann haben 
die Radioreporter und die DJs den Vor- 
schlag gemacht, auf Slogans, Transparen- 
te und alle eindeutig politischen Zeichen 
zu verzichten, und statt dessen in weiß auf 
die Straße gehen, mit weißen Hemden 
und T-Shirts. Das war es, was gezündet 
hat. Die Demo fand in Downtown statt, 
Meilen entfernt von East LA, wo die gro- 
Ben ImmigrantInnencommunities leben. 
Als ich früh morgens dorthin fuhr, um 
Freunde abzuholen, waren alle Bushalte- 
stellen schon von Menschentrauben umla- 
gert, und über die drei Brücken, die East 
LA und Downtown verbinden, zog ein un- 
unterbrochener Strom von Leuten. Da alle 
weiß trugen, war klar, dass diese Leute 
jetzt Meile um Meile zu Fuß nach 
Downtown, zur Demonstration gehen wür- 
den. Das war einfach großartig, unglaub- 
lich. Und doch war das von Anfang an wi- 
dersprüchlich: Einmal zeigte sich da der 
Überschuss, der Umstand, dass es nicht 
bloß um dieses Gesetz ging, um Forderun- 
gen, die man auf Transparenten und Flug- 
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blättern artikuliert. Zum andern aber 
steckte darin von vorneherein ein Entpoli- 
tisierung: Das Symbol sollte Frieden sein, 
nicht Konflikt. Und das war ein Teil der 
Botschaft, die durch die Radios verbreitet 
wurde. Die Stimme, die ein bestimmtes 
Bewusstsein entfesselt, kann immer die 
Stimme werden, die ihm die Politik wieder 
entreißt. Und diese Politik lautet: Wir wol- 
len als Bürger anerkannt werden, wir wol- 
len voll an dieser Gesellschaft teilnehmen, 
wir wollen die Macht, selbst zu bestim- 
men, wie wir repräsentiert werden, wer 
uns repräsentiert, welche Gesetze wir ha- 
ben. Deshalb haben sich die politischen 
Organisationen entschieden, farbige Klei- 
dung zu tragen, um zwischen all’ den wei- 
Ben Hemden ihre Anwesenheit zu zeigen. 


Leonardo: Das ist es, worum unsere Dis- 
kussionen momentan kreisen, und das be- 
zieht sich nicht nur auf Los Angeles. Wir 
fragen uns: Welche Bedeutung haben die- 
se politischen Praktiken zu diesem histori- 
schen Zeitpunkt? Im Februar 2003 gab es 
z.B. alle diese Demonstrationen gegen den 
Irakkrieg, weltweit — aber welche Effekte 
haben sie erzielt? Das ist der Punkt, an 
dem ich in Konflikt gerate mit den Bewe- 
gungen, die in Seattle ihren Ausgang nah- 
men. Wenn das nicht politisch organisiert 
wird, wenn es nicht um wirkliche Verän- 
derung und deshalb eben auch um Macht 
geht, sondern nur darum, die Stimme zu 
erheben und zu sagen, dass wir nicht der- 
selben Meinung sind, dann führt das zu 
nichts, dann gerinnen solche Demonstra- 
tionen zum Endprodukt und setzen nichts 
frei, was darüber hinaus geht. Und das hat 
eben damit zu tun, dass es keine organi- 
sierenden Strukturen gibt, die diese Ener- 
gien irgendwo anders hinführen könnten, 
auf ein anderes, vielleicht radikaleres, auf 
jeden Fall aber strategischeres Niveau. 


Manuela: Auf der anderen Seite sagt ihr 
aber, dass es die DJs und die Musiksen- 
dungen waren, die den Gedanken der Leu- 
te artikuliert haben, und dass die Gewerk- 
schaften und die politischen Organisatio- 
nen das nicht aufzugreifen wussten. Und 
aktuell zeigt sich doch, dass es die organi- 
sierten Strukturen sind, die Ruhe und Ord- 
nung wiederherstellen, die katholische 
Kirche, die Gewerkschaftsfunktionäre und 
Communitysprecher, die alten Immigran- 
tInnenverbände. Sie sind es z.B., die ihre 
Bemühungen auf die Maikundgebung 
richten, die sie gerade vorbereiten. 


Leonardo: Unsere Idee ist es, und da 
knüpfen wir an das überschüssige Mo- 
ment der Bewegung an, dass die Idee des 
Generalstreiks wieder aufgenommen wer- 


28 :» FANTÖMAS NR. 9 - 2006 


den sollte. Die ist immer mit der Idee ver- 
bunden gewesen, dass ein Tag kommen 
würde, an dem alle Latinos demonstrie- 
ren. Und auch wenn damit an einem be- 
sonderen Tag ernst gemacht wird, den nie- 
mand voraussehen und deshalb auch nie- 
mand planen kann, braucht eine solche 
Aktion ihre organisierende Struktur, die 
sich lange vorher bewähren muss, in den 
alltäglichen Auseinandersetzungen um 
Wohnungen, um bessere Löhne oder 
schlicht um das Recht, sich gewerkschaft- 
lich zu organisieren. Für uns ist die Uniön 
de Vicinos mit ihren Nachbarschaftskomi- 
tees eine solche Struktur. 


Manuela: Was versteht ihr unter einem 
Generalstreik der Immigrantinnen? Damit 
kann ja nicht gemeint sein, dass die Ge- 
werkschaften den proletarischen General- 
streik ausrufen, und am Tag drauf stehen 
die Fabriken still? 


Elizabeth: Die Themen der Immigrantin- 
nen werden normalerweise ausgeblendet. 
Ich meine die Fragen des Wohnens, der 
Gesundheit, der Jobs. Das ist weitgehend 
unsichtbar für die Leute in diesem Land, 
die für Meinungsbildung sorgen. Eine 
Möglichkeit, das zu ändern, ist sich zu ent- 
ziehen, und das ist es, was wir mit dem 
Generalstreik der ImmigrantiInnen meinen: 
dass also alle Immigranten für einen Tag, 
vielleicht nur für zwei Stunden zu arbeiten 
aufhörten, und damit all’ die Dienstlei- 
stungen liegen bleiben, die sie erbringen: 
öffentliche Dienstleistungen, auf die die 
ganze Stadt angewiesen ist, Dienstleistun- 
gen zugleich, die nur realisiert werden, 
weil ImmigrantInnen sie erbringen -— die 
selbst von all’ dem ausgeschlossen sind. 
Wenn man das klar machen kann, wird 
auch die Abstraktheit der Forderung nach 
Legalisierung einsehbar. Natürlich ist Le- 
galisierung wichtig, auch und gerade für 
diejenigen unter uns, die hier schon 20, 
30, 40 Jahre leben, die hier arbeiten, 
Steuern zahlen, deren Kinder hier zur 
Schule gehen. Doch sie trifft nicht den 
Kern der Veränderungen, die wir eigentlich 
wollen, Veränderungen, die sowohl mit 
konkreteren wie mit grundlegenderen Din- 
gen zu tun haben: die Möglichkeit, gute 
Gesundheitsversorgung, gute Schulen zu 
haben, die Möglichkeit, an einem Ort zu 
wohnen, wo du dich sicher fühlst, usw. 
Diese Aspekte fehlen zur Zeit in der Dis- 
kussion. Der Generalstreik wäre eine 
Chance, sie auf die Agenda zu setzen. 


Leonardo: Augenblicklich fehlen die Kräf- 
te, das durchzusetzen. Doch hat die De- 
monstration gezeigt, dass es da eine Po- 
tenz gibt, auf das man sich beziehen kann. 


Denn auch, wenn nicht zu erwarten war, 
was am Tag der Demonstration möglich 
wurde, ist dieser Aufbruch nicht vom Him- 
mel gefallen, sondern hat Jahrzehnte vor- 
her begonnen, seit sich Leute ohne Papie- 
re und Bürgerrechte an den alltäglichen 
sozialen Auseinandersetzungen beteiligen, 
sich in Gewerkschaften und Community- 
organisationen organisieren. Es geht nicht 
um die Organisationen, sondern darum, 
die kulturelle Präsenz der Immigrantin- 
nen, ihre Präsenz in den Lebensweisen der 
Stadt, zu politisieren. 


Manuela BojadZijev, Elizabeth Blaney und 
Leonardo Vilchis sprachen schon in Fan- 
tömas 1 vom „Sound der Alltagskämpfe“. 
Am Gespräch in Los Angeles beteiligt wa- 
ren auch Knut-Soeren Steinkopf und Su- 
sanne Lang von der Bildungsoffensive. 
Die gegenseitigen Besuche in Frankfurt/ 
Main und Los Angeles werden fortgesetzt. 
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periphere 
un-sicherheiten 


vom außen der reichen zentren. 
sicherheitszustände und -zuständigkeiten 
im globalen süden, vor allem in iran, irak, 
sierra leone. linke sichtweisen darauf heute 
und vor 25 jahren. 


[_] reese zum fehlgeschlagenen projekt nachholender entwicklung 
und zum selbstmanagement der elendsbevölkerung. 


[_] alnasseri über die auswirkungen der irakkrise auf den rest der welt 


und die möglichkeit grenzüberschreitender alternativprojekte im 
arabischen raum. 


[_| redaktionskollektiv der autonomie neue folge im jahr 1979 über die 
revolution im iran und die „hoffnung, mit fremden augen die realität 
der eigenen metropolen zu durchdringen“. 


L_| banse und seibert zur imperialen weltordnung, möglichkeiten 
Ihrer überwindung von unten und zum krieg in sierra leone. 


30 : FANTOMAS NR. 9 - 2006 


PERIPHERE UN-SICHERHEITEN 


Die neue Weltunordnung 


Vom „Entwicklungsstaat“ zum Management „globaler Herausforderungen“ 


Von Niklas Reese 


Nach dem 2. Weltkrieg wurde 
„entwicklung für alle“ zum 
Dispositiv der Weltpolitik. Was 
im Norden der fordistische 
Wohlfahrtsstaat übernahm, 
sollte im globalen Süden der 
„Entwicklungsstaat“ bewerk- 
stelligen: Akzeptanz für 
bürgerlich-kapitalistische Mo- 
dernisierung schaffen, für die 
„Normalisierung“ der Gesell- 
schaften sorgen und die dazu 
nötigen „fügsamen Körper“ 
produzieren, disziplinieren und 
pflegen. Heute ist das Verspre- 
chen geplatzt und hat die Ob- 
jekte der Entwicklung zum 
„Sicherheitsrisiko“ werden las- 
sen, das zu „managen“ bleibt. 


m Unterschied zur frühen Kolonialzeit 

galten nicht-industrialisierte und nicht- 

westliche Lebensweisen im Dispositiv 
der „Entwicklung“ nicht mehr als „wild“, 
sondern als „unterentwickelt“. Den „Ent- 
wicklungsländern“, ein Begriff, unter dem 
all die vielgestaltigen, nicht-westlichen 
Länder des globalen Südens zusammen- 
gefasst wurden, wurde „nachholende Ent- 
wicklung“ versprochen. Als „Entwick- 
lungsbahn“ (Arim Ziai) diente dabei das 
westliche Wirtschafts- und Gesellschafts- 
modell mit den USA an der Spitze. Setzte 
man anfangs auf bloßes Wirtschafts- 
wachstum als Entwicklungsstrategie, so 
gesellte sich mit der Einläutung des „Ent- 
wicklungsjahrzehnts“ Ende der 1960er 
Jahre auch Verteilung hinzu: „Redistributi- 
on with growth“ (Umverteilung mit 
Wachstum) hieß das Programm von Welt- 
bank-Präsident Robert McNamara. 

Der Entwicklungsdiskurs führte zu ei- 
ner Vertiefung und Verstärkung des colo- 
nial mindset, der kolonialen Denkweisen. 
Individuen und Gesellschaften nahmen 
sich weithin als arm, defizitär, unterent- 
wickelt und hilfsbedürftig wahr. Wo eine 
solche „Selbstführung“ aber nicht gewähr- 
leistet war und der stumme Zwang der 
Verhältnisse bzw. das Zuckerbrot der 
„Entwicklungshilfe“ nicht ausreichten, 
griff man in die Werkzeugkiste souveräner 
Macht: Gewalt gegen diejenigen, die sich 
dem Fortschritt verweigerten - bis hin zu 
Mord und Vernichtung. Der verengte Ent- 
wicklungsbegriff des Ökonomismus diente 
als Rechtfertigung für die Verletzung von 
Menschenrechten, für notwendige Opfer, 
um den „großen Sprung nach vorn“ zu 
schaffen. Auch die Kooperation mit Mili- 
tärdiktaturen in Afrika, Lateinamerika und 
Südostasien (und heute China oder Russ- 
land) war gang und gäbe: Hauptsache sie 
waren „unser Bastard“ (US-Präsident Ri- 
chard Nixon über Nicaraguas Diktator So- 
moza). 

Diese Gewalt war nicht einfach nackt, 
für sie galt paradigmatisch die Verbindung 
von Wissen und Macht, wie sie (auch) bei 
Foucault zentral ist: ExpertInnen aus dem 
Norden und westlich bzw. im Westen aus- 
gebildete lokale Technokratinnen legiti- 
mierten sich durch ihr besser(es) Wissen, 
untersuch(t)en die Minderwüchsigen, di- 


agnostizierten Abnormalitäten, verschrie- 
ben die benötigten Eingriffe. Dabei lassen 
sich Parallelen zu den Erziehungs- und 
Entwicklungsdiktaturen der asiatischen 
„Tiger“ (Japan, Südkorea, Taiwan, Singa- 
pur) mit ihrer autoritären Wirtschaftspoli- 
tik ziehen. Streikverbote und staatlich ver- 
ordnetes Lohn- und Sozialdumping waren 
dort gang und gäbe, allerdings auch Agrar- 
reformen, Ausbau der Infrastruktur und 
Ausbildung des „Humankapitals“, so dass 
eine Mischung aus selektiver Öffnung und 
Protektionismus dort immerhin Wohl- 
stand geschaffen hat. 

Der britische Politologe Tony Evans 
hält diese Parallele nicht für zufällig: „Wo 
soziale Unruhen die geschmeidige Fort- 
führung der Globalisierung gefährden, 
werden Demokratie und Menschenrechte 
hintangestellt. Entscheidungsmacherln- 
nen fragen selten nach Rechenschafts- 
pflicht, wenn die Beibehaltung der globa- 
len politischen Ökonomie auf dem Spiel 
steht. (...) Wo die Demokratie niedriger 
Intensität nicht mehr in der Lage ist, Dis- 
sens zum Schweigen zu bringen, (...) grei- 
fen Regierungen zu militärischer Gewalt.“ 
(1) Für das Entwicklungsdispositiv sind 
formale Demokratie, „Entwicklungsdikta- 
tur“ und der souveräne Staat mit seiner 
Macht über den Tod alle bloß Mittel zum 
Zweck. 


„Global challenges“ 


Anders als der Wohlfahrtsstaat ist der Ent- 
wicklungsstaat größtenteils ein Verspre- 
chen geblieben, an dem sich bloß die Oli- 
garchien bereichern konnten. Er diente 
mehr der Rhetorik der internationalen Or- 
ganisationen und der Industrieländer, als 
dass er realisiert wurde. Zugleich haben 
sich hinter dem missionarischen Anspruch 
der Entwicklungstheorie stets handfeste 
politisch-strategische und kommerzielle 
Interessen versteckt. Dabei wurden tradi- 
tionelle Sicherungsmodelle geschwächt, 
nichtkapitalistische Lebensweisen zer- 
stört, die Gefährdung durch Risiken erhöht 
und Verelendungsdynamiken verschärft. 
Wurde die dem Kapitalismus inhärente 
Produktion von Katastrophen lange ge- 
leugnet, bestreitet er nun, wo es nichts 
mehr zu leugnen gibt, die Vaterschaft. Ein 
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Beispiel aus jüngster Zeit ist der Tsunami 
im Indischen Ozean Ende 2004: Statt das 
Seebeben sozial und ökonomisch zu kon- 
textualisieren, wurde eine natürliche Kata- 
strophe konstruiert, der „wir“ ausgeliefert 
seien und die „wir“ hinnehmen müssten. 
Diese vorpolitische Sicht der Katastrophe 
wurde durch den Eindruck verstärkt, die 
Flut sei über eine Region hineingebro- 
chen, die zwar arm, doch merkwürdig un- 
berührt von Macht, Herrschaft oder Aus- 
beutung sei. Dass Tourismus, Garnelen- 
zuchtfarmen und eine sozial blinde und 
nicht naturverträgliche Entwicklungspoli- 
tik maßgeblich zum massenhaften Ster- 
ben so vieler Menschen und zum unge- 
heuren Ausmaß an Verwüstung beigetra- 
gen haben, wurde weitgehend ausgeblen- 
det. Statt die Mitverantwortung der Länder 
des Nordens zu thematisieren, wurde die 
„eine Welt“ zu einer „Verantwortungsge- 
meinschaft“ stilisiert. Dies geht einher da- 
mit, dass „im wohlhabenden Teil der Welt 
die Tendenz (besteht), Mitleid und Nächs- 
tenliebe an besondere Situationen zu bin- 
den, um damit ihr Nichtvorhandensein im 
täglichen Leben zu legitimieren und für 
normal zu erklären. Gerechtigkeit wird zur 
guten Tat, die über den Mangel an Gerech- 
tigkeit als geltende Norm hinwegtröstet 
(...), ein unpolitischer Pragmatismus, der 
sich nicht einmischen will, keine Partei er- 
greifen möchte, sich um Linderung der 
ärgsten Not kümmert, aber die bestehen- 
de Ordnung nicht mehr in Frage stellt.“ (2) 
Hier spiegelt sich ein Paradigmen- 
wechsel in der Entwicklungspolitik wider. 
Zu Beginn der 1990er Jahren diagnosti- 
zierten neue Ansätze der internationalen 
Politik eine wachsende „Weltunordnung“: 
Man sprach vom Scheitern der großen 
(Entwicklungs-)Theorie und entdeckte 
eine ungeordnete Anhäufung von global 
challenges (globalen Herausforderungen) 
- ein unkontrolliertes Wachstum von kon- 
fliktträchtiger Verelendung, die zu Masse- 
nemigration und „Migrationsdruck“ führt 
und in Drogenkriminalität, Fundamenta- 
lismus und Terrorismus, in der drohenden 
Ausbreitung von ABC-Waffen und schließ- 
lich in der Bedrohung der Lebensgrundla- 
gen durch eine Globalisierung der Um- 
weltprobleme kulminiert. Schadens- 
begrenzung und das Management eines 
potenziell chaotischen Weltsystems stan- 
den von nun an im Mittelpunkt des Inter- 
esses, das Axiom der Stabilität löste die 
Philosophie des Fortschritts in der Ent- 
wicklungstheorie ab. In der Form von „Kri- 
senprävention“, „ziviler Konfliktbearbei- 
tung” und seit dem 11.9.2001 auch als 
„Terrorismusbekämpfung“ wurde Ent- 
wicklungspolitik mehr und mehr zur er- 
weiterten und präventiven Sicherheitspoli- 
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tik gegen die „Chaos-Macht“ der globalen 
Herausforderungen. 

Dem in den 1980ern propagierten 
„Ende der Politik“ wurde nun das Konzept 
einer „Weltinnenpolitik“ (Dieter Senghaas) 
entgegengesetzt. Statt mit Menschenrech- 
ten und Eigenrechten der Natur zu argu- 
mentieren, wurde und wird bis in linke 
Kreise hinein auf „unser wohlverstandenes 
Eigeninteresse“ verwiesen, wenn erklärt 
wird, dass sich die Risiken von „Men- 
schenfluten“ und „Armutsterrorismus“ nur 
dann vermeiden lassen, wenn es zu einer 
gerechteren und ökologischeren Weltord- 
nung komme. Man erkannte, dass der 
Wohlstand des Nordens nicht ohne ökolo- 
gische Zerstörung der Erde auf fünf oder 
gar acht Milliarden Menschen ausdehnbar 
sei. Statt die Frage zu stellen, ob der Nor- 
den überentwickelt sei, wurde es unter 
neoliberaler Ägide zu „einer der zentralen 
Gestaltungsaufgaben des Staates, den 
Ausschluss eines wachsenden Teils der 
Bevölkerung aus der formellen Ökonomie 
und ihre Abdrängung in die Informalität 
(Unsicherheit und Marginalisierung) bzw. 
die Arbeitslosigkeit (Überflüssigsein bzw. 
Bereithalten als Reservearmee) zu mög- 
lichst geringen gesellschaftlichen Kosten 
zu bewerkstelligen, ohne die Stabilität des 
kapitalistischen Systems zu gefährden“. 
(3) 


Du bist nie zu dünn 


Eingeleitet wurde das Ende des Paradig- 
mas vom Entwicklungsstaat allerdings be- 
reits Anfang der 1980er, als die Schulden- 
krise die betroffenen Länder zu Protektora- 
ten der internationalen Finanzinstitutionen 
(IFis) machte. Ihre Ökonomien sollten mit 
der Magie des Marktes international wett- 
bewerbsfähig gemacht werden. Ziel war 
jetzt nicht mehr ihre Entwicklung, sondern 
die Schuldendienstfähigkeit. Weltweit 
wendete sich der Staat vom Ziel der Da- 
seinsfürsorge, also der umfassenden Be- 
reitstellung sozialer Infrastrukturen ab und 
zog sich aus gesellschaftlich wichtigen Be- 
reichen zurück. Die auferlegte Export- 
orientierung führte dazu, dass an Stelle 
von Grundbedürfnisbefriedigung und auto- 
zentrierter Entwicklung die Produktion von 
Luxusgütern trat, über die primär die Kauf- 
kraft der KonsumentlInnen v.a. im Norden 
entscheidet. Der Staat drohte „auf die Rol- 
le des örtlichen Distriktpolizisten reduziert 
zu werden, um das Minimum an Ordnung 
aufrechterhalten, das erforderlich ist, um 
die Geschäfte zu erledigen.“ (4). 

Der neoliberale „Minimalstaat“ war al- 
lerdings schon in den 1980ern kein reiner 
Nachtwächterstaat. Mit der selektiven De- 
regulierung ging eine Reregulierung ein- 


her, um die Verwertung des Nützlichen, 
kapitalfreundliiche Rahmenbedingungen 
und den Aufbau einer neoliberalen Welt- 
wirtschaftsordnung in Form von GATT 
(jetzt WTO) zu gewährleisten. 


Do it yourself! 


Die 1990er machten dann das Scheitern 
des „schlanken Staates“ unübersehbar. 
Gleichzeitig wuchsen die Proteste der glo- 
balisierungskritischen Bewegung, auf die 
es zu reagieren galt. So ist seit dem Welt- 
sozialgipfel 1995 und dem UN-Mil- 
lenniumsgipfel und seinem Aktionsplan 
2015 „Armutsbekämpfung“ zum zentra- 
len Ziel internationaler Entwicklungspoli- 
tik geworden. Ganz im Sinn neoliberaler 
Gouvernementalität geht es dabei allein 
darum, die Verwundbaren zu „aktivieren“, 
die Überflüssigen zu kontrollieren und sie 
zugleich zu Tätern ihres eigenen AuS- 
schlusses zu machen. Punktgenau auf 
Symptombekämpfung durch Investitionen 
und materielle Verbesserungen ausgerich- 
tet, soll „Armutsbekämpfung“ machbar 
sein, ohne die sozioökonomischen Mecha- 
nismen von Ausschluss und ungleicher 
Verteilung anzurühren. Armut wird nicht 
in den Kontext ihrer strukturellen Ursa- 
chen gestellt und der Fokus ihrer Bekämp- 
fung liegt nicht auf den Mangelzuständen 
(deren Behebung erhebliche Umverteilung 
erfordert), sondern auf Hindernissen, die 
beseitigt werden können, ohne dass Dritte 
Opfer bringen müssen. Sozialpolitik wird 
als „Sprungbrett” konzipiert, das zur Ver- 
besserung bzw. Stabilisierung der Lebens- 
situation beitragen soll. Dass dabei Bil- 
dungs- und Gesundheitsprogramme be- 
tont werden, ist nicht zufällig, sollen diese 
Sektoren doch der Herstellung individuel- 
ler Handlungsfähigkeit und dem Ausbau 
von „Humankapital“ dienen. 

Statt für eine gerechtere Verteilung von 
Ressourcen, Macht, und Wohlstand und 
somit für menschliche Sicherheit zu SOr- 
gen, bedeutet „Regieren“ Aktivierung von 
Engagement (Mobilisierung) und der Ent- 
scheidungsbereitschaft des Einzelnen 
(Empowerment),. unter dem Signum von 
Eigenverantwortung, und Eigeninitiative. 
Die Figur des aktiven Selbstunternehmers, 
der aus sich selbst ein „Projekt“ macht, 
wurde zum Vor- oder Leitbild der neolibe- 
ralen Subjektivierung, zum Persönlich- 
keitsmodell des Neoliberalismus. Dieses 
Subjekt kann auch ein kollektives Subjekt 
sein - Communities wie zum Beispiel Fa- 
milien, Nachbarschaften oder Nichtregie- 
rungsorganisationen, die in „die Spiele der 
Macht eingebunden werden und letztlich 
zu ihrer eigenen Verherrschaftung beitra- 
gen“ (5). Königsweg der Armutsbekämp- 


fung ist deshalb die (Selbst-)Konstituie- 
rung von Kleinstunternehmerlnnen und 
die Förderung von /ivelihood (Existenzsi- 
cherung, Lebensunterhalt) im Rahmen 
von Mikrofinanz- und Kleinkreditprogram- 
men. Wo immer möglich, sollen Eigenvor- 
sorge und Marktlösungen Vorrang erhal- 
ten. Das alte Fürsorgeprinzip wird wieder 
zur Geltung gebracht, indem auch der 
Staat nur dort einspringen soll, wo Indivi- 
duen, Familien oder soziale Netzwerke 
„versagen“. Unter dem Motto des targe- 
ting (Zielorientierung) werden Sozialtrans- 
fers an die „Ärmsten der Armen“ nur dann 
vorgenommen, wenn diese bedürfniszen- 
trierte Unterstützungsleistungen nicht 
„marktverzerrend“ sind. 

Gleichzeitig äußert sich in diesen Pro- 
grammen das affirmative Verhältnis des 
Neoliberalismus zu Risiko und Unsicher- 
heit: Risiken werden nicht mehr als zu be- 
seitigendes Defizit gesehen, sondern als 
konstitutive Bedingung für „individuelle 
Entfaltung“ und gesellschaftlichen Fort- 
schritt. Prekarisierung - ein Phänomen, 
das weit mehr als bloß Fragen von Armut 
und Verarmung berührt - ist darum kein 
Betriebsunfall, sondern ein erwünschtes 
Strukturmerkmal neoliberalisierter Gesell- 
schaften. 

Was den an den Wohlfahrtsstaat Ge- 
wöhnten im Norden erst mühsam beige- 
bracht werden soll, ist im Süden längst 
common sense: Die Rahmenbedingungen 
werden als unveränderlich ausgegeben 
und auch so wahrgenommen. Ökonomi- 
sche Probleme werden als individuelle 
Probleme begriffen und daher auch indivi- 
duelle Überlebensstrategien verfolgt. Statt 
soziale Probleme zu lösen, geht es darum, 
persönliche Probleme erfolgreich zu ma- 
nagen und produktiv zu nutzen. 


Vernetzte ortlose 
globale Mittelklasse 


Diese Armutsbekämpfungsprogramme 
dienen zugleich der Überlebenshilfe, weil 
sich das Problem der „Überflüssigen“ - die 
wachsende Zahl derer, die der Kapitalis- 
MUS produziert, aber nicht mehr nutzen 
kann - in den Gesellschaften des Südens 
bereits sehr viel krasser stellt. „Nord“ und 
„Süd“ werden in sozio-ökonomischer Hin- 
sicht immer mehr zu einer Bruchlinie zwi- 
schen Modernisierungsgewinnern und 
Modernisierungsverlierern - und das in 
Nord und Süd. Es bildet zugleich eine ort- 
lose globale Mittelklasse heraus, die öko- 
nomisch vernetzt, im Internet der Cy- 
ber-society kulturell verbunden, sozial 
etabliert und ökonomisch abgesichert ist. 
Die Verlagerung von (qualifizierten) Ar- 
beitsplätzen in den Süden verteilt den 
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Wohlstand zwar internationaler, führt zur 
Zeit jedoch nur zu einer Verschärfung der 
strukturellen Heterogenität zwischen welt- 
marktintegrierten und abgekoppelten Ge- 
genden und schafft kaum mehr als Inseln 
des Fortschritts in Ozeanen des Elends. 
Hundert „Entwicklungsländer“, viele von 
ihnen in Afrika, sind für den Norden für In- 
vestitionen aus ökonomischen Gründen 
nahezu bedeutungslos geworden, weil sie 
weder als Exportmärkte, noch als Produk- 
tionsstandorte, noch als Rohstofflieferan- 
ten von Interesse sind. Ausdruck für die 
Versorgung dieser Abgehängten ist der 
neue „entwicklungspolitische Katechis- 
mus“ (Christa Wichterich) der Millenium 
Development Goals (Millenni- 
ums-Entwicklungsziele,. MDGs), die sich 
mit der Abschaffung „extremer“ Armut be- 
scheiden: Nur wer weniger als einen Dol- 
lar pro Tag verdient, gilt nun noch als 
„würdiger Armer“, der Hilfe verdient hat. 
Im gleichen Sinne wird auch nur den von 
den IFls als „hochverschuldet und am 
ärmsten“ definierten Staaten („HIPCs“) 
ein Anspruch auf Entschuldung gewährt: 
Die Ärmsten sollen mit Krümeln ruhig ge- 
stellt werden, mehr als Grundschulbildung 
gestehen ihnen die MDGs nicht zu. 


Gefährliche Klassen? 


Weil Menschen sich solcher Behandlung 
immer wieder auch durch legitime, aber il- 
legale Widerstandsformen erwehren, mit 
denen indirekte und institutionalisierte in 
direkte physische Gewalt umschlägt, sol- 
len Feuerwehrmaßnahmen und Notfall- 
operationen in Form von Spendensamm- 
lungen und „friedenssichernden“ Militärin- 
terventionen die Ausgeschlossenen im 
Zaum halten. Wie systemgefährdend aber 
ist das Drohpotenzial der „Verdammten“ 
wirklich? Im Hinblick auf die Philippinen 
stellt der Soziologe Niels Mulder fest, dass 
„die Verachtung der gegenwärtigen politi- 
schen Situation weit verbreitet (ist). Das 
ist aber nicht notwendigerweise ein An- 
reiz, nach positiver Veränderung zu stre- 
ben. Solche Ansichten können auch Zynis- 
mus, Weltflüchtigkeit, Gleichgültigkeit, 
Konsumismus oder einen verbissenen In- 
dividualismus und eine bloße Überlebens- 
orientierung fördern.“ (6) Vom Staat er- 
warten die Armen wenig, die „Volksrevolu- 
tionen“ von 1986, 2001 und die jüngsten 
Proteste gegen Präsidentin Arroyo sind 
weitgehend Sache der Mittelklasse und 
der von ihr organisierten Armen geblieben. 
Die unorganisierten Armen, die bei weitem 
die Mehrheit stellen, beschränken sich in 
der Regel auf kurzfristige und konkrete 
Überlebensstrategien, zu denen allerdings 
auch „störende“ Aktionen wie das squat- 


ten gehören. Die Annahme, so der Sozio- 
loge Erhard Berner, dass von der Unzufrie- 
denheit Steuern zahlender Eliten für Re- 
gierungen eine größere Bedrohung ihrer 
Machtbasis ausgeht als von massenhafter 
Armut, wird unter Linken zwar nicht gerne 
gehört, dürfte aber von einiger Stichhaltig- 
keit sein. (7) So ist denn auch eher die 
weithin von der Mittelklasse getragene po- 
litische Zivilgesellschaft zum die Opfer 
systematischer staatlicher Repression ge- 
worden: AktivistInnen, die gegen Entwick- 
lungsaggression protestierten und für die 
Rechte der Marginalisierten eintraten, tat- 
sächliche und vermeintliche Mitglieder 
und SympathisantInnen von Rebellenor- 
ganisationen, Journalistinnen und Men- 
schenrechts- und Friedensaktivistinnen. 


Ausschluss der Verliererlnnen 


Obwohl die Ausmerzung von „Überflüssi- 
gen“, „Minderwertigen“ und „gefährli- 
chen“ Menschen“, von „Asozialen“ und 
„Gemeinschaftsfremden“ bis jetzt noch 
das Schicksal weniger ist, wird den Über- 
flüssigen das „Recht, Rechte zu haben“ 
(Hannah Arendt) nicht mehr unbedingt 
zugestanden. Vorerst re(a)giert das Sys- 
tem „bloß“ mit dem Ausschluss der Verlie- 
rerInnen aus den Räumen, die die Gewin- 
ner für sich beanspruchen und in denen 
sie sich in ihrem ästhetischen Empfinden 
oder den durch Kaufkraft hergestellten 
Platzansprüchen durch die Verlierer ge- 
stört fühlen. Neben Einkaufspassagen und 
gated communities (geschlossene Wohn- 
anlagen gehobenen Standards) gehört 
dazu allerdings auch die ganze Festung 
Europa. Was außerhalb dieser Kontroll- 
räume geschieht, bleibt weithin ohne Be- 
lang. Man überlässt diese Räume den 
Warlord- und „Selbstkontrollregimen“, zu 
denen auch die Selbstjustiz von Gangs 
zählt. In der südphilippinischen Stadt Da- 
vao sind allein 2004 mindestens fünfund- 
neunzig Menschen, v.a. Kinder und Ju- 
gendliche, die des Drogenhandels oder 
Taschendiebstahls bezichtigt werden, ver- 
einzelt aber auch linke Oppositionelle oder 
Menschenrechtsaktivisten, von Todes- 
schwadronen hingerichtet worden. Solche 
„Anarchie“ geschieht mit Duldung und 
zum Teil aktiver Partizipation staatlicher 
Machtträger. Oftmals gehören sogar Mit- 
glieder der Polizei den Todesschwadronen 
an und werden von der Justiz bestenfalls 
halbherzig verfolgt. Große Teile der Bevöl- 
kerung, aber auch Meinungsbildner haben 
das Zutrauen in den Staat verloren und be- 
werten das Treiben der Todeskommandos 
sogar positiv. In gelegentlichen Razzien in- 
terveniert der Staat allerdings auch direkt. 
um seinen Machtanspruch zu dokumen- 
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tieren — und sein Existenzrecht: Weil auf 
dem Gebiet der Sicherheitspolitik noch die 
Souveränität inszeniert werden kann, die 
in der Wirtschafts-, Finanz- und Arbeits- 
marktpolitik längst aufgegeben wurde, ist 
„Sicherheit“ zur Ersatzlegitimation eines 
Staates geworden, der sich durch Liberali- 
sierung, Deregulierung, Privatisierung und 
Weltmarktorientierung selbst kastriert hat. 


Vom Süden lernen 


Spätestens mit der Agenda 2010 ist der 
Neoliberalismus auch in Deutschland an- 
gekommen. Die „fetten Jahre“ sollen jetzt 
vorbei sein. Was wir nun in Deutschland 
erleben, ist allerdings seit Anfang der 
1980er bereits Alltag für Menschen in den 
Ländern, die von den IFls abhängig sind — 
mit ein Grund, warum viele Merkmale der 
„Kontrollgesellschaft“ dort schon länger 
an der Tagesordnung sind. Im Unterschied 
zu den Bessergestellten im Süden müssen 
die im Norden aber noch lernen, ihre Privi- 
legien ohne Gewissensbisse zu genießen 
und auch lernen, „was sie vor zwei Jahr- 
zehnten nur im Auslandsurlaub können 
mussten, nämlich: im Angesicht der Ar- 
mut anderer den eigenen Wohlstand le- 
ben.“ (8) 

In einer Reaktion auf eine Beschwerde 
über die „geschäftsschädigende Wirkung“ 
von Obdachlosen brachte die damalige 
Hanauer Oberbürgermeisterin 1996 das 
Dilemma der Modernisierungsgewinner 
hierzulande auf den Punkt: „Ich kann die 
Leute doch nicht erschießen.“ In Davao 
oder Rio de Janeiro hat man da weniger 
Skrupel. 


Niklas Reese zeigt als Mitarbeiter des So- 
zialprojekts des Asienhauses (asien- 
haus.de) „Eigeninitiative“ und ist in ver- 
schiedenen linken Zusammenhängen ge- 
gen die Agenda 2010 mobil. 


Anmerkungen: 

1) Tony Evans, The Politics of Human Rights, 
London 2001, S. 89ff. 

2) Thomas Gebauer in: Niklas Reese/ Stefan 
Eckhardt, Verflutet noch mal!, Essen, 2005, 
Sr 2e, 

3) Evans, a.a.0. 

4) Zygmunt Bauman in Kinder der Freiheit, 
Frankfurt, 1997, S.322. 

5) Peripherie Nr. 92, Editorial 

6) Niels Mulder, /nside Philippine Society, 
Quezon City 2004, S. 91. 

7) Erhard Berner in E+Z, 6/2005, 
www.inwent.org 

8) Friedhelm Hengsbach, Matthias 
Möhring-Hesse: Eure Armut kotzt uns an, 
Frankfurt 1995, S. 9. 
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Die Widerspenstigkeit der nomadischen Struktur 


Über den imperialen „Kampf der Kulturen“ und 
die Chancen eines grenzüberschreitenden Befreiungsprojekts 


Ein Interview mit Sabah Alnasseri 


Erleiden die USA und ihre Ver- 
bündeten nach dem Scheitern 
ihrer Versuche, Afghanistan 
und den Irak zu „befrieden“, 
im eskalierenden Konflikt mit 
dem Iran eine weitere Nieder- 
lage, wird der Bestand der 
herrschenden Weltordnung 
ohne Zweifel ernsthaft in Frage 
gestellt sein. Der nicht auszu- 
schließende Einsturz des Impe- 
riums allein aber ist noch 
lange kein emanzipatorisches 
Ereignis, im Gegenteil: Auf die 
mörderische Weltordnung des 
globalen Kapitalismus könnte 
eine „Weltunordnung“ von 
schlicht katastrophischem 
Charakter folgen. In derart un- 
Sicherer Lage stellt Fantömas 
Sabah Alnasseri die in linker 
Perspektive wichtigste aller 
Fragen: „Was tun?“ 
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Fantömas: Walden Bello, ein anerkann- 
ter Sprecher der globalisierungskriti- 
schen Bewegungen des Südens, hat ge- 
sagt, dass sich im irakischen Falludscha 
das Schicksal des US-Imperialismus ent- 
scheidet. Was hältst Du davon? 


Sabah Alnasseri: Bello denkt in Analogie 
zum Vietnamkrieg und in klassisch- 
antiimperialistischer Perspektive. Deswe- 
gen geht er davon aus, dass „der“ Imperia- 
lismus an einem bestimmten Ort, diesmal 
im Irak, zu Grunde gehen könnte. Doch ist 
Imperialismus heute ein globales Verhält- 
nis, dass sich in unterschiedlichen Formen 
reproduziert. Wenn der Irak trotzdem ein 
Ort ist, an dem sich die Widersprüche im- 
perialistischer Herrschaft verdichten, 
dann weil dort ihre hegemoniale Form auf 
dem Spiel steht, die neokonservative, die 
gegenwärtig die Politik der USA bestimmt. 
Diese Form von Imperialismus versucht, 
die globalen Verhältnisse bipolar umzu- 
strukturieren, und dazu dient den USA 
Samuel Huntingtons Szenario eines 
„Kampfs der Kulturen“. Das ist es, was im 
Irak und im arabischen Raum auf dem 
Spiel steht, nicht „der“ Imperialismus. 
Deshalb wird ein Scheitern der Neokon- 
seryativen im Irak zunächst einmal neue 
Formen imperialistischer Herrschaft her- 
vorbringen. Denkbar ist z.B., dass es zu ei- 
nem Kompromiss mit den irakischen Eli- 
ten kommt, der es den USA erlaubt, ihre 
Position ohne militärische Präsenz zu Si- 
chern. Soll der Widerstand gegen die neo- 
konservative Politik des „Kampfs der Kul- 
turen“ für die Reproduktion des Imperialis- 
mus überhaupt global gefährlich werden, 
muss er andere, globale Formen anneh- 
men. 


Das erinnert an die These einer anderen 
Sprecherin der Bewegungen des Südens, 
an Arundhati Roy. Auf dem Weltsozialfo- 
rum in Mumbai hat sie gesagt, dass es für 
die Bewegungen nicht darum geht, sich 
mit dem irakischen Widerstand zu soli- 
darisieren, sondern darum, selbst zum 
globalen Widerstand gegen die Besat- 
zung zu werden. Meinst Du das? 


Nur bedingt. Roy konstruiert einen 
„Hauptwiderspruch“, den zwischen dem 
von den USA dominierten Imperialismus 
und den globalen Bewegungen. Damit ver- 
deckt sie - ganz nach dem Schema von 
Haupt- und Nebenwiderspruch - die Viel- 
zahl der tatsächlichen Konflikte, allen vor- 
an die Konflikte im Irak. Was in diesem 
Schema als nebensächlich erscheint, 
kann aber sehr wohl dominant werden: 
Dass der Widerstand im Irak ultrakonser- 
vative Formen angenommen hat, ist doch 
nicht nebensächlich für das, was global 
möglich ist! 


OK, dann lass’ uns einen dritten Versuch 
machen. IrakerInnen aus dem Exil haben 
eine „Erklärung zum Dritten Jahrestag 
der Besetzung des Irak“ veröffentlicht, in 
der sie „sämtliche politischen Aktivisten 
und alle sozialen und religiösen Füh- 
rungspersönlichkeiten“ zu einem „echten 
nationalen irakischen Dialog“ aufrufen, 
der den „genuinen patriotischen Wider- 
stand mit einschließen“ soll, den „friedli- 
chen“ und den „mit anderen Mitteln“. 
Liegt darin nicht die Antwort auf die Fra- 
ge: Was tun? 


Der Aufruf wendet sich an „unser ganzes 
Volk“, fordert einen „vereinten, demokrati- 
schen und vollständig unabhängigen Irak“ 
und behauptet, dass „die Iraker Einheit, 
Frieden und Stabilität" wollen, um ein 
„Nationales Programm des Wiederaufbaus 
und der Entwicklung beginnen zu kön- 
nen“. Das ist ein arabisch-national- 
istischer Diskurs. Wenn man von der „Ein- 
heit der Iraker“ und vom „Volk“ spricht, 
dann spricht man vom arabischen Volk. 
Das schließt zum Beispiel die Kurdinnen 
aus und verdeckt zugleich all’ die anderen 
Widersprüche, die Widersprüche im Wi- 
derstand, aber auch die unter den Eliten. 
Versteht mich richtig: Auch ich halte die 
Bildung einer breiten Front im Kampf ge- 
gen die Besatzung für nötig, doch darf das 
nicht die Front eines „echten nationalen 
irakischen Dialogs“ und schon gar nicht 
die eines „genuin patriotischen Wider- 
stands” sein. Man kann zum Beispiel nicht 
negieren, dass die KurdiInnen den Sturz 


Saddams als Befreiung erlebt haben. Das 
muss man ernst nehmen, damit muss 
man den Anfang machen. 


Das klingt nach der Quadratur des Krei- 
ses. Kann das gelingen? 


Ja, wenn ein solches Bündnis nicht das 
Projekt einer bestimmten Kraft wird, son- 
dern es zu einer Kombination der verschie- 
denen Ansätze, zu einer vielfältigen Trä- 
gerschaft käme, die religiöse und säkula- 
re, schiitische und sunnitische, konserva- 
tive, liberale und linke Gruppen ebenso 
einschließt wie die Tribalorganisationen in 
Kurdistan und im südlichen und mittleren 
Irak. Und, um den Preis noch höher zu 
schrauben: Dabei dürfen weder Klassen- 
fragen, noch die der Geschlechterverhält- 
nisse, noch die tatsächliche Internationali- 
sierung unserer Erfahrungen übersprun- 
gen werden, in der dem Exil und der Mi- 
gration seit fünfundzwanzig Jahren eine 
entscheidende Rolle zukommt. Es muss 
also eine Lösung für die inneren Wider- 
sprüche eines solchen Bündnisses gefun- 
den werden, die niemanden ausschließt - 
außer den bloß zerstörerischen Kräften mit 
baathistischem oder radikalislamitischem 
Hintergrund. Schließlich darf es sich dabei 
nicht um ein „irakisches“ Projekt handeln, 
sondern das muss grenzüberschreitend 
angegangen werden und sich auf den ge- 
samten arabischen Raum beziehen, auch 
wenn es vom Irak ausgeht. Dabei kann 
dann auch in den Blick genommen wer- 
den, dass sich mit der Krise imperialisti- 
scher Politik im Irak die Spielräume der 
Politik z.B. in Lateinamerika erweitern. Ihr 
seht: Ich sage nicht, dass es ganz falsch 
ist, was Bello, Roy und dieser Aufruf sa- 
gen. 


Aber die Frage, wie so ein Prozess mög- 
lich werden soll, beantwortest Du so we- 
nig wie Bello oder Roy. Woher nimmst Du 
die Hoffnung auf eine solche emanzipa- 
torische Transformation und Erweiterung 
des Widerstands? 


Man muss dazu die zahlreichen Verschie- 
bungen seit 2003 beachten. Anfangs 
stand die Mehrheit der Bevölkerung dem 
US-Angriff passiv gegenüber und eine 
Minderheit versuchte, den Krieg mit spek- 
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takulären Aktionen in die Länge zu ziehen. 
Dieses Kalkül ist aufgegangen, das ist zu- 
nächst einmal eine Tatsache, auch wenn 
die Aktionen schrecklich waren und sind. 
Die im Krieg zerstörte Infrastruktur wurde 
nicht wieder aufgebaut, der Kreis der Ver- 
lierer erweitert sich enorm, die Mittelklas- 
se gibt ihre Hoffnung auf einen Aufstieg 
auf und schließt sich dem unbewaffneten, 
sogar dem bewaffneten Widerstand an. Es 
gibt inzwischen große Palette unterschied- 
licher politischer Organisationen, die in 
der Gegnerschaft zur US-Besatzung ver- 
bunden sind. Um drei Beispiele zu geben: 
Als das irakische Parlament eröffnet wer- 
den sollte, war es eine rein patriarchale 
Anstalt, in der die Teilnahme von Frauen 
nicht vorgesehen war. Dann haben die 
Frauen demonstriert und erzwungen, min- 
destens ein Viertel der Sitze für sie zu re- 
servieren. Zugleich haben sich konservati- 


ve Frauen Zugang zum Klerus verschafft, 


mittlerweile gibt es wenigstens eine weib- 
liche Rechtsgelehrte. Drittes Beispiel ist 
die autonome Gewerkschaftsbewegung 
im Süden des Irak. Sie ist weder staats- 
noch parteinah organisiert, kämpft so- 
wohl gegen die Besatzung als auch gegen 
Privatisierung. Obwohl sie erst seit drei 
Jahren existiert, zählt sie bereits 35.000 
Mitglieder und hat ein Mobilisierungspo- 
tenzial von 200.000 Leuten. Das nenne 
ich den offenen Prozess des Widerstands, 
und dem schließen sich mittlerweile auch 
konservative Kräfte an. Mit deren Einbin- 
dung wäre viel gewonnen, weil sie enor- 
men Einfluss auf die Landbevölkerung ha- 
ben. 


Und gerade wegen dieses schwierigen 
Prozesses kann und muss man für den 
sofortigen Rückzug der Besatzung sein? 


Wenn man das sofortige Ende der Besat- 
zung durchsetzt, werden sie ein bis zwei 
Jahre brauchen, ihre Truppen abzuziehen. 
Es geht um eine Botschaft: Seid ihr bereit, 
den Irak zu verlassen, sind wir bereit, zu 
verhandeln. Und dann brauchen wir einen 
föderalistischen Staat, in dem sich die Wi- 
dersprüche spiegeln, in dem sie ausgetra- 
gen werden können. Gelingt es nicht, die 
inneren Widersprüche ernst zu nehmen, 
wird der Prozess scheitern. Wie schwierig 
es ist, sie auszutragen, sieht man an der 


Regierungsbildung: Die Wahlen sind vier 
Monate her, aber wir haben noch immer 
keine Regierung. Darin drückt sich die 
Orientierungslosigkeit, doch auch die Of- 
fenheit aus. Dass das ein offener Prozess 
ist, heißt natürlich auch, dass es nicht um 
einen linken Prozess geht. Mein Punkt ist 
die Grenzüberschreitung. 


Gut, dass Du darauf zurückkommst. Du 
sagst, dass sich der Widerstand wenigs- 
tens auf den arabischen Raum beziehen 
muss. Was verstehst Du darunter? 


Mit dem Begriff des „arabischen Raums“ 
beziehe ich mich auf die für den Mittleren 
und Nahen Osten prägende Kolonialge- 
schichte, die natürlich nicht nur Araberln- 
nen betrifft, sondern auch KurdInnen, Ber- 
berInnen, den Iran, Afghanistan usw. Die 
Struktur dieses Raums wird institutionell 
durch das bestimmt, was ich die „nomadi- 
sche Staatsform“ nenne. Damit meine ich 
nicht den historischen Umstand, dass die 
Gesellschaften des ganzen arabischen 
Raums Nomadengesellschaften waren 
und in Teilen immer noch sind. Ich meine 
die Form von Staatlichkeit, die der Kolo- 
nialismus produziert hat, als er sich diese 
Gesellschaften unterworfen hat. Die aus 
dem Kolonialismus hervorgegangenen 
Staaten des arabischen Raums sind „no- 
madisch“, weil sie zwei Momente des 
alten Nomadismus übernommen haben: 
die kollektivistisch-klientelistische Orga- 
nisation von Herrschaft, und den Um- 
stand, nicht nationalräumlich fixiert zu 
sein. Der nomadische Staat ist kein Na- 
tionalstaat und wird auch nicht von einer 
nationalen Bourgeoisie getragen. Er ist 
eine grenzübergreifende Mischform stam- 
mesgesellschaftliicher und staatlicher 
Herrschaft. 


Was bedeutet diese „nomadische“ Struk- 
tur für soziale Kämpfe und politische Or- 
ganisierung, gerade im Bezug auf den 
Widerstand, von dem Du sagst, dass er 
„grenzübergreifend“ sein muss? 


Im arabischen Raum folgen politische Or- 
ganisierung und soziale Kämpfe seit dem 
Kampf gegen den Kolonialismus eigen- 
tümlichen „Pan“-Ideologien, früher dem 
Panarabismus, gegenwärtig eher einem 
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Panislamismus. Das hat exakt mit der no- 
madischen Staatsform zu tun, die nie auf 
ein nationales Projekt westlichen Sinns zu 
beschränken war und immer grenzüber- 
schreitenden und insofern inklusiven Cha- 
rakters ist. Dass erst die arabisch- 
nationalistischen, dann die islamitischen 
„Pan“-Ideologien hegemonial wurden und 
mit ihnen das sie finanzierende, von ihnen 
artikulierte „Islamkapital“, nicht aber eine 
sozialistische, hat mit strategischen Feh- 
lern der Linken innerhalb wie außerhalb 
des arabischen Raums zu tun, mit ihrer Fi- 
xierung auf die Staatsmacht. Emanzipati- 
on wurde über den Staat gedacht. Die Isla- 
miten hingegen versuchten, vom Staat 
wegzukommen und außerstaatliche sozia- 
le Institutionen zu etablieren - wie die Ha- 
mas zum Beispiel oder die Muslimbrüder, 
die Hisbollah. Dies hat die Linke margina- 
lisiert. Doch darf nicht vergessen werden, 
dass der Sozialismus im arabischen Raum 
ebenfalls als „Pan“-Ideologie funktionier- 
te, und dass er zeitweilig sehr stark war. 
Daran kann angeschlossen werden, weil 
es auf Grund der im gesamten arabischen 
Raum ähnlichen soziokulturellen Struktu- 
ren die einschließende Kraft für ein grenz- 
überschreitendes und eben nicht bloß 
„arabisches“ zivilisatorisches Projekt gibt. 
Der Konflikt im Irak verstärkt, auch wenn 
das nicht unmittelbar augenscheinlich ist, 
gerade diese latente Möglichkeit. So sind 
die aktuellen arabischen Regime massiv 
unter Druck geraten: Gehen die Leute ge- 
gen den Krieg auf die Straße, kann die Re- 
gierung schlecht gegen ihre Position sein. 
Doch stellen die Leute mit den USA auch 
diese Regime in Frage. Deshalb taumeln 
sie ständig einen Schritt vor und zwei zu- 
rück: sie übernehmen die Forderungen der 
Leute und verbieten ihre Demonstratio- 
nen. Das ist eine Position der Schwäche, 
die sich auch daran zeigt, dass sie es sich 
nicht leisten können, die neoliberale Agen- 
da eins zu eins umsetzen. Dem entspricht, 
dass im Libanon, in Marokko und Algerien 
immer stärkere demokratische und globa- 
lisierungskritische Gruppierungen in Er- 
Scheinung treten, die für ein grenzüber- 
schreitendes und im emanzipatorischen 
Sinn antiimperiales Projekt stehen. 


Das führt uns aufs Imperium zurück. 
Geht man davon aus, dass für die „Inter- 
nationale Gemeinschaft“ einerseits im- 
perialistische Motivationen treibend sind 
- von der Rohstoffsicherung bis zur ge- 
ostrategischen Kontrolle - und anderer- 
seits im engeren Sinn imperiale, also der 
Versuch der Aufrechterhaltung bzw. 
Durchsetzung von Weltordnung im Inter- 
esse eines global operierenden, vom Na- 
tionalstaat gelösten Kapitals - welche 
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Motivation leiten die USA als hegemonia- 
le imperial(istisch)e Macht? 


Man kann sicher partikulare Interesse auf- 
zählen, Öl, Militärbasen und anderes. 
Aber das sagt nichts über den globalen Zu- 
sammenhang imperialer Politik. Ausge- 
hend davon, dass es eine globale Krise der 
Weltordnung gibt, behaupte ich, dass die 
Neokonservativen in den USA es darauf 
anlegen, genau die Konstruktion Hunting- 
tons, also den „Kampf der Kulturen“, in 
Bewegung zu setzen. Sie wollen aus kultu- 
rellen Unterschieden tatsächlich ein Politi- 
kum machen und eine Umstrukturierung 
in Gang zu setzen, die nach Ende des Kal- 
ten Krieges eine bipolare Welt wieder her- 
stellt, ideologisch neu aufzieht. Die Ironie 
der Geschichte ist, dass die USA vor dem 
Ende des Kalten Krieges die islamische 
Revolution und mit ihr die schiitische 
Ideologie eindämmen wollten — und des- 
halb mit Saddam Hussein lange die sunni- 
tische Karte ausgespielt haben -, mit dem 
Einmarsch 2003 allerdings genau die 
schiitische Form des Islam verstärkt ha- 
ben, im Irak, in Iran, Afghanistan, Liba- 
non, Pakistan, Syrien. Deshalb, um darauf 
zurückzukommen, steht im arabischen 
Raum nicht „der“ Imperialismus, sondern 


seine neokonservative Form auf dem 
Spiel. 


Für wie wahrscheinlich hältst Du vor die- 


sem Hintergrund einen US-Einmarsch in 
Iran? 


Ein Krieg ist unwahrscheinlich, ich rechne 
eher mit chirurgischen Schlägen gegen 
strategische Orte, z.B. Atomanlagen. 
Noch besser wäre für die USA, wenn inne- 
riranische Kräfte dies erledigen würden. 
Allerdings ist es schwer, die Bush- 
Administration einzuschätzen, es gibt da 
eine Radikalität, die tendenziell irrational 
ist. Dem steht auf der anderen Seite Ah- 
madinejad gegenüber, ein Kerl aus ultra- 
konservativem Haus, der im Kampf gegen 
liberal-schiitische Kräfte nach oben kam, 
die durch den Irakkrieg geschwächt wur- 
den. Doch muss man gerade bei ihm zwi- 
schen Rhetorik und Realpolitik unter- 
scheiden. Es ist sehr unwahrscheinlich, 
dass er und seine Leute einen Krieg riskie- 
ren und jeden Kompromiss ablehnen: Sie 
haben sehr viel zu verlieren, haben erfolg- 
reich ein eigenes Entwicklungsmodell in 
Gang gesetzt. Die Atomanlagen sind ein 
Zeichen dafür, dass sich das Land indu- 
striell sehr viel weiterentwickelt hat als 
man dachte. Deshalb werden die Ver- 
handlungen auch von eher liberalen Kräf- 
ten geführt, es ist eine Arbeitsteilung. In 
diesen Verhandlungen agieren die Europä- 
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er äußerst ungeschickt, indem sie dem 
Iran im Grund kaum die Möglichkeit ge- 
währen, einen Kompromiss zu schließen. 


Was treibt die USA und die EU, wenn sie 
so vorgehen? 

Man hat die Gefahr entdeckt, dass es dem 
Iran möglich ist, innerhalb der Globalisie- 
rung eine Entwicklungsstrategie in Gang 
zu setzen, die zwar kulturell schiitisch da- 
her kommt, de facto aber innerhalb der 
iranischen Gesellschaft mehrere Klassen 
einbindet, auch die Arbeiter. Und das ist 
eine Gefahr sowohl für die Europäer als 
auch für die USA, weil sich da ein weiteres 
subimperiales Zentrum bilden könnte, ne- 
ben China, neben Brasilien. Das Problem 
ist, dass sich die konservativen Kräfte in 
den USA wie auch in Israel zu sehr auf ihre 
militärische Dominanz verlassen - das ist 
trügerisch. Hinzu kommt die extrem unge- 
schickte Verhandlung der EU mit dem 
Iran, die ihm wie gesagt keinerlei Spielräu- 
me ließ. Nimmt man das zusammen, 
muss man sagen: die Hauptgefahr bleibt 
die Bush-Administration. 


Das einmal zugegeben - was kann ange- 
sichts der antisemitischen Rhetorik und 
ultrakonservativen Politik Ahmadined- 
jads die Position einer globalen An- 
ti-Kriegs-Bewegung sein? 


Das Problem ist noch immer dasselbe wie 
1990/91 und 2003: Wie kann man gegen 
den Krieg sein, ohne Pro-Saddam oder 
eben Pro-Ahmadinedjad zu sein? Wenn 
man den Globus als Kontext sieht, muss 
man sowohl gegen den Krieg wie auch ge- 
gen das irakische oder das iranische Regi- 
me sein. Das heißt man muss gegen alle 
Kräfte sein, die dem imperialen Projekt ei- 
ner bipolaren Neustrukturierung der Welt 
im „Kampf der Kulturen“ in die Hände 
spielen. Im arabischen Raum heißt das, 
für das grenzüberschreitende Alternativ- 
projekt zu arbeiten, von dem ich sprach. 
Innerhalb dieses Alternativprojekts — das 
im Ganzen ja kein linkes ist - und in dem 
Bezug, den man von hier aus ZU diesem 
Projekt aufbauen muss, wird es dann dar- 
um gehen, Mehrheiten für materielle Frei- 
heitssehnsüchte zu mobilisieren, für eine 
Befreiung vom Imperialismus, die diesen 
Namen zu Recht trägt. 


Sabah Alnasseri ist Politikwissenschaftler 
und lebt in Frankfurt. Er ist der Herausge- 
ber von „Politik jenseits der Kreuzzüge. 
Zur aktuellen politischen Situation ım 
Mittleren und Nahen Osten“, Westfäli- 
sches Dampfboot Verlag, Münster 2004. 
Das Gespräch führten Frauke Banse und 
Thomas Seibert. 
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Wichtiger als der Rote Oktober! 


Die Iranische Revolution und ihre Bedeutung für die Linke 


Vom Redaktionskollektiv 
„Autonomie Neue Folge“ 


Herrschaft der Mullahs, Unter- 
drückung der Opposition: Mit 
der Iranischen Revolution von 
1979 verbinden sich keine an- 
genehmen Assoziationen. 
Kaum vorstellbar, dass die 
Revolution einmal zu großen 
Hoffnungen in Teilen der Lin- 
ken Anlass gab. Und dennoch 
war es so, wie der Auszug aus 
dem Editorial der Nummer 1 
der Autonomie Neue Folge 
vom Mai 1979 verdeutlicht. 
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Is wir bei unseren Massendemon- 
A seen am 2. und 3. in Westber- 

lin und Hamburg den Tod Benno 
Ohnesorgs und die erstmalige Praktizie- 
rung von Vorbeugehaft erlebten, hatten 
wir keine Hoffnung auf eine soziale Revo- 
lution gegen das despotische Pahlevi- 
Persien in absehbarer Zeit. Auch im ver- 
haltenen Nachklang fast zwölf Jahre spä- 
ter, anlässlich der iranischen Herbstmas- 
saker von 1978, war Zuversicht auf eine 
grundlegende Umwälzung im Iran nicht zu 
spüren. Mit den Kenntnissen um die 
Avantgarde des iranischen Widerstands 
war es schlecht bestellt. Über den Volks- 
widerstand selbst wussten wir überhaupt 
nichts. Unser Interesse war nicht gerade 
groß, die Beziehung der sozialrevolutionä- 
ren Gruppen zum untergründigen Rumo- 
ren in den iranischen Volksmassen gegen 
eine überstürzte Neuauflage der orientali- 
schen Despotie unter den Vorzeichen des 
„westlichen Fortschritts“ zu begreifen und 
auf unsere eigene metropolitane Situation 


zu beziehen. Inzwischen ist die iranische 
Revolution Wirklichkeit geworden. Wenn 
uns nicht alles täuscht, überragt ihre Be- 
deutung den roten Oktober 1917 bei wei- 
tem; sie ist dabei, mit ihren Erfahrungen 
und Inhalten an seine Stelle zu treten. Ein 
ungeheures Paradox für uns: mit dem 
Marxismus — unserem Marxismus — hat 
diese Revolution so gut wie nichts zu tun. 
Der soziale Aufstand der iranischen Mas- 
sen hat sich mit einer chiliastisch gefärb- 
ten wie traditionsreichen sozialrevolutio- 
nären Bewegung zur Rückeroberung von 
entfalteter und reicher sozialer Individuali- 
tät jenseits aller „objektiven“ Fortschritts- 
und Entwicklungsmythen verbunden. Der 
„neue Mensch“ des Schiismus, der die Re- 
volution massenhaft von unten voran- 
treibt, beginnt aus Gründen der Moral, der 
Menschenwürde, der Wiedererweckung 
von Gemeinschaftlichkeit in Familien- 
union und Gemeinde den autokratischen 
Sprung des Pahlevi ins 21. Jahrhundert 
mit seinen Kernkraftwerken, komplexau- 


tomatisierten Kombinaten und Agrofabri- 
ken zu stoppen. Er zielt auf humane Viel- 
falt, wenn er nach dem Volksaufstand die 
Debatten um Dezentralisierung von Öko- 
nomischer und politischer Macht und um 
die mit umstrukturierten Technologien zu 
bewerkstelligende Erneuerung der traditio- 
nellen Gemeinschaftlichkeiten der Unter- 
Klassen aufnimmt. 

Für uns ist das eine ungeheure Provo- 
kation. Provokation heißt Herausforde- 
rung. Lasst die iranische Revolution auf 
uns vom Standpunkt sozialrevolutionärer 
Solidarität, von unten her, wirken. Lasst 
uns erst einmal zuhören, auf den Begriff 
bringen, was dieser Massenaufstand ge- 
gen den  positivistisch-neokolonialisti- 
schen Fortschrittsmythos des Westens 
vorzubringen hat, der auch ein gut Teil un- 
serer eigenen maristisch-leninistischen 
Denkmuster ist. Erfolgreiche Revolutionen 
haben das Recht, erstgenommen, studiert 
zu werden, und scheinbar festgefügte 
Dogmengebäude zu erschüttern. (...) 

Unser bisheriger Internationalismus 
war eurozentristisch. Wir hingen immer 
denjenigen Avantgarden an, die letzten 
Endes nur das entwicklungsorientierte 
Weltbild der Metropolen reproduzieren 
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wollten: forciert natürlich, nachholend ak- 
kumulierend, gegen die Strategien der 
heutigen Metropolen-Multis gerichtet. 
Diese Art von Antiimperialismus war in ih- 
ren zentralen Inhalten durchaus affirma- 
tiv, auf die Erzeugung von atomisierter Ar- 
beitsmoral ausgerichtet, wenn auch auf ei- 
gene „avantgardistische“ Faust und außer- 
halb des aktuellen weltwirtschaftlichen 
Zyklus. Voraussetzung für die schon fast 
gesetzmäßig gewordene Enttäuschung 
über die Folgen dieser „Revolutionen“ war 
unser Liebäugeln mit einer Halbheit, die 
wir überwinden müssen. Es wird langsam 
Zeit, dass wir zuallererst einmal die Legiti- 
mität nicht-eurozentristisch geprägter so- 
zialrevolutionärer Praxis im Iran und in 
den drei Kontinenten überhaupt anerken- 
nen. Wir müssen endlich bereit sein, die 
sozialen Kämpfe der nichteuropäischen 
Volksmassen mit ihren eigenen Augen zu 
sehen und ihren eigenen Ohren zu hören, 
nicht mit unseren. Vielleicht werden wir 
dann eines Tages fähig sein, mit fremden 
Augen die Realität unserer eigenen Metro- 
pole zu durchdringen, in der unser Land 
ist. Vielleicht brauchen wir diese von au- 
Ben kommende Fremdheit, um zu unter- 
suchen, inwieweit es bei den Unterklassen 
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hierzulande noch etwas Eingewurzeltes, 
Beharrendes, auf den sozialen Menschen 
statt das Wirtschaftswachstum zum 
Atomstaat setzendes Verhalten gibt, das 
für eine sozialrevolutionäre Alternative 
wichtig ist. Vielleicht ist der Graben, der 
uns bis heute von den Unterklassen im ei- 
genen Land getrennt hält, ganz anders be- 
schaffen, als wir uns bislang vorstellten. 
Vielleicht gibt es tatsächlich hinter der so- 
zialtechnisch perfekt werdenden Fremd- 
heit des zum Arbeitstier degradierten me- 
tropolitanen Menschen der Massengesell- 
schaft seiner Tätigkeit, seinen Angehöri- 
gen und Nachbarn gegenüber alte Vorstel- 
lungen von Egalität, Würde, von Lebens- 
vielfalt zu entdecken, die entfaltungsbe- 
dürftig sind: Wir wissen es nicht, aber im- 
merhin werden wir uns die Sozialge- 
schichte von unten bis zurück ins 16. 
Jahrhundert, bis hin zum Bundschuh und 
zu Thomas Müntzer, neu aneignen müs- 
sen. Was auf jeden Fall ansteht, ist der 
Schritt über die Verweigerungsnegativität 
des atomisierten Massenarbeiters hinaus 
zur positiven sozialen Utopie, die auch 
hier zum Umsturz drängt, sobald sie kon- 
kret wird. 
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Die Protektorate des Imperiums 
Zur Kritik „humanitärer Interventionen“ - der Fall Sierra Leone 
Von Frauke Banse und Thomas Seibert 


Mit der absoluten Verelendung 
ganzer Regionen entstehen 
Ökonomien der Gewalt, deren 
Reproduktionsweise der auf 
Dauer gestellte Krieg ist. Mit 
ihnen Öffnet sich ein post- 
politischer Raum, der Rechts- 
brüche nicht mehr kennt, weil 
ihm Recht und Rechtlichkeit 
gänzlich fremd geworden sind. 
Die Ideologen des Empire pro- 
pagieren deshalb „humanitäre 
Interventionen“ und „liberale 
Protektorate“. Frauke Banse 
und Thomas Seibert erkunden 
die Voraussetzungen einer lin- 
ken Antwort auf ein Problem, 
das sich nicht abweisen lassen 
wird: zuerst entlang der Diffe- 
renz zwischen imperialer und 
imperialistischer Politik, dann, 
konkret, in Sierra Leone. 
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pätestens seit dem Ende der Block- 
Seorronaior sind die geopoliti- 
schen Strategien der global dominie- 
renden Mächte auch deshalb schwerer 
einzuschätzen als zuvor, weil sie zugleich 
von imperialistischen wie von imperialen 
Kalkülen bestimmt werden. Bei ersteren 
geht es primär um einen möglichst exklu- 
siven Zugriff auf territorial verortete Res- 
sourcen, Arbeitskräfte und Märkte im Rah- 
men einer Konkurrenz verschiedener im- 
perialistischer Nationalstaaten, die dabei 
jeweils im Interesse „ihres“ Kapitals zu 
handeln suchen. Im imperialen Kalkül da- 
gegen geht es nach Michael Hardt und 
Toni Negri darum, eine zunehmend deter- 
ritorialisierte und strukturell prekäre 
„Weltordnung“ zu sichern bzw. allererst 
durchzusetzen. (1) Wenn wir im folgenden 
wiederholt auf Hardt/Negri zurückkom- 
men, geht es uns nicht um ihre Theorie 
des Empires, sondern um eine erste Annä- 
herung an ein Problem, das wir mit Hilfe 
ihrer Begriffe vorläufig skizzieren wollen. 
Stellt auch das imperiale Kalkül Kon- 
kurrenzverhältnisse verschiedener Akteure 
in Rechnung, handelt es sich dabei weni- 
ger um eine Konkurrenz im Zugriff auf be- 
stimmte Territorien, als um die jeweilige 
Position und Kompetenz im globalen 
Machtgefüge imperialer Kontrolle und die 
Art und Weise der Durchsetzung und Ver- 
teidigung eines solchen grenzübergreifen- 
den Kontroll- und Sicherungsregimes. Hier 
wirken strukturale Zwänge, deren wich- 
tigster die Transformation der staatlichen 
Souveränität ist: Während innerimperialis- 
tische Konkurrenz zwischen einer Vielzahl 
nationaler Souveräne ausgespielt wird, 
verstrickt innerimperiale Konkurrenz ihre - 
formell meist nationalstaatlich organisier- 
ten - Mitspieler in einen Kampf um ihren 
Anteil an einer einzigen, der imperialen 
Souveränität. 


Empire und Imperialismus 


Ohne Zweifel besteht die Hauptschwierig- 
keit in der Analyse imperialistischer wie 
imperialer Politiken darin, dass beide im 
konkreten Einzelfall kaum eindeutig von- 
einander getrennt werden können. so war 
die um den Irakkrieg geführte Auseinan- 
dersetzung zwischen dem angloamerika- 
nischen und dem deutschfranzösischen 
Machtblock sicher auch eine Auseinander- 


setzung um den Zugriff auf die Ressourcen 
des Irak sowie die strategische Vormacht 
im Mittleren und Nahen Osten im Rahmen 
traditioneller innerimperialistischer Kon- 
kurrenzen. Doch wurden die Konflikte um 
Ressourcenströme, Arbeitskraft, Märkte 
und strategische Vor- und Nachteile von 
Anfang an von einer innerimperialen Kon- 
kurrenz um die Aufrechterhaltung und 
Durchsetzung von Weltordnung überlagert 
- in den Worten Hardt/Negris: von der 
Konkurrenz zwischen der cäsarischen 
Macht und der wichtigsten aristokrati- 
schen Macht um die Führung des Imperi- 
ums. In der ging es nicht darum, ob, SON- 
dern wie das zum „Sicherheitsrisiko“ ge- 
wordene Baath-Regime beseitigt werden 
durfte bzw. sollte. Dabei folgte die Forde- 
rung des deutschfranzösischen Blocks 
nach einer multilateralen Abstimmung des 
Vorgehens und nach dessen juristischer 
Legitimation durch die UNO vordringlich 
imperialen, weniger imperialistischen Kal- 
külen, während der Unilateralismus der 
USA ganz offensichtlich Ausdruck eines 
internen „imperialist backlash“ war, in 
dem die Berufung auf Demokratie und 
Menschenrecht eher als bloß ideologi- 
scher „Vorwand“ im klassischen Sinn des 
Begriffs diente. 

Tatsächlich ist der unterschiedliche 
Umgang mit der im formellen Sinn demo- 
kratischen, im engeren Sinn juristischen, 
in jedem Fall aber menschenrechtlichen 
Legitimation des eigenen Handelns eines 
der wichtigsten Kriterien, um imperialisti- 
sche und imperiale Politiken unterschei- 
den zu können. Natürlich sind Demokratie 
und Menschenrecht in den Kalkülen der 
Dominanzmächte der Globalisierung inso- 
weit „bloß“ fiktive Einsätze, als deren LO- 
gik materiell in jedem Fall auf die Verfü- 
gungsgewalt über den weltgesellschaftli- 
chen Reichtum und die Mittel seiner Re- 
produktion zielt und Demokratisierung 
deshalb immer nur begrenzt zugelassen 
werden kann. Sofern es imperialer Politik 
aber gerade deshalb, d.h. gerade aus der 
Nötigung, das Imperium führen zu müs- 
sen, immer auch um eine „pax imperiale“ 
geht, die als symbolische Geschäftsgrund- 
lage einer inklusiven Weltordnung funktio- 
nieren soll, bildet die Berufung auf eine 
formaldemokratische und formaljuristi- 
sche Legitimation zugleich einen realen, 
d.h. ernsthaft ausgespielten und somit 


wesentlich zum Kalkül selbst gehörenden 
Einsatz. Der Nachweis, dass die bean- 
spruchte Durchsetzung von Demokratie 
und Menschenrecht „vorgeschoben“ wer- 
de und es „in Wahrheit“ nur um Macht 
gehe, schließt also nicht aus, sondern ge- 
rade ein, dass die Ausübung dieser Macht 
- besser: dieser Führung - an der natürlich 
immer begrenzten Anerkennung von De- 
mokratie und Menschenrecht hängt. 


Der Gewalt Grenzen ziehen 


Deutlicher noch als in der innerimperialen 
Konkurrenz um die „Befriedung“ des Irak 
kann dies an den Debatten um die so ge- 
nannten „failed states“ bzw. die Einrich- 
tung „liberaler Protektorate“ in den Zu- 
sammenbruchsregionen des Globalen Sü- 
dens abgelesen werden. Dabei gehen die 
konzeptiven Ideologen eines solchen „Pro- 
tektionismus“ - in Deutschland etwa Er- 
hard Eppler, Ulrich Menzel und Herfried 
Münkler, bezeichnenderweise allesamt 
von der Linken kommend - von einem 
Problem aus, das sich imperialistischer 
Politik so nie gestellt hat: dem Problem, 
dass im globalen Empire nach außen sich 
abschottende, doch zugleich auch von in- 
nen bedrohte Zonen relativen Reichtums 
und relativer Zivilität von wachsenden Ge- 
bieten absoluter Armut, sozialer Verwü- 
stung und extremer Gewalt umschlossen 
werden, in denen eine Unterklasse der 
„Überflüssigen“ unter zum Teil unvorstell- 
bar grausamen Bedingungen ihr Überle- 
ben organisieren muss. Auch wenn selbst 
in den elendsten Winkeln dieser „Killing 
fields“ der Globalisierung noch spezifische 
Verwertungsinteressen ausgemacht wer- 
den können - Profite aus Mikrokreditöko- 
nomien, dem Waffen-, Drogen- und 
Rohstoffschmuggel oder der Vermarktung 
von Nicht-Regierungs-Organisationen ent- 
wendeten Hilfsgütern - können „humani- 
täre Interventionen“ zur Einhegung verwil- 
derter Gewaltverhältnisse mit solchen In- 
teressen allein nicht erklärt werden. 

Dafür spricht nicht zuletzt die eher poli- 
zeiliche Form der seit den 1990er Jahren 
zunehmenden „Weltordnungskriege“. (2) 
Bis zum Dritten Golfkrieg verliefen diese 
primär nach dem Muster einer Razzia, in 
der die Polizei ein von Gangstern be- 
herrschtes Stadtviertel „aufmischt“. In ei- 
ner solchen Aktion geht es nicht darum, 
das betreffende Gebiet dauerhaft von 
„Schurken“ zu säubern, um seinen Be- 
wohnerlnnen eine Perspektive auf „nach- 
haltige Entwicklung“ und „friedliche Betei- 
ligung“ zu eröffnen - folglich aber auch 
nicht oder zumindest nicht primär darum, 
Ressourcen und Arbeitskräfte zu verwer- 
ten und ihre Märkte zu öffnen. 
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Ziel ist zunächst einmal sicher die Fest- 
setzung der Elendsbevölkerung im eigenen 
Quartier, d.h. die territoriale Abschottung 
der „gated communities“ der noch prospe- 
rierenden Weltregionen. Zugleich aber soll 
demonstrativ klargestellt werden, wer ein 
„anständiger Bürger“ und wer ein „Schur- 
ke" ist und wo die Grenzen dessen liegen, 
was toleriert wird und was nicht. Letzteres 
hat dann mit dem realen und damit auch 
ernst zu nehmenden Einsatz der Demokra- 
tie- und Menschenrechtsanrufung zu tun: 
Soll unter den prekären Ein- bzw. Aus- 
schlussdynamiken des transnational ent- 
grenzten Kapitalismus überhaupt noch 
„Ordnung“ gewahrt werden, müssen dabei 
gerade die Standards und Normen zur Gel- 
tung kommen, in denen zwischen den 
Funktionseliten des Empire und den sie 
politisch tragenden globalen Mittelklassen 
ein nicht nur instrumentelles Einverständ- 
nis besteht. 

Deshalb richtet sich die Anrufung von 
Demokratie und Menschenrecht immer an 
wenigstens zwei Adressen. Einmal gilt sie 
natürlich den ins Visier der imperialen Poli- 
zeistreitmächte geratenen „Schurken“ 
selbst und wirkt als „letzte Warnung“, sich 
der Oberhoheit des imperialen Gesetzes zu 
unterstellen. Zum anderen aber richtet sich 
die „humanitäre Intervention“ nach innen, 
zielt auf die loyale Einbindung der globalen 
Mittelklassen und nimmt dabei deren ideo- 
logische Orientierung an liberaler Moderni- 
tät und zivilisatorischer Rechtlichkeit ernst. 
Das geht soweit, dass die Zahl der Zyniker 
unter den Propagandisten „humanitärer In- 
terventionen“ vermutlich gering zu schät- 
zen ist: Subjektiv sind die meisten Strate- 
gen und Ideologen des Empire wohl wirk- 
lich von der alt-liberalen Devise überzeugt, 
nach der es in der Politik darum geht, das 
größtmögliche Glück für die größtmögliche 
Zahl an Menschen zu verwirklichen. 

Deshalb waren die Taliban nicht erst 
nach dem 11.9. und nicht bloß deshalb 
„fällig“, weil sie einer zumindest partiellen 
Verwertung der faktisch überflüssigen 
afghanischen Arbeitskraft bzw. Ressourcen 
zunehmend im Weg standen. Unsere These 
ist vielmehr, dass sie ausgeschaltet werden 
mussten, nachdem sie mit der Sprengung 
der zum „Weltkulturerbe“ gehörigen Buddha- 
Statuen von Bamyan in symbolisch unmiss- 
verständlicher Weise unter Beweis gestellt 
hatten, dass mit ihnen „zivilisatorisch“ kein 
„Staat“ und kein „deal“ mehr zu machen 
war. „Symbolisch unmissverständlich“ 
muss hier wörtlich und unbedingt ernst ge- 
nommen werden, weil es im imperialen 
Kalkül - wie in jedem Herrschaftskalkül - 
nie nur um die effektive, materielle „Stö- 
rung“ der Ordnung, sondern immer auch 
um deren symbolische Geltung geht. 
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Aus demselben Grund aber darf die 
Auseinandersetzung um „humanitäre In- 
terventionen“ und „liberale Protektorate“ 
nicht einfach als ideologische Maskerade 
imperialistischer Raub- und Aneignungs- 
feldzüge missverstanden werden. Dies 
umso mehr, als dabei nicht nur die für das 
Empire unverzichtbare Loyalität der globa- 
len Mittelklassen, sondern auch das selbst 
nicht nur „nackte“, weil ebenfalls immer 
auch symbolisch artikulierte Überlebens- 
interesse der Unterklasse der „Überflüssi- 
gen“ auf dem Spiel steht - wie am Beispiel 
Sierra Leone gezeigt werden kann. 


World’s End, World’s Beginning 


Ein Jahrzehnt lang, von 1991 bis 2002, 
herrschte in dem westafrikanischen Land 
die absolut verwilderte Gewalt. Unter dem 
politisch durchaus rationalen Kalkül be- 
gonnen, das korrupte Regime des Präsi- 
denten Joseph Saidu Momoh zu stürzen, 
entwickelte sich der Bürgerkrieg schnell zu 
einer Ökonomie fortgesetzter Plünderung, 
deren „nachhaltigste“ Branche der auf 
Rechnung von Warlords unterschiedlichs- 
ter Rangstufen betriebene Diamantenhan- 
del wurde. Die Frustration mit dem Regi- 
me wurde durch die massive so- 
zial-ökonomische Ungleichheit verstärkt. 

Bald wurde der Kriegsdienst für zahllo- 
se junge Männer zur einzig attraktiven Ver- 
dienstquelle. Zum berühmtesten Profiteur 
wurde der jüngst wieder in die Schlagzei- 
len geratene frühere liberianische Präsi- 
dent Charles Taylor, Schutzherr der aus 
dem Nachbarland Liberia eindringenden 
Revolutionary United Front (RUF), der 
mächtigsten und grausamsten „Rebellen- 
bewegung“ des Bürgerkriegs. Neben ihr 
operierten drei bis vier weitere Kampf- 
gruppen, die sich in wechselnder Konstel- 
lation gegenseitig bekämpften und doch 
immer auch miteinander Handel trieben. 

Die Verwüstung, die der Konflikt hin- 
terlassen hat, ist unbeschreiblich. Über 
20.000 Menschen wurden mit Macheten 
die Hände oder Beine abgehackt, viele von 
ihnen verbluteten. Mehr als 40.000 Frau- 
en und Mädchen wurden vergewaltigt, vie- 
le auf lange Jahre zu sklavenförmiger Pro- 
stitution gezwungen. Ungezählt auch die 
Zahl der anderweitig Verstümmelten und 
Gequälten, der dauernd unter Drogen ge- 
setzten Kindersoldaten. Von den insgesamt 
nur fünf Millionen EinwohnerInnen wurden 
ca. zwei Drittel der Bevölkerung vertrieben 
und ungefähr 50.000 starben. (3) 

Die vielbeschworene „internationale 
Gemeinschaft“ und die Kolonialmacht 
Großbritannien zeigten in den ersten Jah- 
ren des Krieges nur wenig Engagement, 
den Konflikt zu beenden. Ausländische In- 
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vestitionen waren durch den Krieg nur 
marginal gefährdet, im Gegenteil: Der bri- 
tisch-südafrikanische Diamantenkonzern 
De Beers profitierte nicht schlecht vom bil- 
ligen Preis der aus dem Land geschmug- 
gelten Diamanten. 

1999 wurden die United Nations Mis- 
sion in Sierra Leone (UNAMISL) aufge- 
stellt, deren Aktivität auf Grund eines sehr 
beschränkt Mandats und zahlreicher inter- 
ner Probleme kaum Einfluss auf das 
Kriegsgeschehen hatte. Im Mai 2000 
nahm die RUF, von Sanktionen gegen den 
Diamantenhandel und Verlusten in Kämp- 
fen mit guineischen Truppen geschwächt, 
fünfhundert UN-Soldaten als Geiseln. Ver- 
mutlich wollte sie so, angelehnt an die Er- 
fahrung in Somalia 1993 und Ruanda 
1994, einen Rückzug der UN-Truppen er- 
wirken. Doch gab ausgerechnet die Geisel- 
nahme den Ausschlag für eine veränderte 
Strategie sowohl der UN als auch Großbri- 
tanniens. Die UN hatte aus dem Schock 
von Ruanda gelernt, zog sich nicht zurück, 
sondern verlieh der UNAMSIL ein „robus- 
teres” Mandat und stockte sie mit insge- 
samt 20.500 Soldaten zur weltweit größ- 
ten UN-Mission auf. Zugleich rüstete 
Großbritannien die bisher unterbezahlte 
und wenig effektive sierra-leonische Ar- 
mee auf und intervenierte selbst mit einer 
zweihundert Soldaten starken Eliteeinheit 
- wenn auch offiziell nur zum Schutz briti- 
scher Soldaten. 

Dennoch gilt die Intervention der Briten 
als Wendepunkt des Konflikts: „We have 
almost won a war without firing a shot ... 
Presence means a lot in this country“, sagt 
ein britischer Soldat. Nicht nur er ging da- 
von aus, dass die symbolische Aktion der 
früheren Kolonialmacht befriedende Wir- 
kung zeigte. (4) Das Risiko für die UN wie 
für Großbritannien war allerdings auch 
nicht sonderlich hoch: Sierra Leone ist un- 
gefähr so groß wie Hessen, mit der Auf- 
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stockung und Ummandatierung der 
UN-Mission war vom Erfolg der Operation 
auszugehen - und davon, dass ein solcher 
Erfolg der durch die Geiselnahme einmal 
mehr düpierten Institution UN gut zu Ge- 
sicht stehen würde. Wie hoch auch immer 
der Blutzoll war, den die Leute von Sierra 
Leone über all die Jahre zu leisten hatten, 
die Geiselnahme war eine Grenzüber- 
schreitung, die - hier drängt sich die Par- 
allele zur Sprengung der Buddhafiguren in 
Bamyan auf - schlichtweg nicht hinge- 
nommen werden konnte, sollte von „Welt- 
ordnung“ die Rede sein. Dieses Kalkül ist 
aufgegangen: Der Fall Sierra Leone gilt 
überall als Musterbeispiel eines gelunge- 
nen UN-Einsatzes. 

Ob die Mission tatsächlich friedens- 
schaffend war, bleibt nach dem Abzug der 
UNAMSIL Ende letzten Jahres offen. An 
der ökonomischen Ungleichheit hat sich 
nichts verändert. Die Jugendlichen, auf 
Grund der Perspektivlosigkeit ihrer Situati- 
on die damals am einfachsten zu rekrutie- 
rende gesellschaftliche Gruppe, sind heute 
genauso zukunftslos. Ein jüngst von der 
UN veröffentlichter Bericht lässt nichts 
Gutes vermuten: Der beste Arbeitgeber für 
Jugendliche in Westafrika ist der Krieg, so 
die Studie. (5) Allerdings sorgt sich die 
Protektoratsmacht Großbritannien um 
„Good Governance“, zielt auf Korruptions- 
bekämpfung, Aufbau von Rechtsstaatlich- 
keit, Weltmarktintegration durch Liberali- 
sierung und Stärkung der Zivilgesellschaft. 

All das gleichzeitig zu verwirklichen, 
erscheint jedoch als paradoxe Aufgabe, 
wie schon ein Blick auf die sierra-leoni- 
sche Zivilgesellschaft zeigt: Wo internatio- 
nale NGOs der einzig sichere Arbeitgeber 
von Intellektuellen sind, entsteht eine poli- 
tische Kultur, die sich vermittels massiver 
Konkurrenzen strukturiert und vor allem 
die Sprache der Geldgeber beherrscht. 
Dem entspricht, dass die „freie Presse“ ih- 
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ren JournalistInnen so wenig zahlen kann, 
dass diese ihre Artikel nicht auf den Ab- 
druck, sondern auf die Schmiergeldzah- 
lung hin schreiben, die fällig wird, wenn 
auf Veröffentlichung „verzichtet“ wird. 

Nicht weniger fragwürdig sind die di- 
versen Programme zur „Entwaffnung, De- 
mobilisierung und Reintegration“ (Disar- 
mement, Demobiliation, Reintegration, 
DDR). Durch sie erhalten frühere Kämpfer 
zwar eine Kurzausbildung z.B. als Schnei- 
der, doch bleibt denen oft nichts anderes 
übrig, als ihr Werkzeug schleunigst zu ver- 
kaufen, weil sie ihre Ware angesichts der 
Altkleiderschwemme aus Europa auf den 
Märkten Westafrikas sowieso nicht los- 
werden könnten. 

Politisch bedeutsamer ist allerdings, 
neben dem militärisch erfolgreichen UN- 
Einsatz, die Etablierung eines Sonderge- 
richts (Special Court) zur Verfolgung und 
Verurteilung schwerster Kriegsverbrechen, 
Der Komplex, der sich in der Hauptstadt 
Freetown wie ein UFO ausnimmt, ist 
durch die Verhaftung Charles Taylors wie- 
der in den Blick der Öffentlichkeit geraten 
und gilt als Musterbeispiel einer Kombina- 
tion internationaler und nationaler Strafge- 
richtsbarkeit, mithin als wichtige Referenz 
für die Etablierung des Internationalen 
Strafgerichtshofs in Den Haag. Doch fällt 
auch hier die Bilanz eher bescheiden aus, 
vor allem im Verhältnis zur parallel durch- 
geführten „Wahrheits- und Versöhnungs- 
kommission“ (Truth and Reconciliation 
Commission, TRC). 

Während der Prozess der Kommission 
vollkommen unterfinanziert war, den „Ver- 
söhungsprozess“ in gerade eben vier Mo- 
naten absolvieren musste und zentrale 
Teile seines Abschlussberichts von Prakti- 
kantInnen schreiben ließ, beschäftigt der 
Special Court überwiegend gut bezahltes 
und ausgebildetes Personal und wird wohl 
120 Millionen Dollar verschlingen. (6) 
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Das lässt den Schluss zu, dass das Son- 
dergericht mit der Verurteilung prominen- 
ter „Schurken“ eher der Legitimierung der 
Intervention vor der „Weltöffentlichkeit“ 
dienen wird. Auch wenn es selbstredend 
Sinn macht, Leute wie Taylor vor Gericht 
zu stellen, macht solches — mit Verlaub - 
Brimborium noch lange keinen Frieden 
nach einem Krieg, in dem vor allem Nach- 
barn Nachbarn terrorisierten. Das alles 
aber ändert nichts daran, dass der forcier- 
te Einsatz der UNAMSIL und der briti- 
schen Eliteeinheit ein furchtbares Gemet- 
zel beendet und Millionen Menschen zu- 
mindest den Schutz vor willkürlichen An- 
griffen und der Gefahr maßloser Demüti- 
gung und unwiderruflicher Verstümme- 
lung bieten konnte. 


Gegenmacht-im-Werden? 


Um keinen Zweifel aufkommen zu lassen: 
„Humanitäre Interventionen“ sind und 
bleiben in den allermeisten Fällen abzu- 
lehnen, und in einer Welt rasant zuneh- 
mender Verwüstung liegt die erste Aufga- 
be der Linken in der Denunziation der Ver- 
hältnisse, die ein, zwei, viele Sierra Leone 
schaffen. Deshalb geht es uns hier nicht 
um ein Pro und Contra zum nächsten „li- 
beralen Protektorat“, sondern um eine Re- 
flexion der Bedingungen, unter denen ein 
solches Entweder-Oder entschieden wer- 
den könnte. Die Unumgänglichkeit einer 
solchen Reflexion resultiert im ersten 
Schritt aus dem Umstand, dass Linke - 
sieht man von ausdrücklich pazifistischen 
Positionen ab - nicht prinzipiell gegen Ver- 
suche sein können, nötigenfalls „von au- 
Ben“ gewaltsam in Gewaltverhältnisse ein- 
zugreifen. Im zweiten Schritt hängt sie da- 
ran, dass uns, wenn wir den nächsten 
Bundeswehreinsatz im imperiallistisch)en 
Mandat wenigstens behindern wollen, 
nicht gleichgültig sein kann, wie sich die 


Fraktion der Linkspartei zu ihm verhält. 
Die würde „humanitären Interventionen“ 
auf längere Sicht ihre Zustimmung wohl 
nicht verweigern, wenn sie völkerrechtlich 
legitimiert im formaldemokratisch bestä- 
tigten UN-Auftrag erfolgen - an Gelegen- 
heiten dazu wird es in nächster Zeit nicht 
mangeln. Was also tun, was sagen, zu 
Sierra Leone, zu Dafur, zum Kongo, wenn 
wir mehr sagen wollen, als dass die Kata- 
strophe durch den globalisierten Kapitalis- 
mus bedingt ist? Sagen wir doch einmal, 
probehalber: Ja, im Mandat der UNO. Wo- 
rauf führt uns ein solcher Vorschlag? Da- 
rauf, die Demokratisierung der „internatio- 
nalen Gemeinschaft“ fordern zu müssen, 
eine radikale Transformation der UNO, de- 
ren erster Schritt die Abschaffung des Si- 
cherheitsrates wäre. 

Das ist zugegebenermaßen nicht son- 
derlich neu, gar nicht revolutionär und an- 
dererseits trotzdem, wie man so sagt, 
„ziemlich utopisch“. Es eröffnet aber eine 
strategische Option, die zu erproben wäre. 
Im Modell Hardt/Negris liefe sie darauf 
hinaus, sich im Gefüge der imperialen 
Souveränität auf deren „plebejische“ Stufe 
zu beziehen. Wird die cäsarische Position 
von den USA und die aristokratische Posi- 
tion von den mächtigsten Nationalstaaten, 
den internationalen Finanzinstitutionen 
und den multi- bzw. transnationalen Kon- 
zernen eingenommen, stellt die plebejische 
Position ein extrem heterogenes Ensemble 
dar, zu dem die schwachen und schwächs- 
ten Nationalstaaten, die massenmedial or- 
ganisierte „Weltöffentlichkeit“, die hundert- 
tausenden von Nicht-Regierungs-Organi- 
sationen aller Art gehören. 

Die Ränder der plebejischen Stufe fa- 
sern unausgesetzt aus und bezeichnen 
derart die Orte, an denen sich, von der 
Plebs nur diffus unterschieden, Multitu- 
den bilden: die nicht weniger heterogenen 
subjektiven Milieus der dem Empire im- 
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manenten Gegenmacht-im-Werden. Von 
diesen Rändern aus die Demokratisierung 
der UNO zu fordern und nach Möglichkeit 
durchzusetzen - anlässlich einer imperia- 
len Polizei- und Militäraktion und in einer 
Koalition, die von den Multituden einer 
global operierenden Antikriegsbewegung 
über die Netzwerke der NGOs bis hin zu 
plebejischen, gegebenenfalls auch einzel- 
nen aristokratischen Regierungen reichen 
könnte -— , würde dann einen politischen 
Ort schaffen, an dem veränderte globale 
Kräfteverhältnisse ihren institutionellen 
Ausdruck finden könnten. Zu erreichen ist 
eine solche Machtverschiebung aber nicht 
über das Problem „humanitärer Interven- 
tionen“ und schon gar nicht über „liberale 
Protektorate”, sondern nur im Kampf ge- 
gen die ökonomischen und politischen Ur- 
sachen gesellschaftlicher Katastrophen, in 
denen „humanitäre Interventionen“ als 
einzig noch möglicher Ausweg erscheinen. 


Frauke Banse und Thomas Seibert sind 
Redakteurin und Redakteur von Fantö- 
mas, leben gegenwärtig in Frankfurt/ 
Main und arbeiten in einer entwicklungs- 
politischen Hilfsorganisation. 
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theoretische 
un-sicherheiten 


über die machtwirkung von wissen und kontrolle 
im zeichen neoliberaler regierung, die alltägliche 
wahrscheinlichkeit des ausnahmezustandes und 
über die möglichkeiten, freiheitliche sicherheit 
von links her zu denken. 


[_| opitz erklärt mit foucault, was es mit dem (sicherheits-)dispositiv auf 
sich hat und warum der liberalismus zwingend unfreiheit produziert. 


|_]| diefenbach erklärt mit agamben, was hartz IV, die dämonisierung 
der rütli-schüler und die französischen riots mit kafka zu tun haben. 


|_] dieckmann geht den begriffen freiheit, sicherheit und solidarität nach - 
in vertikalen wie horizontalen sozialen verhältnissen, mit präferenz 
auf letzteren. 
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Jenseits von gut und böse 


Foucault und die Dispositive der Sicherheit 


Von Sven Opitz 


Nur eines scheint gegenwärtig 
sicher zu sein: der Umstand 
nämlich, dass die Chiffre der 


Sicherheit nahezu das gesamte 


Feld des Sozialen durchdringt. 
Sicherheit wird heute vermisst 
und angemahnt, in ihrem Na- 
men werden Kriege geführt 
und Wartezeiten an Flughäfen 
gerechtfertigt, sie soll beruhi- 
gen und versetzt in Aufregung. 
Sicherheit ist in aller Munde, 
umso wichtiger erscheint es, 
die Perspektive kenntlich zu 
machen, aus der man sich 
dem Phänomen nähert. Sven 
Opitz schlägt vor, Sicherheit 
im Anschluss an Michel Fou- 
cault als strategischen Einsatz 
eines „Dispositivs“ zu untersu- 
chen. 


as ist ein Dispositiv?“, fragt der 
Philosoph Gilles Deleuze in der 
Überschrift eines Aufsatzes, der 


in den 80er Jahren des letzten Jahrhun- 
derts das Werk seines Freundes Michel 
Foucault zum Gegenstand machte. Eine 
bündige Antwort sucht die interessierte 
Leserin jedoch vergebens in dem Text. Da- 
bei geistert der Begriff zu diesem Zeit- 
punkt bereits gut 20 Jahre im Vokabular 
vor allem französischer Denker umher. 
Man findet ihn bei Jean-Francois Lyotard, 
Pierre Legendre oder Jean-Louis Boudry in 
unterschiedlichsten Schattierungen. Und 
jedes Mal bezeichnet er kein distinktes 
Objekt, sondern den Modus der Verbin- 
dung heterogener Elemente zu einer Ord- 
nung. Deshalb ist die Frage nach dem Sein 
eines Dispositivs ein Täuschungsmanöver, 
die Figur des Dispositivs hat die Was- 
Frage immer schon in eine Wie-Frage ver- 
wandelt. Dem Dispositiv wohnt somit ein 
analytischer Appell inne: Nicht was es ist, 
soll man untersuchen, sondern wie es als 
artikulatorische Praxis funktioniert. 


Die Figur des Dispositivs 


Foucault selbst hat den Begriff des Dispo- 
sitivs wie nahezu alle anderen von ihm in 
Anspruch genommenen Termini weniger 
definiert als in actu erprobt. In „Der Wille 
zum Wissen“ von 1976 wird Sexualität 
systematisch als Einsatz eines Dispostivs 
behandelt, so dass es nahe liegt, an die- 
sem Gegenstand vorzuführen, wie der Be- 
griff das Denken ausrichtet. Vier allgemei- 
ne Kennzeichen lassen sich ausmachen. 
Sexualität als Einsatz eines Dispositivs 
zu begreifen, bedeutet erstens, dass Se- 
xualität nicht nur in, sondern unauflöslich 
mit einem Dispositiv auf dem Spiel steht. 
Als historische Struktur umschreibt das 
Dispositiv die Bedingungen des Zutagetre- 
tens der Sexualität, die es in dieser Form 
nicht immer gegeben hat und nicht immer 
geben wird. Foucault greift also mit dem 
Dispositiv das von ihm in den 1960er Jah- 
ren ausgearbeitete Konzept der episterne 
(1) auf, insofern jedes Dispositiv immer 
eine Ordnung des Sagbaren und Sichtba- 
ren etabliert. Es formiert epistemische Ob- 
jekte und legt in diesem Prozess fest, was 


zu einem bestimmten Zeitpunkt über sie 
sagbar ist und wie sie visualisierbar sind. 
Das Dispositiv selbst ist dabei weder wahr 
noch falsch, sondern organisiert die Be- 
dingungen der Zuordnung dieser Werte. 
Ein Denken des Dispositivs erschüttert 
deshalb den Glauben an Essenzen und 
Evidenzen, es fokussiert stattdessen histo- 
risch kontingente Prozesse der Emergenz 
von Sozialität. 

Zweitens muss jedes Dispositiv als eine 
Maschine begriffen werden, die Wissen 
produziert. Es setzt Systeme der Kommu- 
nikation, der Registrierung sowie der An- 
häufung und Verteilung von Informationen 
ein, deren unaufhörliches Operieren zu- 
gleich Machtwirkungen entfaltet. So geht 
die Formierung der Sexualität an der 
Schwelle zum 19. Jahrhundert mit der 
Formierung eines Wissens in so heteroge- 
nen Bereichen wie der Medizin, der Päd- 
agogik, der Biologie oder der Justiz einher. 
Als derart transversales Gebilde regt sie 
zum Sprechen im Modus des Geständnis- 
ses an und wird zum Vehikel der Diszipli- 
nierung in Schulen wie Familien. Sie er- 
hält Anschluss an den statistischen Appa- 
rat der Demographie und fungiert als Me- 
dium der Kontrolle des Fortpflanzungsver- 
haltens. Ein Denken des Dispositivs wird 
folglich nicht versuchen, gegen die Macht 
eine unberührte Wahrheit in Stellung zu 
bringen. Es motiviert vielmehr zu einer 
prinzipiellen Wachsamkeit gegenüber Pro- 
zessen der Wissensproduktion, die weder 
gut noch böse sind und in die das Denken 
stets verwickelt bleibt. 


Das Sprachliche und das 
Nicht-Sprachliche 


Drittens lenkt die Figur des Dispositivs den 
Blick auf jene Mechanismen, welche die 
Bedingungen der sozialen Existenz regu- 
lieren. Jedes Dispositiv implementiert ein 
Gefüge von Normen, das die Gewährung 
und den Entzug von anerkennbarem Sein 
dirigiert. Erst im Zuge der Unterwerfung 
unter diese Normen erlangt man als Sub- 
jekt Sichtbarkeit gegenüber anderen, wo- 
bei die jeweiligen Abweichungen in das 
Subjekt eingeschrieben werden. Anschau- 
lich ist hier erneut das Dispositiv der Se- 
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xualität, das die Körper normiert, das Be- 
gehren ausrichtet und Verhaltensweisen 
moralisierend in die Person hineinspiegelt. 
Das an der Figur des Dispositivs orientierte 
Denken betrachtet das Subjekt somit nicht 
als einen Ankerpunkt, der dem Sozialen 
vorausgeht, sondern als eine im Werden 
begriffene Immanenzform. Zugleich 
nimmt das Dispositiv keinesfalls selbst die 
Funktion des allmächtigen Subjekts ein, 
obgleich es dessen sprachliche Position 
belegt. Es ist weder Subjekt noch Objekt, 
als operative Struktur markiert es vielmehr 
den Prozess der Formierung von Subjek- 
ten und Objekten. In etwas verspielter 
Weise könnte man daher auch notieren: 
Es st ‚Un-jekt’. 

Viertens vollzieht Foucault mit dem 
Konzept des Dispositivs eine Akzentver- 
schiebung gegenüber der Diskurstheorie, 
die er in seiner „Archäologie des Wissens“ 
im Jahr 1969 vorgelegt hatte. Er lenkt den 
Blick nun explizit auf die gegenseitige 
Durchdringung der Register des Sprachli- 
chen und des Nicht-Sprachlichen. Weil 
das Dispositiv ein Gebilde des Zusammen- 
schlusses bezeichnet, dessen Elemente 
sowohl der Ordnung des Gesagten wie der 
des Ungesagten angehören, animiert es zu 
Fragen der folgenden Art: Welches Kalkül 
wohnt etwa einer Gefängnismauer oder ei- 
ner klinischen Technologie inne? Welche 
Materialisierungen begleiten einen Geset- 
zestext oder eine anthropologische An- 
nahme? Und welche Verbindungen geht 
eine organisatorische Matrix mit einem ar- 
chitektonischen Arrangement und einer 
wissenschaftlichen Theorie ein? Wenn 
also bereits der Diskursbegriff die Unter- 
scheidung von Materialität und Ideologie 
durchkreuzen sollte, radikalisiert das Kon- 
zept des Dispositivs dieses Ansinnen 
noch. 

Obwohl die vier Aspekte der episteme, 
der/s Macht/Wissens, der Subjektivierung 
und der diskursiven Materialität nun nach- 
einander abgehandelt wurden, besteht die 
eigentliche Attraktion des Dispositivbe- 
griffs zum einen darin, dass er sie zueinan- 
der in Beziehung setzt. So legt er es nahe 
zu untersuchen, inwiefern materielle 
Technologien gemäß einer spezifischen 
Logik der Sichtbar- und Sagbarmachung 
ein Wissen erheben, das Machtwirkungen 
entfaltet und subjektivierend wirkt. Zum 
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anderen beginnt es sich abzuzeichnen, 
wie sehr das Konzept des Dispositivs gän- 
gige Denkschemata aufbricht. Indem es 
die klassische Trennung zwischen Subjekt 
und Objekt unterläuft, erteilt es praktisch 
nebenbei den im sozialwissenschaftlichen 
Mainstream verbreiteten Akteurstheorien 
eine Absage. Zugleich verabschiedet es 
die Ebenendifferenz zwischen Mikro- und 
Makrotheorie. Denn eine diskursive For- 
mation aktualisiert sich immer in konkre- 
ten Praktiken, die deshalb nicht in Opposi- 
tion zu den Systemen des Denkens ste- 
hen, sondern selbst als gedachte unter- 
sucht werden müssen. 

Für Foucault bilden historische Dispo- 
sitive folgerichtig die strategische Gelenk- 
stellen zwischen disziplinären Techniken 
und biopolitischen Kalkülen. Und ebenso 
wie die Sexualität seit dem 19. Jahrhun- 
dert jene Nadel darstellt, welche individu- 
elle Körperpraktiken mit dem Wohlerge- 
hen der Bevölkerung immer wieder neu — 
und das heißt zwangsläufig: immer wieder 
anders — vernäht, deutet einiges darauf 
hin, dass auch der Rekurs auf Sicherheit 
nicht zuletzt im Horizont des so genannten 
„War on Terror“ eines der wirkungsmäch- 
tigen Dispositive der Gegenwart konfigu- 
riert. 


Das Gespenst der Sicherheit 


In der nun unterbreiteten Lesart entfaltet 
das Konzept des Dispositivs nichts weni- 
ger als die Leitlinien eines umfassenden 
Forschungsprogramms. Es legt der Analy- 
tik einige Fährten aus, denen im Folgen- 
den probeweise nachgegangen werden 
soll. Das Ziel besteht darin, erste Plausibi- 
litäten dafür zu sammeln, dass die Unter- 
suchung von Strategien der Sicherheit aus 
der hier vorgeschlagenen Perspektive loh- 
nend sein könnte. In welchem Licht, so die 
entsprechende Frage, erscheint die allge- 
genwärtige Thematisierung von Sicher- 
heitsbelangen, wenn man Sicherheit als 
Einsatz eines Dispositivs behandelt? 
Bereits die Arbeiten von Foucault zur 
modernen Gouvernementalität und von 
Francois Ewald zum Risiko geben dem 
Projekt einer Genealogie der Sicherheit 
entscheidende Hinweise. Aus ihnen geht 
hervor, dass sich das Problem der Sicher- 
heit im Kontext der liberalen Regierung in 


besonderer Form stellt und dass es im 
Zuge seiner eigenen Modulation funda- 
mentale Transformationen des gouverne- 
mentalen Raums einleiten wird. 

Für den Liberalismus erweist sich der 
Bezug auf Sicherheit als unabdingbar, in- 
sofern er nur auf diese Weise Interventio- 
nen zu begründen vermag. Schließlich ba- 
siert das liberale Kalkül primär auf der Be- 
hauptung, dass zuviel regiert werde. Erst 
die supplementäre Unterstellung, dass die 
fragilen Prozesse, aus denen sich die Poli- 
tik heraushalten muss, permanent be- 
droht sind und daher der Absicherung be- 
dürfen, rechtfertigt ein Eingreifen. Der lee- 
re Signifikant der Sicherheit fungiert hier 
als jenes strategische Relais, das den Li- 
beralismus gouvernementalisiert. Dieser 
muss den Umweg über die Sicherheit ein- 
schlagen, um im strikten Sinn regierungs- 
fähig zu werden, weil sie ihm erst die Opti- 
on eines Eingreifens eröffnet, das ein 
Nicht-Eingreifen ermöglicht. Zugleich 
zwingt der Bedarf an Sicherheit den Libe- 
ralismus dazu, innovativ zu werden. Er 
muss Mechanismen erfinden, welche die 
Systeme der Freiheitsproduktion gegen 
deren eigene Überschüsse absichern, 
ohne dass jene Freiheit, auf deren Grund- 
lage der Einzelne aktiv werden soll, eine 
Einschränkung erfährt. Damit erreicht das 
liberale Gouvernement durch den Rekurs 
auf Sicherheit seine selbstreferenzielle 
Schließung: Die Regierung identifiziert die 
Gefährdung der Sicherheit als ein Pro- 
blem, als dessen Lösung sie sich präsen- 
tiert. Folglich nimmt die Regierung in Ab- 
hängigkeit von der Art und Weise, in der 
sie Sicherheit problematisiert, eine jeweils 
spezifische Form an. 

| Bereits an dieser Konstellation lässt 
sich ablesen, dass Sicherheit einen Vektor 
im Inneren des Liberalismus darstellt, der 
die Prinzipien der Liberalität immer schon 
überschreitet. Es setzt die Liberalität ei- 
nem Drift aus und eröffnet dem liberalen 
Regime die Option der Illiberalität. Die 
Formierung der Sicherheit als epistemi- 
sches Quasi-Objekt implementiert ein 
ganzes „System der Akzeptabilität“ (Fou- 
cault), das Eingriffe in die Privatsphäre 
ebenso wie Restriktionen der Öffentlich- 
keit rechtfertigt und in letzter Konsequenz 
die vollständige Suspension des Rechts er- 
laubt. Damit rückt aber umso deutlicher 


die Frage nach der Beschaffenheit dieses 
Systems der Akzeptabilität in den Vorder- 
grund: Was sind die epistemischen Be- 
dingungen der Sicherheit, die einen sol- 
chen Drift zum Despotischen möglich ma- 
chen? 

Während das Sexualitätsdispositiv sei- 
ne Wirksamkeit gerade daraus bezieht, 
dass es die Sexualität essenziell in den 
vorgeblich natürlichen „Tatsachen“ veran- 
kert, verhält es sich im Fall der Sicherheit 
umgekehrt. Denn Sicherheit ist grundsätz- 
lich abwesend. Sie erscheint nur im Mo- 
dus des Versprechens, als immer wieder 
von neuem herzustellende. Das Narrativ 
der Sicherheit erweist sich deshalb von 
Fiktionalität durchwoben. Es verhandelt 
dramatische Spekulationen auf eine Zu- 
kunft, die in zwei Versionen ausgearbeitet 
wird: in einer abzuwendenden katastro- 
phischen Version und einer herzustellen- 
den Normal-Version. Als Vermittlungs- 
glied zwischen beiden firmieren Maßnah- 
men, für die jedoch aufgrund der hohen 
Fiktionalität im Voraus kein Maß existiert. 
Das erklärt, weshalb tatsächlich endlos 
über die Angemessenheit der Sicherheits- 
maßnahmen gestritten werden kann. An 
dem Umstand, dass nahezu jedes kultur- 
industriell verfertigte Szenario als Negativ- 
folie verwertbar ist, kann man ferner able- 
sen, dass kaum Sperrmechanismen gegen 
jene katastrophischen Fiktionalisierungen 
zur Verfügung stehen, mit denen sich das 
Sicherheitsdispositiv selbst befeuert. Es 
operiert eingebettet in eine Ökologie der 
Angst, an deren Reproduktion es sich be- 
teiligt und von deren affektiver Intensität 
es zehrt. 

Dieses Gemisch einer von Angstkom- 
munikation durchsetzten Fiktionalität be- 
wirkt den expansiven Drift der Sicherheits- 
logik. Ein Drift, der im Medium einer allge- 
meinen Kultur der Gefahr die Liberalität - 
paradoxerweise in ihrem eigenen Namen - 
in Illiberalität umstülpt. Dabei vermag das 
Sicherheitsdispositiv eine große Bandbrei- 
te von Phänomenen gemäß seiner eigenen 
Bedingungen zu behandeln: Die Gefähr- 
dung kann von Uhnterschichten wie von 
Pandemien ausgehen, von Sexualverbre- 
chern wie von klimatischen Phänomenen, 
von der eigenen Jugend wie von Fremden. 
Vor allem destabilisiert die gegenwärtige 
Ausbreitung der Sicherheitslogik den Fun- 
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dus an Unterscheidungen, die den Raum 
des Politischen lange Zeit strukturiert ha- 
ben. Spätestens seit dem zweiten Golf- 
Krieg werden Kriege als Polizeiaktionen 
durchgeführt, während das Militär im In- 
neren zum Einsatz kommen soll. Im sel- 
ben Moment mutiert der Krieg zur allge- 
meinsten Chiffre des Sicherheitsnotstands 
und durchkreuzt die Grenze zwischen In- 
nen- und Außenpolitik sowie zwischen Re- 
gel und Ausnahme. Nicht nur der Globus 
wird also heimgesucht vom Gespenst der 
Sicherheit. 


Das große Buch 


Zugleich pflegt das Sicherheitsdispositiv 
eine nahezu theologische Obsession des 
Archivs. Es wird zum privilegierten Ort von 
Überwachungsphantasien, in denen das 
Motiv des großen Buchs aufscheint, das 
die guten und bösen Taten verzeichnet 
und sie dem Allsehenden präsentiert. Seit 
den 1990er Jahren eröffnet insbesondere 
die Digitalisierung neue Quellen der Da- 
tensammlung, wobei im selben Moment 
Kapazitätsprobleme bei der Speicherung 
in den Hintergrund rücken. So beschloss 
das EU-Parlament im Dezember 2005 die 
„europaweite verdachtsunabhängige Vor- 
ratsspeicherung“ von Telefon- und Inter- 
netdaten aller 450 Millionen EU-Bür- 
gerInnen. Losgelöst von der klassischen 
Unschuldsvermutung gelten damit die Un- 
verdächtigen als verdächtig. Allerdings 
kämpfen die Datenschürfer mit einem ent- 
scheidenden Problem. Zwar ist der Zugriff 
auf große Datenmengen technisch mög- 
lich, man muss jedoch wissen, welche 
Fragen man an diese Daten zu richten hat. 
Beispielsweise wurden aufgezeichnete 
Hinweise auf die Anschläge vom 11. Sep- 
tember erst am darauf folgenden Tag aus 
dem Arabischen übersetzt - als man 
wusste, wonach zu suchen war. Gleichzei- 
tig ist es alles andere als sicher, ob die um- 
fassende Datensammlung den erklärten 
Sicherheitszwecken dienlich sind, da der 
neue Rechtsbrecher sich auf diese Bedin- 
gungen einstellt, indem er dort, wo andere 
Spuren hinterlassen, nichts hinterlässt 
und bloß als Abwesenheit auftaucht. Auch 
wenn das Sicherheitsdispositiv also auf 
spektakuläre Abweichungen gerichtet ist, 
dient das in ihm kumulierte Macht/Wissen 
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faktisch einer umfassenderen Regierbar- 
machung. 

Mit Blick auf die Archivfunktion deutet 
sich außerdem an, dass sich das Sicher- 
heitsdispositiv anhand spezifischer Tech- 
nologien reproduziert. Dabei werden un- 
terschiedlichste Technologien als Sicher- 
heitstechnologien verdoppelt: Neben Tele- 
fon und E-Mail-Anwendungen re-codiert 
das Sicherheitsdispositiv auch Maut-Sys- 
teme, Gesundheitskarten oder Fussball- 
tickets, letztere etwa durch den Einbau 
von RFID-Chips (Radio Frequency Identi- 
fication Device). Bildgebende Verfahren 
wie die Kernspintomographie sollen nicht 
nur Krankheiten aufspüren, sondern das 
Gehirn beim Lügen ertappen, während die 
Nutzung von Kundendaten im Rahmen 
der Terrorbekämpfung Servicebelange von 
Sicherheitsbelangen ununterscheidbar 
macht. Einen besonderen Stellenwert be- 
sitzen Techno-Funktionen der Identifizie- 
rung, weil Anonymität im Dispositiv der 
Sicherheit prinzipiell suspekt erscheint. 
Als Kontingenzblocker wird derzeit der 
Körper favorisiert, dessen biopolitische 
Registratur das Versprechen der Unver- 
fälschbarkeit birgt. 


Normalisierungsmaschinen 


Vor allem zeichnet das Sicherheitsdisposi- 
tiv die Differenz von Inklusion und Exklusi- 
on in den gouvernementalen Raum ein. 
Vor diesem Hintergrund lässt sich das Re- 
pertoire der Sicherheitstechnologien in 
solche der Kontrolle und solche der Ein- 
schließung unterscheiden. Erstere struktu- 
rieren situative Kontexte, indem sie be- 
stimmte Verhaltensweisen begünstigen, 
andere unwahrscheinlich machen. Das 
Ziel von Videoüberwachung, optischem 
Management (z.B. in Bezug auf „Sauber- 
keit“) oder Maßnahmen der Raumgestal- 
tung besteht darin, Zirkulationsbewegun- 
gen zu kontrollieren, ohne sie zu blockie- 
ren. Als Normalisierungsmaschinen kalku- 
lieren die Kontrolltechnologien Toleranz- 
schwellen und realisieren flexible Sortier- 
praktiken. Sie sichern Inklusionsformen 
ab und leiten zugleich den entsprechen- 
den Ausschluss von Personen ein. 
Parallel zu derart beweglichen Kontroll- 
formen mit zum Teil freiheitlichem Ausse- 
hen setzt das Sicherheitsdispositiv massiv 
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auf Techniken der Einschließung. Neben 
dem Anstieg der Gefängnispopulation 
weltweit in den letzten Jahrzehnten mani- 
festieren sich die Besonderheiten des der- 
zeitigen Rückgriffs auf totale Institutionen 
in der schleichenden Transformation der 
Schuldstrafe in eine Präventionsstrafe. Im 
Zeichen der Sicherheit wandelt sich das 
Gefängnis von einer Besserungstechnolo- 
gie zu einem Ort der bloßen Verwahrung 
von als riskant eingestuften Personen; Ex- 
klusion wird zum Ziel der Strafe. Gleich- 


ment der jüngsten US-Sicherheitspolitik 
waren. 

Bei allen angesprochenen Technolo- 
gien handelt es sich insofern um soziale 
Technologien, weil in sie politische Pro- 
gramme, Wunschvorstellungen und nicht 
zuletzt Subjektierungsweisen eingeschrie- 
ben sind. Während Foucault die Konstitu- 
tion des Anormalen im 19. Jahrhundert 
als Prozess beschreibt, der das Delikt mit 
Hilfe gerichtsmedizinischer Gutachten in 
einer Seinsweise verdoppelt, um so die 


ausgehen, dass auch die Vorgänge des 
permanenten Gesehen- und Regis- 
triert-Werdens Rückwirkungen auf die 
Form des Subjekts haben. Slavoj Zizek di- 
agnostiziert einen „spezifisch protopara- 
noiden Modus der Subjektivierung“, der 
das Ergebnis von Anrufungen ist, auf die 
der Einzelne keinen Zugriff hat. Der Einzel- 
ne weiß, dass Datenbanken zirkulieren, 
die seine symbolische Identität bestim- 
men, er kann jedoch über deren konkreten 
Inhalt nur spekulieren. 


zeitig korrespondiert die aktuelle Konjunk- 
tur der Folter direkt mit der dargelegten 
Logik der Sicherheit. Denn wer mit dem 
Unerwarteten rechnen muss, wird sich 
selbst die Lizenz ausstellen, mit jeder Re- 
gel zu brechen, um ebenso unberechenbar 
zu bleiben wie die Gefahr. So verwundert 
es nicht, wenn die vom Center on Law and 
Security der New York University angefer- 
tigte Studie The Torture Papers - The 
Road to Abu Grahib auf 1200 Seiten dar- 
legt, dass Folterungen ein gezieltes Ele- 
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Seinsweise selbst als Delikt zu behandeln, 
haben aktuelle Sicherheitspolitiken einer- 
seits die Tendenz, den Einzelnen nur noch 
als Oberflächensubjekt anzurufen. Der Tä- 
ter muss der Tat immer weniger Tiefe ge- 
ben, weil es für die Kontrolle von Situatio- 
nen unerheblich wird, dessen verborgene 
Persönlichkeit zu kennen. Das Risikoma- 
nagement macht sich nichts aus individu- 
ellen Motiven, diese verlieren zudem als 
Gegenstand von Korrekturmaßnahmen an 
Bedeutung. Allerdings kann man davon 


Gefährliche Subjekte 


Andererseits darf nicht übersehen werden, 
dass gerade das Sicherheitsdispositiv in 
massiver Weise entwertete Subjekte her- 
vorbringt - und sie bis an den Rand der 
vollständigen Suspension des Subjektsta- 
tus führt. Es greift dabei regelmäßig auf 
Strategien der Moralisierung, der Dämoni- 
sierung und der Ethnisierung zurück. Der 
bedrohliche Fremde betritt ebenso die 


Bühne wie der monströse Verbrecher; be- 
reits das Schema vom Kampf der Kulturen 
ermuntert dazu, je nach Perspektive ho- 
mogene Lager des Guten und Bösen zu 
identifizieren. Auch die Schwelle zum 
Wahnsinn wird unter Sicherheitsaspekten 
neu gezogen. Judith Butler hat darauf auf- 
merksam gemacht, dass die US-Re- 
gierung zur Rechtfertigung der unbegrenz- 
ten Haft im Rahmen des War on Terror ei- 
nen Präzedenzfall anführt, der die Praxis 
der unfreiwilligen Krankenhauseinweisung 


THEORETISCHE UN-SICHERHEITEN 


kontingent und hochplausibel. Die hier 
skizzierte Mechanik legt allerdings den 
Schluss nahe, dass die Problemformel von 
Gefahr/Sicherheit nicht zu unterschätzen- 
de Gefahren birgt. Dabei erweist sich das 
Dispositiv alles andere als statisch, son- 
dern befindet sich im Zustand permanen- 
ter Re-Organisation. Gerade die Chiffre der 
Sicherheit ist derart überdeterminiert, 


dass sie auf vielfältige Weise ausbuchsta- 
biert werden kann. Als leerer Signifikant 
ist Sicherheit somit selbst ein umkämpfter 


teure auftreten. Auch die Humanwissen- 
schaften liefern einen Input in Form von 
Theorien über kriminelles Verhalten, Risi- 
kokalkulationstechniken oder Deeskala- 
tionsprogrammen. Das Gefüge der Sicher- 
heit verzweigt sich also weiter als man 
denkt -— und das Konzept des Dispositivs 
weist freundlich aber bestimmt darauf hin, 
dass man sich eher in ihm als ihm gegen- 
über verhalten muss. 


von geisteskranken Menschen damit be- 
gründet, dass diese für sich und andere 
eine Gefahr darstellen. So weitet sich die 
Geisteskrankheit im Dienst der Selbstbe- 
schreibung als vernünftige Zivilisation me- 
tonymisch aus, während die Diagnose der 
Gefahr im Gegenzug ein hochgradig ge- 
fährdetes Leben produziert. 

Obgleich sich das Sicherheitsdispositiv 
der Moral bedient, ist es doch an sich we- 
der gut noch böse. Statt dessen ist es wie 
jedes wirksame Dispositiv gleichermaßen 


Einsatz im Dispositiv: Eine liberale Einbür- 
gerungspolitik kann sich genauso auf sie 
beziehen wie eine rassistische Kampagne 
gegen Überfremdung, Bemühungen für 
mehr Datenschutz ebenso wie Forderun- 
gen nach einem erweitertem Datenzu- 
griffsrecht für staatliche Institutionen. Bei 
alledem gilt zu beachten, dass im Sicher- 
heitsdispositiv nicht nur fiktive Szenarien, 
Überwachungskameras, Polizeitechniken, 
humanitäre Maßnahmen, Geheimdienst- 
akten, Gesetze oder Gefängnislager als Ak- 
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„Gouvernementalität im Postfordismus - 
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Feld unternehmerischer Rationalität“ 
(2004). 


Anmerkung: 


1) Für diesen und andere schwierige Begriffe 
siehe das Glossar auf S. 62. 
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Die Ankunft der Polizei 


Anmerkungen über Ausnahmezustand und Prekarität 


Von Katja Diefenbach 


Katja Diefenbach geht der 
Frage nach, was man mit 
Giorgio Agambens Begriff des 
Ausnahmezustandes in den 
Diskussionen über Prekarisie- 
rung anfangen kann: Bringt der 
Begriff etwas, um die flexible 
Aufhebung von sozialen Rech- 
ten im Postfordismus zu analy- 
sieren? Findet sich von hier 
aus eine Spur, um über das 
Verhältnis von Macht und 
Recht zu sprechen? Und worin 
besteht die Kraft, worin die 
Grenze der theoretischen 
Konstruktion Agambens? 
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„Was der Schrein der Macht in seinem 
Zentrum enthält, ist der Ausnahmezu- 
stand.“ Giorgio Agamben 


I. Der Einsatz 


uf einer relativ abstrakten Ebene 
Are Giorgio Agamben an der 

Entschlüsselung einer strengen 
Geometrie des Ausnahmezustandes, in 
der Recht, Gewalt und Leben miteinander 
verbunden sind. (1) Dabei fügt er der von 
Foucault konzipierten Vorstellung von Bio- 
macht zwei Elemente hinzu, die dort un- 
terthematisiert waren: zum einen den 
Mechanismus der Rechtssuspendierung 
und den Übergang zu einer Gewalt, die 
noch in Anspruch nimmt, Recht zu sein - 
er nennt diesen Mechanismus vom „Ge- 
setz getrennte Gesetzeskraft“ -, zum an- 
deren eine harte Ausnahmedisziplin, die 
das menschliche Leben ergreift, ohne es 
zu befähigen oder produktiv zu machen. 
Indem er dem Ausnahmezustand mit ei- 
nem religionswissenschaftlichen Begriff 
des 19. und 20. Jahrhunderts ein mysti- 
sches Moment zuschreibt, eine Art „juristi- 
sches mana“, verbindet Agamben den 
materiellen Rechtsmechanismus, in dem 
das Recht seinen Nullpunkt, seine Geltung 
ohne Anwendung erreicht, mit einem ideo- 
logietheoretischen Element, nach dem der 
Ausnahmezustand die wirksame Fiktion 
von etwas ist, was es nicht gibt - rechtli- 
che Rechtlosigkeit. (2) So zeigt er sowohl 
eine Art ursprünglicher Konfiguration der 
Macht als auch eine grundlegende Frage 
des Politischen an, die Frage nämlich, wie 
der Bezug zwischen Gewalt und Recht 
wieder rückgängig zu machen sei. In die- 
ser Perspektive verhandelt er einerseits ei- 
nen Gebrauch des Rechts, der „von jeder 
Disziplin und jedem Verhältnis zur Souve- 
ränität frei" (3) wäre, in dem das Recht 
nicht über das Leben verfügen, es gewalt- 
tätig ergreifen und zerstören würde, und 
andererseits die Frage einer Gewalt, die 
das permanent über Rechtlosigkeit verfü- 
gende Recht angreifen könnte und sich 
dabei von der juridischen Gewalt unter- 
scheide. Vorsichtig nimmt er den Vor- 
schlag Walter Benjamins auf, dass 
politische Gewalt nicht Mittel zum Zweck 
der „guten Sache“ sein dürfe, sondern ein 


Mittel ohne Zweck. Eine solche Gewalt - 
Benjamin diskutiert den revolutionären 
Generalstreik — wäre eine soziale Hand- 
lungsweise, die kein neues souveränes 
Recht installieren würde, in dem wieder 
Rechtlosigkeit und Gewalt inkorporiert 
wären. (4) 


II. Ausnahme und Regel 


Bei der Konstruktion des Begriffs des Aus- 
nahmezustands arbeitet Agamben mit ei- 
ner einfachen, transhistorischen und para- 
doxalen Figur: Das Recht versucht im Aus- 
nahmezustand einzuschließen, was ihm 
äußerlich ist - Rechtlosigkeit und Gewalt. 
Es wendet sich an, indem es sich abwen- 
det und in seine Potenz zurückzieht, nicht 
zu gelten. Dabei öffnet sich ein Raum, in 
dem Gewalt und Recht ununterscheidbar 
werden. Dieser Raum ist Agamben zufolge 
das Lager und seine Logik die der Polizei. 
Agamben will darauf hinaus, dass die ano- 
mische, rechtsfreie Zone, auf die sich das 
Recht im Ausnahmezustand öffnet, äu- 
Berstes Kennzeichen rechtlicher Potenz 
ist: Der Ausnahmezustand ist nicht die 
Entgleisung der abendländischen Recht- 
stradition, sondern ihr Vermögen. 

In seinem Buch Ausnahmezustand 
spendet Agamben dieser These ein ganzes 
Kapitel und zeigt, wie in Frankreich, 
Deutschland, Italien, Schweiz, England 
und den USA seit den Revolutionen des 
18. und 19. Jahrhunderts permanent 
Recht mit Notverordnungen, präsidenziel- 
len Erlässen, Ermächtigungsgesetzen sus- 
pendiert wurde. In einem seiner politisch- 
Interventionistischen Texte erläutert er die 
polizeiliche Logik dieses Ausnahmeraums 
als zentrale Lehre aus dem Golfkrieg, der 
den „endgültigen Eingang der Souveräni- 
tät in die Gestalt der Polizei“ sichtbar ge- 
macht habe: „Entgegen der allgemeinen 
Ansicht, die in ihr eine rein administrative 
Funktion der Vollstreckung des Rechts 
sieht, (ist die Polizei) vielleicht der Ort, an 
dem sich mit größter Deutlichkeit die 
Nähe, ja fast die konstitutive Vertau- 
schung von Gewalt und Recht entblößt, 
die die Figur des Souveräns kennzeich- 
net.“ (5) 


Ill. Ausnahmezustand 
und Biopolitik 


Die unbestimmbare Schwelle, die sich im 
Ausnahmezustand zwischen Recht und 
Gewalt öffnet, ist der Ort, an dem das Le- 
ben als entrechtetes, bloßes Leben einge- 
schlossen wird. In diesem Sinne ist die 
Funktion des Ausnahmezustandes biopoli- 
tisch. Anders als Foucault geht es Agam- 
ben aber nicht um ein Gefüge von Verwal- 
tungsprozeduren, die Körper und Bevölke- 
rung ergreifen, sondern um einen negati- 
ven, rein souveränitätstheoretisch konzep- 
tionierten Akt, bei dem ein nacktes, poten- 
ziell tötbares Leben von einem qualifizier- 
ten, bürgerlichen Leben abgetrennt wird. 
Das Selbst-Missverständnis des westli- 
chen Humanismus besteht für Agamben 
darin, diese konstitutive Kraft der Ausnah- 
me zu verkennen. So ist das Menschen- 
recht der demokratischen Tradition, jenes 
Recht, das einem unbedingt zukommen 
soll, wenn alle anderen sozialen Garantien 
genommen sind, wenn man auf der Flucht 
oder ohne Obdach ist, das per se suspen- 
dierte Recht. 

Tatsächlich hat die Rechtstradition der 
europäischen Revolutionen Bürgerrecht 
stets mit Territorium, Geburt, Geschlecht- 
lichkeit und körperlicher Normativität ver- 
bunden. Seit der französischen Revolution 
wird man nicht Bürger, indem man sich 
einer egalitären, republikanischen Souve- 
ränität unterstellt, — eine Vorstellung, die 
zur Zeit im populären Anti-Islamismus in 
Anschlag gebracht wird -, sondern Bür- 
gerschaft heißt Einschluss in ein Recht, 
aus dem ausgeschlossen wird, und zwar 
entlang ethnisierender und nachgeordnet 
entlang vergeschlechtlichender und nor- 
malisierender Kategorien. So heißt es in 
Emmanuel-Joseph Sieyes’ „Einleitung zur 
Verfassung“ von 1798: „Die Frauen, zu- 
mindest im jetzigen Stadium, die Kinder, 
die Ausländer und auch diejenigen, die 
nichts zu den öffentlichen Einrichtungen 
beitragen, dürfen keinen aktiven Einfluss 
auf das Gemeinwesen nehmen.“ (6) 

In diesem Zusammenhang stellt Agam- 
ben die Frage nach dem Status der Migra- 
tion: Von Internierung sind vor allem 
Flüchtlinge in krisennahen Auffanglagern 
und die Gefangenen der neuen Kriegs- 
ordnung betroffen, von der Suspendierung 
des Aufenthaltsrechts vor allem Illegali- 
sierte. Agamben geht auf beides explizit 
ein: Guantänamo als Ort unbegrenzter 
Haft und das Lager als Nomos, als Ges- 
etzesort der Moderne. Migration bleibt 
bei ihm aber eine stark reduzierte Figur, 
die Funktion und Raum des Ausnahme- 
zustandes anzeigt. Festgeschrieben auf 
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ein entrechtetes, potenziell tötbares blo- 
Bes Leben werden andere Kräfteverhält- 
nisse der Migration unsichtbar gemacht. 
(7) 


IV. Die Grenze der 
theoretischen Operation 


Politisch will Agamben darauf hinaus, 
dass Leben und Recht nicht zusammen 
gehören. Zwischen ihnen gibt es keine 
substanzielle Verbindung, weil sie im Aus- 
nahmezustand fiktiv verbunden und da- 
durch erst in ihrer Form geschaffen wor- 
den sind: „Leben und Recht sind das Er- 
gebnis des Bruchs von etwas, zu dem wir 
keinen anderen Zugang haben als über die 
Fiktion ihrer Verbindung.“ (8) Gesell- 
schaftskritik besteht für Agamben in der 
Demaskierung dieser Verbindung, mit der 
jene politische Frage auftaucht, wie Recht 
und Gewalt wieder von einander zu tren- 
nen wären und eine neue Form und einen 
neuen Gebrauch finden würden. 

Problematisch ist, dass Agamben die 
Verbindung von Recht, Gewalt und Leben 
als das eine große, übergeschichtliche Ge- 
heimnis der Macht darstellt, ein Rätsel, 
das er in einem Diskurs von Entfaltung 
und Verfall vorträgt. War die Kraft des 
Ausnahmezustandes im Römischen Reich 
durch die Gewaltenteilung zwischen aris- 
tokratischen und plebejischen Institutio- 
nen und im Mittelalter durch die Trennung 
geistlicher und weltlicher Macht einge- 
dämmt, werde der Ausnahmezustand in 
der Moderne von den technokratischen 
Maschinen der Exekutiven in Kraft gesetzt 
und zur Regel gemacht. 

Für Agamben erreichte der Ausnahme- 
zustand seine höchste Verdichtung wäh- 
rend des Nationalsozialismus und seine 
größte Zerstreuung heute, wo „der norma- 
tive Aspekt des Rechts (...) ungestraft ent- 
wertet (werden kann), (...) von einer Re- 
gierungsgewalt, die im Ausland internatio- 
nales Recht ignoriert, im Innern einen per- 
manenten Ausnahmezustand schafft und 
dann vorgibt, immer noch das Recht anzu- 
wenden, (...) eine Maschine, die den Okzi- 
dent derzeit in den weltweiten Bürgerkrieg 
führt.“ (ebd.) Die Grenzen der theoreti- 
schen Operation Agambens liegen in sei- 
nem übergeschichtlichen, monokausalen, 
um Souveränität zentrierten Verständnis 
von Macht, die in ihrem Innern seit Jahr- 
tausenden eine einzige Beziehung der 
Nicht-Beziehung von Recht und Leben hü- 
tet, eine Beziehung, die sich für Agamben 
seit dem 18. Jahrhundert rasant entfaltet 
und monströs verfällt. 
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V. Die Differenz, jetzt 


Die folgenden Anmerkungen versuchen, 
die Figur des Ausnahmezustandes aus ih- 
rem ultra-abstrakten, transhistorischen 
Kontext zu lösen, indem sie sie probewei- 
se in die Diskussion prekärer Arbeitsver- 
hältnisse einfügen. Damit könnte man ei- 
nige Begrenzungen des Begriffs umgehen, 
vor allem die Vorstellung eines ursprüngli- 
chen Rätsels der Macht, die konservative 
Verfallstheorie, den negativen Schmittia- 
nismus (9), in denen die Mannigfaltigkeit 
unterschiedlicher Macht-, Verwertungs- 
und Handlungsstrategien im blendenden 
Weiß der Souveränität verlöscht. 

Tatsächlich brachte Agamben die Fra- 
ge des Rechts, des Ausnahmezustandes 
und des bloßen Lebens genau zu dem 
Zeitpunkt auf, zu dem nach 1989 und 
dann noch einmal nach 9/11 ein globales 
polizeiliches Kriegsregime aufgebaut wur- 
de, zu einem Zeitpunkt, zu dem das Mi- 
grationsregime immer stärker durch den 
Internierungsraum, die krisennahe Flücht- 
lingsunterbringung und das exterritoriale 
Lager geprägt wurde. An der Verbindungs- 
stelle von Prekarisierung und Migration ist 
zu erkennen, wie der Zugang zu sozialen 
Rechten und zu Aufenthaltsrechten flexi- 
bilisiert wird, und wir in ein produktives 
System fluktuierender Rechte eintreten, 
das man mit Agamben ein niederschwelli- 
ges System des Ausnahmezustandes nen- 
nen könnte. Das ist Agamben als theoreti- 
sches Ereignis, und es stellt sich die Frage, 
wie sich diese Figur des Ausnahmezustan- 
des in ein historisch spezifisches, differen- 
ziellen Kräfteverhältnissen verpflichtetes 
Denken einfügen ließe. 


VI. Prekarisierung 


Wie könnte man die Prekarisierung der Ar- 
beitsformen in Begriffen des Ausnahmezu- 
standes diskutieren? Das Problem beginnt 
natürlich nun seinerseits beim Begriff der 
Prekarisierung, der eine vereinheitlichen- 
de Bezeichnung dafür ist, dass der Fordis- 
mus aus internationaler und historischer 
Perspektive eine Ausnahme war. Prekari- 
sierung ist keine einsinnige Tendenz, sie 
ist ein dynamisches Gefüge und bildet un- 
terschiedliche Formen heraus, von kurz- 
fristigen Zeitverträgen für migrantische 
Saison- und HaushaltsarbeiterInnen mit 
entsprechend begrenzten Aufenthalts- 
rechten über kreative Projektarbeit mit ex- 
zessivem Wissenszugang, hoher kulturel- 
ler Außerungskraft und hysterischem An- 
erkennungsbedarf bis zur Differenzierung 
der Industriearbeit durch Tariföffnungs: 
Klauseln und Sondertarife im nationalen 
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Maßstab und enormste Unterschiede in 
Lohn, Arbeitsrecht und Betriebsorganisati- 
on im internationalen Maßstab. Prekarität 
ist also aus verschiedenen Strategien der 
Disziplin, der Entrechtung, der Ausbeu- 
tung und der Flucht von Lebens- und Wi- 
derstandsformen aus der autoritären Ar- 
beits-und-Familien-Anordnung zusam- 
mengesetzt, ohne dass man dieser Bewe- 
gung eine protokommunistische, konstitu- 
ierende Kraft zuschreiben könnte, wie der 
Postoperaismus es tut. 

Wenn man die Untersuchungen der 
Agenturschluss-Kampagne im Schwarz- 
buch Hartz IV betrachtet, zeigt sich, wie 
eine Doppelsystematik von Kontrolle und 
Entrechtung installiert wird, die das Recht 
genau auf die Möglichkeit hin öffnet, die 
Agamben diskutiert: Nicht-Recht zu sein 
und seine kafkaeske Potenz zu verwirkli- 
chen, das heißt, monströs, undurchschau- 
bar und irregulär zu werden. (10) 

Die Prüfung der Verfügbarkeit von 
ALG-II-EmpfängerInnen durch Callcenter, 
Hausbesuche, um eheähnliche Gemein- 
schaften aufzuspüren, aggressives vorge- 
schaltetes Fallmanagement, bei dem di- 
rekt bei Antragstellung sinnlose Aktivie- 
rungsmaßnahmen angesetzt werden, um 
Leute von der Wahrnehmung ihrer sozia- 
len Rechte abzuhalten, der Versuch, Resi- 
denzpflicht von unter 25-jährigen bei ih- 
ren Eltern einzuführen, die Frage des 
unangemessenen Wohnraums und die zu 
erwartenden Umzugsaufforderungen an 
ALG-II-EmpfängerInnen, die Zwangsver- 
pflichtung zu Ein-Euro-Jobs, die gesamte 
Welfare-to-work-Politik kann man in Be- 
griffen eines niederschwelligen Ausnah- 
mezustandes fassen, der damit verbunden 
ist, dass in den europäischen Zentren 
Lohnarbeit rationalisiert und ausgelagert 
wird, während gleichzeitig die Mobilisie- 
rung zur Arbeit steigt und die Verwer- 
tungsketten weiter transnationalisiert wer- 
den. Wir treten damit in eine Situation ein, 
in der Selbstmobilisierung und Selbstun- 
ternehmerisierung mit harten Formen der 
Disziplin wie Arbeitspflicht zusammenfal- 
len und sich mit einer flexibel gehandhab- 
ten Einschränkung von Rechten des So- 
zialgesetzbuches verbinden. 


VII. Rassistische Intensivierung 


Die Frage der Entrechtung tritt am inten- 
sivsten an der Schnittstelle von Prekarisie- 
rung und Migration auf. Jüngstes Beispiel 
sind die Reaktionen auf die Auseinander- 
setzungen an der Rütli-Hauptschule in 
Neukölln, in der inzwischen Ein-Euro- 
Kräfte als Security jobben, während Politi- 
kerlnnen die stufenweise Aberkennung 
von sozialen und Aufenthaltsrechten dis- 
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kutieren. Die Forderung der CDU-Bil- 
dungspolitikerin Katherina Reiche, dass 
Eltern straffälliger ausländischer Schüle- 
rinnen finanzielle Sanktionen erhalten 
müssten, gibt einen Hinweis auf eine Zu- 
kunft, in der ad hoc Sondermaßnahmen 
ergriffen werden können, um für Nicht- 
Deutsche den Zugang zu einer bereits pre- 
karisierten Sozialversorgung strafend zu 
verengen. Hier schließt Edmund Stoiber 
an, der ausländischen Familien, die über 
einen längeren Zeitraum die Integration 
verweigerten, in einem ersten Schritt die 
sozialen Leistungen kürzen will, um 
schließlich ihre Abschiebung möglich zu 
machen. Im selben Sinne erklärt Friedbert 
Pflüger, CDU-Spitzenkandidat für die Ber- 
liner Bürgermeisterwahl im Herbst: „Wir 
sollten die Gewährung von Arbeitslosen- 
geld mit der Verpflichtung verknüpfen, die 
deutsche Sprache zu lernen.“ Branden- 
burgs Innenminister Jörg Schönbohm 
schlägt vor, so genannte jugendliche „In- 
tensivtäter“ für einige Tage unter Arrest zu 
stellen oder für kurze Zeit in Erziehungs- 
heimen zu internieren. 

Nach den Banlieue-Riots wurde eine 
derartige stufenweise Aufhebung von 
Rechten wie dem allgemeinen Zugang zur 
Sozialhilfe auch in Frankreich angekün- 
digt. Bei den momentanen Demonstratio- 
nen haben sich die politischen Kräfte da- 
ran gespalten, ob das gesamte „Gesetz 
für Chancengleichheit" getaufte Paket 
oder allein der Ersteinstellungsvertrag, der 
Contrat premiere embauche (CPE), zu- 
rückgenommen werden soll, der in den 
ersten beiden Jahren den Kündigungs- 
schutz aufhebt. Nur die radikaleren Grup- 
pen, vor allem die Koordination der Stu- 
dierenden, Oberschüler und jungen Pre- 
kären gegen den CPE, agieren gegen 
das gesamte Gesetzespaket, das eine Rei- 
he von Sonderbestimmungen enthält, die 
auf die Banlieue-Jugend gemünzt sind, 
darunter die Einschränkung von Soziallei- 
stungen für Familien, deren Kinder straf- 
fällig werden, die Regelung, bereits mit 
vierzehn Jahren jobben zu gehen und ab 
fünfzehn nachts oder am Wochenende zu 
arbeiten. 

Die flexible Suspendierung von sozialen 
Rechten ist von einer rassistischen Inten- 
sivierung gekennzeichnet, die nicht das 
gesamte gesellschaftliche Feld ergreifen 
wird, auch wenn es Ausweitungstenden- 
zen gibt. Flüchtlinge im Asylverfahren oder 
mit Duldung werden in Deutschland 
schon seit Jahren zu gemeinnütziger Ar- 
beit zwangsverpflichtet. Genauso sind die 
vorgesehenen Leistungskürzungen beim 
ALG Il, die ersatzweise Ausgabe von Le- 
bensmittelgutscheinen, falls ein Job ver- 
weigert wird, bereits aus dem Asylbewer- 


bungsleistungsgesetz bekannt. Die Vor- 
stellung „erst die Migranten, dann alle“ 
betrügt aber um die staatsrassistische 
Spezifität einer Reihe von Maßnahmen, 
Zur Zeit wird die flexible Suspendierung 
von Rechten vor allem gegenüber Flücht- 
lingen und gegenüber türkischen und ara- 
bischen EinwanderInnen entwickelt. Sie 
hat sich mit einer reaktionären Kritik am 
politischen Islam verbunden, bei dem die 
Integrationsforderung zur neuen Aus- 
drucksform von Massen- und Staatsrassis- 
mus geworden ist, während sie gleichzei- 
tig vollkommen blind für die Entstehungs- 
geschichte politischer Religion bleibt, für 
die Fragen, was sie mit der Geschichte ka- 
pitalistischer Gesellschaften zu tun hat, 
was mit dem Scheitern sozialistischer Po- 
litiken, was mit der Geschichte des Kolo- 
nialismus, was mit der jeweiligen Gesell- 
schaft, in der sie entsteht. Stattdessen 
wird kulturalistische Systemaffirmation 
geübt, der zufolge die europäische Ge- 


schichte eine der Universalität und Offen- 
heit sei. 


VIII. Agamben zum Letzten 


Skepsis ist deshalb auch gegenüber dem 
Begriff Prekariat angebracht, der ange- 
lehnt an den Begriff des Proletariats das 
Politische eher vereinheitlichend, antago- 
nistisch oder - wie im Postoperaismus - 
ontologisch fasst, als wesenhaftes Vermö- 
gen, tätig sich entäußern und kooperativ 
sich selbst zu regieren. An dieser Stelle 
würde ich ein letztes Mal auf Giorgio 
Agamben verweisen, der in einigen Bü- 
chern in einer sehr schönen Weise über 
das Messianische und das Glück der Po- 
tenzialität geschrieben hat. In einem bio- 
politischen Kapitalismus, der zur Arbeit 
antreibt und von der Arbeit ausschließt, 
sollte das Politische nicht von der Tätigkeit 
aus gedacht werden, die in unseren Kör- 
pern seit Jahrhunderten mobilisiert wird, 
nicht vom Akt, von der Kommunikation, 
der Entäußerung, sondern von der Mög- 
lichkeit, in der Potenz zu bleiben und nicht 
tätig zu sein. Das schützt vor dem Akt des 
Politischen selbst, der, im Übermaß ge- 
nossen, in Stress und Verzweiflung oder 


selbstüberschätzung und Beamtentum 
mündet. 


Katja Diefenbach, Autorin und Mitarbei- 


terin bei b_books (www.bbooks.de), lebt 
in Berlin. 


Anmerkungen: 

1) Giorgio Agamben, Homo sacer. Die 
souveräne Macht und das nackte Leben, 
Frankfurt/M. 2002. Ders., Ausnahmezustand, 
Frankfurt/M. 2004. 

2) Ausnahmezustand, S. 63. Die Vorstellung 
einer mystischen Wirkung des 
Ausnahmezustandes eröffnet die Frage, 
inwieweit Agamben Carl Schmitts 
Theologisierung des Politischen, wonach der 
Ausnahmezustand „für die Jurisprudenz eine 
analoge Bedeutung wie das Wunder für die 
Theologie“ habe (Carl Schmitt: Politische 
Theologie. Vier Kapitel zur Lehre von der 
Souveränität, Berlin 1996, 44), negativ 
bewahrt. 

3) ebd, S. 76. 

4) vgl. Walter Benjamin, Zur Kritik der Gewalt 
und andere Aufsätze, Frankfurt/M. 1965. In 
seinem Bezug auf Benjamin setzt sich 
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Agamben mit Carl Schmitt auseinander, der 
Benjamins Figur einer reinen revolutionären 
Gewalt des Generalstreiks, die nichts mit dem 
Recht zu tun habe, zu deaktivieren versucht, 
indem er sie in den Ausnahmezustand 
einbezieht und damit der Souveränität 
verfügbar macht: „Souverän ist, wer über den 
Ausnahmezustand entscheidet“ (vgl. Carl 
Schmitt, Politische Theologie, Berlin 
1996,13. Benjamins Text enstand 1921, 
Schmitts Text 1922). Zu diskutieren bleiben 
die zum Teil gefährlichen 
Unmittelbarkeitsvorstellungen in Benjamins 
auch im Anschluss an George Sorel 
gewonnener Konzeption reiner revolutionärer 
Gewalt. Neben Agamben haben sich dazu 
Jacques Derrida, Michael Löwy und Jacob 
Taubes geäußert. 

5) Agamben, Souveräne Polizei, in: Ders., 
Mittel ohne Zweck, Berlin 2001, S. 99. 
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6) Homo sacer, S. 139; Agamben zitiert aus 
Sieyes Text Einleitung zur Verfassung. 
Anerkennung und erklärende Darstellung der 
Menschen- und Bürgerrechte, München/ Wien 
1981,8. 251. 

7) Die vitalistische Umkehrung dieser Figur 
bei Negri und Hardt - das bloße Leben als 
reiche Kraft lebendiger Arbeit - wiederholt 
diesen Reduktionismus, der die differenzielle 
Relativität von Macht, Subjektivierung und 
Widerstand auslöscht, eine Differenzialität, in 
der keine Linie, die ein soziales Feld 
durchläuft, dieses konstituiert oder 
determiniert, auch nicht in letzter Instanz. 

8) Ausnahmezustand, S. 103. 

9) Vgl. Anmerkungen 2 und 4. 

10) Agenturschluss (Hg.), Schwarzbuch Hartz 
IV. Sozialer Angriff und Widerstand. Eine 
Zwischenbilanz, Berlin 2006. 
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Freiheit, Sicherheit, Gerechtigkeit 


Über den Staat und seine Individuen 


Von Martin Dieckmann 


Verschiedentlich ist die These 
vorgebracht worden, so ge- 
nannte soziale Ängste würden 
im Diskurs über die „Sicher- 
heit“ verschoben vom sozialen 
auf das polizeiliche Terrain. 
Dafür spricht zwar vieles, nur 
spricht auch einiges dafür, in 
beidem - der sozialen wie der 
so genannten Inneren Sicher- 
heit - dieselben Strukturen zu 
vermuten. Es kommt darauf 
an, ob man es beim Staat als 
Garanten und dem „schwa- 
chen“ Wert der Toleranz 
belässt oder ob man weiter 
nachfragt nach den gesell- 
schaftlichen Solidarbeziehun- 
gen, die allein „Sicherheit“ im 
freiheitlichen Sinne gewähr- 
leisten können. Davon handeln 
die folgenden Thesen von 
Martin Dieckmann. 
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as Verhältnis von Freiheit und Ge- 
) rechtigkeit bleibt eines der großen 

Themen, das uns das zwanzigste 
Jahrhundert hinterlassen hat. Dabei kann 
bis heute als vorherrschende Lehre gelten, 
was der italienische Sozialist Norberto 
Bobbio 1968 eher ernüchtert, als begeis- 
tert bilanzierte: „Man kann von einer freien 
und gerechten Gesellschaft träumen, in 
der weltweit die Freiheitsrechte und die 
sozialen Rechte verwirklicht sind, aber die 
wirklichen Gesellschaften, die wir vor Au- 
gen haben, sind um so freier, je weniger 
sie gerecht sind, und je gerechter sie sind, 
desto weniger frei sind sie.“ 

Nicht weniger zutreffend scheint die 
weitere Differenzierung zu sein: „Hier wer- 
den die gegen den Eingriff des Staates ga- 
rantierten Rechte ‚Freiheit‘ und jene Rech- 
te, die einer Intervention des Staates zu ih- 
rer Durchsetzung bedürfen, ‚Macht‘ ge- 
nannt. Entgegen einer verbreiteten Mei- 
nung ergänzen sich Macht und Freiheit 
nicht, sondern sie sind inkompatibel.“ (1) 
Besser wird man nicht zusammenfassen 
können, was nicht nur herrschende Lehre, 
sondern auch herrschendes Verhältnis ist. 
Dieses Verhältnis von Freiheit und Gerech- 
tigkeit - und darin enthalten: Freiheit und 
Sicherheit - aufzuheben, wäre die histori- 
sche Alternative der Gegenwart. 


Sozialistische Gerechtigkeit — 
liberale Freiheit? 


Der Tausch der Freiheit gegen die Gerech- 
tigkeit, und zwar exakt entlang jener Li- 
nien, die Bobbio in seinem Kommentar zu 
den Menschenrechten gezogen hat, 
scheint das konstitutive Erbe insbesondere 
der Arbeiterbewegung zu sein. Anders als 
man es vordergründig bislang dargestellt 
hat, geht es dabei keineswegs um Demo- 
kratie oder Diktatur, sondern um die Dele- 
gation der Gerechtigkeitsgarantien an den 
Staat, sei dieser nun liberal-demokratisch 
verfasst oder diktatorisch. Eher Ausdruck 
eines Dilemmas als einer Alternative ist 
der Wunsch nach dem dritten Weg gewe- 
sen: Die soziale Sicherheit und Gerechtig- 
keit des despotischen Staatssozialismus 
sollte mit den Freiheitsrechten des Kapita- 
lismus in Einklang gebracht werden. 


Im Grundsatz änderte dies nichts an 
der klassischen Zuordnung, wonach es 
dem Sozialismus primär um Gerechtigkeit 
als Kriterium sozialer Sicherheit und dem 
Liberalismus um die politischen Freiheiten 
ginge. Lediglich zu Zeiten des wie auch 
immer „Goldenen Zeitalters“ so genannter 
fordistischer Regulation scheint es zu ei- 
nem Mehr an emanzipativen Spielräumen 
gekommen zu sein. Jedenfalls legt dies 
eine retrospektive Vergoldung jener Sozial- 
staatsverhältnisse nahe, wonach soziale 
Sicherheit Voraussetzung individueller 
Freiheit sei. Falsch ist dies nicht, aber es 
trifft die grundlegende Problematik nicht: 
dass sowohl dem Liberalismus wie dem 
historischen Sozialismus die bürgerliche 
Fiktion des abstrakten „Individuums“ un- 
terliegt. 

Freiheit und Gerechtigkeit werden in 
dieser Tradition - oder besser im Plural: 
Traditionen - von Sozialismus und Libera- 
lismus durchweg in der vertikalen Bezie- 
hung der Einzelnen zum Staat gedacht. 
Auf der einen Seite das fundamentale Ab- 
wehrrecht der Einzelnen gegen staatliche 
Eingriffe, auf der anderen Seite das nicht 
weniger fundamentale Recht der Einzel- 
nen auf Garantien einer Grundversorgung 
= über deren Gestalt und Ausstattung frei- 
lich wieder gestritten werden muss. Inso- 
weit ergibt sich auf beiden Seiten ständig 
das Dilemma einer Abwägung von Rech- 
ten und Pflichten. Weil das Recht der ei- 
nen Immer zur Pflicht der anderen wird. 
Womit zugleich gewährleistet bleibt, dass 
die Vorstellung, was überhaupt Rechte 
Sind, ganz dem jeweils staatlichen Rechts- 
system eingeschrieben bleibt. Insofern 
geht die liberale Polemik gegen eine „kol- 
lektivistische“ Politik des Sozialen — ge- 
richtet gegen die historische Linke - am 
Kern vorbei. 

Denn weder die Wohlfahrtspartei noch 
der Wohlfahrtsstaat gründet auf einem an- 
deren „Kollektiv“, als es der Liberalismus 
tut: dem Ensemble der so genannten 
Staatsbürger. Den abstrakten Individualis- ° 
mus findet man daher eben nicht allein 
auf Seiten seiner historischen Partei, bei 
den Liberalen, sondern nicht weniger in 
den Gerechtigkeitsparteien. Selten istman 
dem Hinweis gefolgt, dass es nachgerade 
der Staat, und zwar maßgeblich als Wohl- 


fahrtsstaat, war und ist, der Individualisie- 
rung bewirkt. Diese These ist früher von 
Nico Poulantzas stark gemacht worden 
und erklärt im Übrigen erst hinreichend 
die Selbstauflösung des so genannten 
kämpferischen Reformismus in den Wohl- 
fahrtsstaatsystemen. Demnach, so ist es 
auch formuliert worden, hat sich der histo- 
rische Reformismus in seinen eigenen Er- 
folgen schlicht aufgelöst. 


Grundformen der Solidarität 


Nun ist es immer falsch, die Geschichte 
einzig ihren Siegern zu überlassen. Eine 
ursprünglich starke, dann aber schwächer 
gewordene Richtung innerhalb der Linken 
und der sozialen Bewegungen hat von 
vornherein dagegen den Schwerpunkt auf 
die horizontale Beziehung der Individuen 
zueinander gesetzt. Vom marnistischen 
Mainstream in die unteren Ränge der nai- 
ven Malerei verwiesen, haben Anarchis- 
mus und libertärer Sozialismus exakt diese 
Fragen nach dem Verhältnis von Freiheit 
und Gerechtigkeit - und damit auch: nach 
den Garantien der Sicherheit - in den Mit- 
telpunkt ihres Selbstverständnisses ge- 
setzt. (Die zwangsläufige Naivität vieler ih- 
rer Debatten über die Grundausstattung 
der Einzelnen und deren Kooperationsfä- 
higkeit war im Übrigen der Naivität des ge- 
schichtsmächtig werdenden Staatsidealis- 
mus maniistischer Tradition durchaus ge- 
wachsen.) In der horizontalen Dimension 
wird die Frage nach der sozialen Sicher- 
heit und den Garantien der Gerechtigkeit 
anders aufgeworfen: als eine Frage nach 
den Grundformen der Solidarität. Womit 
man im Zentrum der gesamten Problema- 
tik angelangt ist. Denn die Grundform so- 
zialer Sicherheit ist Solidarität. 

Aber auch hier stößt man sofort auf 
eine wesentliche Unterscheidung, die wie- 
derum mit dem Individuum als Abstrakti- 
on zu tun hat. Es lassen sich nämlich zwei 
Formen der Solidarität unterscheiden, was 
nicht bedeuten soll, dass sie in ein und 
demselben Handlungszusammenhang 
nicht beide vorhanden beziehungsweise 
wirksam sind. Auf der einen Seite haben 
wir es mit der rein funktionalen oder in- 
strumentellen Solidarität zu tun: Man hilft 
dem anderen, damit dieser einem hilft. Im 
Arbeitsprozess ist diese Solidarität ele- 
mentar, weil die Erleichterung der eigenen 
Belastung am besten zu Stande kommt, 
indem man die anderen entsprechend ih- 
rer besonderen Fähigkeiten und unter Be- 
rücksichtigung ihrer Schwächen einsetzt. 
Das Kriterium dagegen ist teils instrumen- 
tell - Effektivierung der Abläufe - teils rei- 
ner Selbstbezug: Man macht es sich leich- 
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ter so. Während die zweite Variante von 
Solidarität schlicht eine Einbahnstraße be- 
deutet: Man hilft, weil es die anderen 
brauchen. Anders gesagt, im einen Fall 
handelt es sich weiterhin um einen Indivi- 
dualismus des Eigenen, im anderen Fall 
um die Individualität der Anderen. 

Genau darin liegt nun die Crux aller so- 
zialpolitischen Auseinandersetzungen der 
Gegenwart — und insofern ist diese Unter- 
scheidung der Grundformen von Solidari- 
tät alles andere als ein abstraktes Gedan- 
kenspiel. Denn in der Dimension der hori- 
zontalen Beziehungen zueinander verhal- 
ten sich Rechte und Pflichten zueinander 
völlig anders als in der vertikalen Bezie- 
hung, in der sich die Individuen via Staat 
als Garanten der Gerechtigkeit zueinander 
verhalten. Was nämlich in der vertikalen 
Beziehung ein Recht ohne Abwägung 
staatsbürgerlicher Pflichten ist — also im 
elementaren Sinne von Grundrechten, de- 
nen keine Pflichten gegenüber stehen - ist 
in horizontaler Beziehung durchweg daran 
gebunden, dass die anderen eben diese 
Rechte den Einzelnen einräumen. Rechts- 
politik im Allgemeinen und Sozialpolitik 
im Besonderen folgen anderen Prämissen 
als der, die man mit aller Vorsicht soziales 
Ethos nennen kann. 

Im selben Moment, in dem dieses so- 
ziale Ethos - als habituell eingeschriebe- 
ner common sense - erodiert, wird natur- 
gemäß die Pflichtenethik von Staatswegen 
aufgerufen. Genau darin liegt die Infamie, 
mit der sich zuletzt die kommunitaristi- 
sche Variante der Neuen Sozialdemokratie 
des Rechtsstaates angenommen hat: als 
Pflichtenstaat im Auftrag des Allgemei- 
nen, sozusagen im Namen der „Schwa- 
chen“ zu Lasten der „Schwachen“. 


Emanzipation jenseits 
des Wohlfahrtsstaates 


In dieser Dimension ist die Krise der sozia- 
len Sicherheit und damit des Vertrauens in 
Gerechtigkeitsgarantien womöglich noch 
tiefgreifender als in der Auseinanderset- 
zung von Grundversorgungsansprüchen 
mit dem Staat als Garanten der Gerechtig- 
keit. Weil man den Anderen die grundle- 
genden Solidarbeziehungen nicht mehr 
zutraut, ist der common sense in Frage ge- 
stellt, angerufen wird folglich in vertikaler 
Perspektive der Staat. Kurz, es wäre eine 
Illusion, die Krise sozialer Sicherheit einzig 
festzumachen an einer Vertrauenskrise im 
Verhältnis von Staat und Sozialstaatsbür- 
gern. Sicherheit - egal ob soziale oder „in- 
nere Sicherheit“ - hat immer mit Vertrau- 
en zu tun, in Gestalt unhinterfragter 
Grundannahmen, die überhaupt erst All- 


tagszusammenhänge einigermaßen kri- 
senfrei lebbar machen. Und genau darin 
wird auch erkennbar, warum es sich kei- 
neswegs nur um eine Verschiebung des 
sozialen Sicherheitsdiskurses auf das Ter- 
rain „innerer Sicherheit“ handelt, wenn 
eben die selben Sozialstaatsbürger nach 
Garantien für sich und gegen Freiheitsga- 
rantien für andere votieren. Schließlich gilt 
für beide Ebenen, die soziale Sicherheit 
wie die Ebene der inneren Sicherheit, dass 
der Vertrauensverlust dem realen Verlust 
oder der realen Gefährdung voran geht. 
Der starke Staat soll nämlich auch ein ge- 
rechter sein. 

Genau aus diesen Gründen kann es 
nun aber keineswegs um eine „Abschaf- 
fung“ des Staates gehen, und zwar in kei- 
ner seiner regulierenden Aufgaben. Aber 
wenn die alte These von einer allgemeinen 
Emanzipation immer zurecht mit dem 
„Absterben“ des Staates - der Rücknahme 
regulierender Funktionen in die Soziale 
Welt - immer noch stimmt, ist Emanzipa- 
tion auch gleichbedeutend mit dem „Ab- 
sterben“ des Wohlfahrtsstaates. 


Toleranz der schwächere, 
Solidarität der stärkere Wert 


Diesen Gedankengang abzutun als etwas, 
das einem Irgendwo oder Nirgendwo (ei- 
ner Utopie) zukommt, nicht aber der so 
genannten Realpolitik, käme einer Kapitu- 
lation der Linken gleich. So muss, gerade 
in der Beziehung von Freiheit und Gerech- 
tigkeit, Solidarität und Sicherheit, ein neu- 
erlich oft bemühter radikaler Reformismus 
gerade dort radikal und militant sein, wo 
es um die scheinbaren Selbstverständlich- 
keiten geht, die aber keineswegs mehr zu 
den unhinterfragbaren Garantien gehören: 
in den unmittelbaren, alltäglichen Solidar- 
beziehungen, aber auch in der Verteidi- 
gung staatlicher Solidarsysteme, sofern sie 
eben nicht allein auf der instrumentellen 
und selbstbezogenen Solidarität beruhen. 
Sicherheit der Einzelnen, und zwar an 
Leib und Leben, als gewährter und garan- 
tierter Schutz vor äußerer Bedrohung ist 
elementar für jede Vorstellung gemein- 
schaftlichen wie gesellschaftlichen Le- 
bens. Sowohl in sozialer wie in anderer 
Hinsicht gehört die allgemeine Verunsi- 
cherung ins Repertoire autoritärer Politik, 
was das Sicherheitsbedürfnis selbst aber 
nicht denunziert. Worauf es dagegen an- 
kommt, ist eine Praxis - und mit ihr wo- 
möglich auch eine entsprechende theore- 
tische Reflexion - in der mit den Individu- 
en als Realabstraktion gebrochen wird, 
damit auch den rein abstrakten Imperati- 
ven und Normen so genannter Autonomie. 
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Auf einer höchst allgemeinen Ebene lässt 
sich dies alles zwar auflösen im Begriff der 
gesellschaftlichen Individuen, in den Le- 
benswelten eben dieser Individuen aber 
stellen sich zunehmend Normen und Im- 
perative des Selbst-Bewusstseins, der in- 
dividuellen Autonomie, als reine Überfor- 
derungen dar. Gegen den untergegange- 
nen linken Etatismus garantierter Gerech- 
tigkeit und den rechten Etatismus des 
starken Staates sozialer wie innerer Si- 
cherheit wird die individuelle als individu- 
alistische Autonomie zu einer Religion, de- 
rer sich namentlich der Liberalismus 
höchst erfolgreich bedient. 

Ganz im Gegensatz zu landläufigen Indi- 
vidualisierungsthesen ist die Anrufung der 
„Macht“ gegen das „Recht“ - der Gerech- 
tigkeit gegen die Freiheit — dieser Art von 
Autonomie-Ideologie als Tendenz imma- 
nent. Weil es eben diese abstrakte Autono- 
mie der Individuen gesellschaftlich gar 
nicht geben kann, wird ihr Scheitern 
zwangsläufig den anderen zugeschrieben. 
Daher vertragen sich mittlerweile Lebens- 
stile alternativer Biotope sehr wohl mit dem 
Ruf nach der Schließung der Wagenburg - 
in allen Dimensionen erlebter und gefühlter 
Sicherheit. Man erlebt dies neuerdings als 
„Kulturkampf“ auf zwar verstreuten, den- 
noch aber zusammenhängenden Kampffel- 
dern. Weil man früher so „tolerant“ war, 
will man heute gegenüber den Grenzverlet- 
zern Sanktionen. Toleranz aber, hat Zyg- 
munt Bauman geschrieben, sei der schwä- 
chere, Solidarität der stärkere Wert. 

Die Politik der allgemeinen Verunsiche- 
rung spielt also exakt mit jenen Denkfigu- 
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ren von den Einzelnen, den anderen und 
der Gesellschaft, die bislang immer noch 
Zentralfiguren auch der Kritik und zumin- 
dest potenzieller Gegenmacht sind. Dabei 
kommt der herrschenden Politik zu Gute, 
dass es sich hierbei -— maßgeblich mittels 
Durchdringung des Sozialen durch Markt- 
beziehungen - zunehmend um Realab- 
Straktionen handelt. Es geht also lange 
nicht mehr um Ideologie als falsches Be- 
wusstsein von der Wirklichkeit, sondern 
um eine Verkehrung in der Wirklichkeit. 
Und diese Verkehrung erzeugt Leiden, 
massenhaft, aber in den Einzelnen, also 
eine besondere Ausprägung materieller 
Not. 

Ebenso wenig wie die rein äußerliche, 
wirtschaftliche, ist diese innere und kultu- 
relle Not von sich aus Antrieb zur Emanzi- 
pation. Sie ist dieser aber auch nicht 
grundsätzlich verschlossen. Nur, die Zu- 
gangswege emanzipativer Ideen zu den 
Einzelnen und ihren Lebenszusammen- 
hänge werden grundlegend andere sein 
müssen, als wir sie kennen und daher bis- 
lang auch so gut „beherrschen“. 


Martin Dieckmann ist Gewerkschaftsse- 
kretär, arbeitet und lebt in Berlin und 
Hamburg. In Fantömas Nr. 4 schrieb er 
über das widersprüchliche Verhältnis von 
Integration und Klassenkampf. 


Anmerkung: 

1) Norberto Bobbio: Gegenwart und Zukunft 
der Menschenrechte, in: ders.: Das Zeitalter 
der Menschenrechte. Ist Toleranz 
durchsetzbar?, Berlin 1998, S. 30 f. 
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Glossar 


Anomie bedeutet Gesetzlosigkeit bzw. Ge- 
setzeswidrigkeit und bezog sich ursprüng- 
lich auf das Brechen religiöser Gesetze. 
Kann als dunkle Seite der Anarchie ge- 
dacht werden: Betont Anarchie das eman- 
zipatorische Moment des Freiseins von 
Herrschaft, verweist Anomie auf die 
schutzlose Preisgabe an chaotische Zu- 
stände, an eine absolute Unsicherheit in 
einer Welt des Schreckens. 


Archiv bezeichnet in Michel Foucaults 
Theorie des >Dispositivs kein Lager oder 
keinen Speicher, sondern die Regeln, 
nach denen in einem bestimmten —Dispo- 
sitiv Aussagen und Diskurse gebildet wer- 
den. Indem das Archiv vorgibt, was über- 
haupt Aussage und Diskurs werden kann, 
schließt es ein, was überhaupt gesagt und 
folglich gedacht werden kann — solange 
das —Dispositiv funktioniert, zu dem das 
Archiv „gehört“. 


Biomacht ist der Begriff, mit dem Fou- 
cault die besondere Form und Technologie 
der Machtpraxen unserer Gegenwart be- 
stimmt. Sie heißt so, weil sie die Macht 
ist, die „leben macht und sterben lässt“ - 
was eben nicht von jeder Logik der Macht- 
ausübung gesagt werden kann, sondern 
nur von der, die sich zuerst in Europa und 
dort im Verbund mit dem Kapitalismus 
durchgesetzt hat. Der springende Punkt 
dabei ist, dass Biomacht nicht zuerst vom 
Moment der Repression, sondern von dem 
der Produktion gedacht werden muss. Das 
heißt, dass die Bevölkerung und der Kör- 
per als die bevorzugten Objekte von Pra- 
xen und Prozeduren der Biomacht von ihr 
weniger unterdrückt, als vielmehr produk- 
tiv gemacht werden: fruchtbare Bevölke- 
rung, gelehrige Körper. Genau genommen 
ist es falsch, von „Objekten“ der Biomacht 
zu reden. Die fruchtbare Bevölkerung und 
der gelehrige Körper sind gesellschaftliche 
Tatsachen (Positivitäten), die im >Dispo- 
sitiv der Biomacht allererst hervorgebracht 
werden. Es gab zwar vor der Biomacht 
Leute und Leiber, doch nicht als produktiv 
gemachte Bevölkerungen und Körper. Das 
Gute daran: Ist der produktivistische Irr- 
witz »kontingent in die Welt gekommen - 
mit der Herausbildung der Biomacht - 
kann er mitsamt ihrem »Dispositiv auch 
wieder verschwinden. Die entscheidende 
politische Frage im Anschluss an Foucault 
ist dann die, wie man ein +Dispositiv 
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zum Verschwinden bringt oder sich we- 
nigstens von ihm distanziert. Übrigens 
sind Hardt/Negri in Empire im Grunde 
„nur“ der Frage nachgegangen, wie genau 
die Verbindung von Biomacht und Kapita- 
lismus zu denken ist und was politisch da- 
raus folgt. 


Episteme ist ein Begriff Foucaults, den er 
nur eine bestimmte Zeit lang verwendet 
und dann fallen gelassen hat. Der Begriff, 
den er offensichtlich passender fand, ist 
der des —Dispositivs. Beide verbindet, 
dass sie Ordnungen zu fassen suchen, in- 
nerhalb derer geregelt wird, was sag- und 
sichtbar ist, wie es sag- und sichtbar wird 
und was „es“ damit auf sich hat. Im Begriff 
episteme hatte, was Foucault zu sagen 
suchte, eine Schlagseite zum Wissen hin, 
der Begriff des Dispositivs wetzt das aus, 
indem er von vorneherein und immer von 
—Macht-Wissen ausgeht. 


Gouvernementalität ist eine Wortschöp- 
fung Foucaults. Er setzt die Wörter gouver- 
ner (regieren) und mentalite (Denkweise) 
zusammen und benennt damit die Ratio- 
nalität des Regierens, die sich in Europa 
ab dem 15. Jhd. entwickelt und eng mit 
dem Aufkommen des Liberalismus ver- 
knüpft ist. Zugleich dient ihm der Begriff 
im formalen Sinn zur Benennung des Zu- 
sammenspiels von Herrschafts- und 
Selbsttechniken. 


Dispositiv ist die Ordnung und Art und 
Weise, in der Positivitäten hervortreten, 
all das also, von dem man alltagssprach- 
lich sagt, dass es „gegeben“, dass es eine 
„Tatsache“ ist. Die Vorsilbe „dis-" zeigt an, 
dass das Dispositiv selbst nicht gegeben, 
keine Tatsache ist. Es gibt offenbare Posi- 
tivitäten nur in einem zunächst verborge- 
nen Dispositiv. Dieses wird erst und nur 
dann zur Positivität, also offenbar, wenn 
untersucht wird, wie Praxen der Macht, 
des Wissens und der Subjektivierung mit- 
einander verbunden sein müssen, damit 
„dies da“ als Tatsache erscheint. Es gibt 
Dispositive nur in historischer —Kontin- 
genz. 


Kontingenz stammt als Begriff vom latei- 
nischen Wort contingentia ab, das die Zu- 
fälligkeit all dessen nennt, was ohne 
Grund ist. Je mehr der Begriff und die Sa- 
che der Kontingenz die Alltags- wie die 


theoretische Erfahrung bestimmten, desto 
stärker wurde Kontingenz zum Begriff da- 
für, dass das, was ist, auch anders sein 
kann, anders werden kann, Möglichkeit 
ist. 


Macht-Wissen ist etwas, was es genau ge- 
nommen nur im Plural gibt: die Macht- 
Wissen. Wer jetzt daran denkt, wie er/sie 
in der Schulzeit mit dem Satz „Wissen ist 
Macht“ malträtiert wurde, liegt nicht ganz 
falsch, aber auch nicht ganz richtig. Ge- 
meint ist, dass Praxen des Wissens im- 
mer, wirklich immer mit Praxen der Macht 
verbunden sind. Das spricht weder gegen 
Wissen noch gegen Macht, verweist aber 
darauf, dass beide immer problematisch, 
genauer: gefährlich sind und nie fraglos 
anerkannt werden dürfen. Will man sich 
eines Macht-Wissens erwehren, ist man 
auf die passenden Gegen-Wissen, die pas- 
senden Gegen-Mächte angewiesen. Die 
sind in vielen Fällen erst zu konstruieren, 
das nennt Foucault dann Praxen der Kri- 


tik, des Widerstands und - zuletzt - der 
Freiheit. 


Signifikant, leerer S., stammt eigentlich 
aus der Sprachwissenschaft. Im politi- 
schen Zusammenhang meint „leerer Sig- 
nifikant“ einen Begriff, der politisch unter- 
schiedlich „gefüllt“ werden kann. Die Art 
dieser „Füllung“ ist Ausdruck hegemonia- 
ler Verhältnisse und stets umkämpft. So 
ist es entscheidend, ob der leere Signifi- 
kant Sicherheit durch das Konzept Kon- 


trolle oder soziale Gerechtigkeit gefüllt 
wird. 


Souveränität leitet sich als Wort vom latei- 
nischen superanus ab, das mit „darüber 
befindlich“, „überlegen“ übersetzt werden 
kann. Über das französische souverainete 
Ist es zu einem der zentralen Begriffe des 
europäischen politischen Denkens gewor- 
den und meint die Position, in der und von 
der aus Herrschaft ausgeübt wird. Das ra- 
dikal herrschaftskritische Denken, in dem 
die in diesem Heft erwähnten Philosophen 
Agamben, Foucault und Hardt/Negri bei 
allen Unterschieden übereinstimmen, 
kann von daher als ein Denken beschrie- 
ben werden, das untersucht, wie Souverä- 
nität entsteht, sich verändert - und hof- 
fentlich verschwindet. Herrschaft ist übri- 
gens nicht dasselbe wie Macht. 


Fragmente der Verunsicherung 


Zu den Arbeiten von Kirsten Kleie 


Von Petra Gerschner und Michael Backmund 


störenden Bildfolgen nimmt die 

Münchner Künstlerin Kirsten Kleie All- 
tägliches in seinen existenziellen wie ba- 
nalen Erscheinungsformen zum Aus- 
gangspunkt für einen visuellen Sicher- 
heitscheck. Ihre aktuellen konzeptuellen 
Arbeiten zeigen in vielschichtigen Bre- 
chungen, dass - aber auch warum - das 
Private politisch ist. 

Als Reflex auf eine Realität zunehmen- 
der weltpolitischer Unsicherheit nimmt 
das Phänomen der Sicherung privater Ter- 
ritorien zu. Doch diese Inseln der Sicher- 
heit lassen sich nicht zuverlässig gegen die 
verdrängten Risiken der Außenwelt ab- 
schirmen. Im herrschenden Sicherheits- 
diskurs lässt sich verfolgen, mit welchen 
Strategien dieser Diskurs direkt an die 
durch Erziehung, gesellschaftliche Verein- 
barungen und tradierte „Lebensweishei- 
ten“ strukturierte Gefühlswelt, die Empfin- 
dungen und das Bewusstsein der Men- 
schen andockt. Diese subjektiven Welten 
sind geprägt von affektiven und emotiona- 
lisierten Ordnungssystemen und durch- 
setzt von patriarchalen Geschlechterrol- 
len, rassistischen Stereotypen, Bedro- 
hungsszenarien und sozialen Mustern im 
Verhältnis zur Staatsmacht und jeder 
Form von Autorität. 

Die Ordnungssysteme, mit denen die 
Menschen ihre alltäglichen Ängste, ihre 
Verletzungen, Demütigungen und ihre 
Sehnsüchte in einer „geordneten“ Welt si- 
chern und verwalten wollen, werden von 
Kindheit an affirmativ eingeübt oder sub- 
versiv gebrochen. Das passiert auch maß- 
geblich in der Welt der Spiele, in denen die 
Hierarchien und Rollenmuster der Ge- 
schlechter, der Klassen und der kulturel- 
len Zuschreibungen konstruiert und einge- 
schrieben werden. 

In ihrer künstlerischen Arbeit setzt sich 
Kirsten Kleie mit dem Unbekannten im 
Vertrauten auseinander. Als Vorlagen 
dienen häufig bereits vorhandene Bilder, 
persönliche Gegenstände, Familie, Freun- 
dInnen und der eigene Körper. So reflek- 


| n subtilen und zugleich radikalen, ver- 


tieren die Arbeiten immer auch die eigene 
Vergänglichkeit und Verletzbarkeit und 
zeigen den Körper als Medium der Wahr- 
nehmung und Kommunikation von Grenz- 
erfahrungen. Sie umkreisen auf verschie- 
denen Ebenen immer wieder den Prozess 
von Verunsicherung und Un-Sicherheit 
und versuchen die Auflösung oder Ver- 
letzung von Grenzen sichtbar und das 
Unfassbare erfahrbar zu machen. Die 
Fragmentierung der persönlich erlebten 
Wirklichkeit in einzelne Bilder ermög- 
licht die stetige Neuinterpretation von sub- 
jektiv wahrgenommenen Zusammenhän- 
gen. 

In ihren Bildkonzepten bindet Kirsten 
Kleie immer wieder Sequenzen aus dem 
Fotoarchiv ihrer Familie ein. Biografische 
Facetten wie die elterliche Wohnung in der 
Serie „privat“, das eigene lang ersehnte 
Kasperlspiel („dummy“), das Idyll im Bau- 
klötzchenformat („Heile Welt“), aber auch 
die Spuren von Selbst/Verletzungen und 
Wunden („Verletzter Körperraum“) auf der 
Haut enger FreundInnen und Familienmit- 
glieder zeigen paradigmatisch geordnete 
Ordnungen in ihrer Brüchigkeit. Zum Bei- 
spiel in den Mustern einer Tapete, die den 
ordnenden Rapport in die abgegrenzte 
Welt der privaten Wohnung einschreibt, 
bis zu dem Tag, an dem die Hubschrauber 
beim Anti-Terroreinsatz die Geranien vor 
dem Fenster der Innenwelt abrasieren.* 

Fotografisch untersucht Kirsten Kleie in 
der Serie „dummy“ die Physiognomien ih- 
rer Kasperlpuppen, deren Köpfe sie in 
nüchterner Sachlichkeit von Passbildern 
auf Augenhöhe porträtiert. Der „Ordnungs- 
hüter“ entpuppt sich in der großformatigen 
Gegenüberstellung als feister Mützenträ- 
ger der Staatsmacht, während die Prinzes- 
sin in großäugiger Schmollmündigkeit un- 
ter ihrer aufwärtsstrebenden Krone ers- 
tarrt. Sie fungieren als Platzhalter für ein 
gesetztes System der hierarchischen und 
sexualisierten Kodierung. Allein der Kas- 
perl taucht als anarchisches Ventil von der 
Seite auf. Er durchbricht die Ordnung. Die 
Störung wird zur Chance. 
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Die gezeigten Bilder stammen aus den Se- 
rien: „privat“ (1966/2006, 6 x 7 cm, 
S/W-Barytabzug/17 x 25 Digiprint): Seiten 
9, 14, 15, 19, 22, 29, 34; „Heile Welt“ 
(2006, Original in Farbe, Digiprints 13 x 
18 cm): Seiten 35, 38, 39, 46, 47, 57; 
„Verletzter Körperraum“ (2000-2006, 
Original in Farbe, 50x 7/O cm, Lamdaprint 
auf Dibond): Seiten 41, 42, 43, 52, 53; 
„dummy“ (2005, Original in Farbe, 24 x 
30 Digiprints): Cover und Seiten 23, 60, 
63. 


*Die Wohnung aus der Serie „privat“ lag 
im polizeilichen Sperrbereich während der 
Aktion des „Schwarzen September“ bei 
der Olympiade 1972 in München. 


Kirsten Kleie lebt und arbeitet in Mün- 
chen 


Petra Gerschner ist Künstlerin und Kura- 
torin, Michael Backmund Journalist und 
Autor - beide leben und arbeiten in Mün- 
chen. 
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HIER GIBT ES FANTOMAS 


Baden-Baden 

e Bahnhofsbuchhandlung 

Berlin 

e Argument Buchladen, Reichenberger Str. 150 
® b_book, Lübbener Str. 11 

e Buchhandlung Turmstraße, Turmstr. 4 

e Der kleine Buchladen, Weydinger Str. 14-16 
e Infoladen Daneben, Liebigstr. 34 

e Kisch & Co., Oranienstr. 25, 10999 Berlin 

e Kopierladen M 99, Manteuffelstr. 99 

° O0 21, Oranienstr. 21 

e Schwarze Risse, Kastanienallee 85 

e Schwarze Risse, Gneisenaustr. 2a 

e pro qm, Alte Schoenhauser Str. 48 

Bielefeld 

e Eulenspiegel, Hagenbruchstr. 7 

Bochum 

e Notstand Büchertisch u. Archiv, Uni Bochum 
Bonn 

e Buchladen 46, Kaiserstr. 46 

e Le Sabot, Breite Str. 76 

Braunschweig 

e Guten Morgen Buchladen, Bültenweg 87 
Bremen 

e Buchladen im Ostertor, Fehrfeld 60 

e Infoladen Bremen, St. Pauli Str. 10-12 
Bruchsal 

e Bahnhofsbuchhandlung 

Darmstadt 

e Buchladen, Lauteschlägerstr. 18 
Donaueschingen 

e Bahnhofsbuchhandlung 

Düsseldorf 

e Buchladen Bibabuze, Aachener Str. 1 

e Büro für ständige Einmischung, Corneliusstr. 108 
Duisburg 

e Buchhandlung Weltbühne, Gneisenaustr. 226 
Essen 

e Heinrich-Heine-Buchhandlung, Viehofer Platz 8 
Erfurt 

e Bahnhofsbuchhandlung 

Flensburg 

e Carl v. Ossietzky-Buchhandlung, Heiligengeistgang 9 
Frankfurt a.M. 

e Buchladen Georgi Dimitroff, Speyerer Str. 23 
e Infoladen Exzess, Leipzigerstr. 91 

®e Karl Marx Buchhandlung, Jordanstr. 11 

e Uni Buch, Jügelstr. 1 

e Land in Sicht, Rotteckstr. 13 

e Ypsilon Buchladen, Berger Str. 18 

e Bahnhofsbuchhandlung 

Freiburg i.Br. 

e Buchladen Jos Fritz, Wilhelmstr. 15 

«e Bahnhofsbuchhandlung 

Giessen 

e Infoladen, Alter Wetzlarer Weg 44 


Göttingen 

e Buchladen Rote Strasse, Nikolaikirchhof 7 

e Bahnhofsbuchhandilung 

Hagen 

®e Buchladen Quadrux, Lange Str. 21 

Hamburg 

e Buchhandlung im Schanzenviertel, Schulterblatt 55 

e Buchladen in der Osterstrasse, Osterstr. 171 

e Buchhandlung Nautilus, Friedensallee 7-9 

e Heinrich-Heine-Buchhandlung, Grindelallee 28 

e Schwarzmarkt, Kl. Schäferkamp 46 

e Tabakladen, Spritzenplatz 

Hanau 

® Buchladen, Am Freiheitsplatz 6 

Hannover 

e Asta Uni Hannover, Welfengarten 1 

e Buchladen Annabee, Gerberstr. 6 

Heidelberg 

e Bahnhofsbuchhandlung 

° Infoladen im Gegendruck, Fischergasse 2 

Herford 

® Provinzbuchladen, Hämelinger Str. 22 

Karlsruhe 

® Bahnhofsbuchhandlung, Bahnhofsplatz 1 

® Der andere Buchladen, Marienstr. 15 

e Infoladen, Schwarzwaldstr. 79 

Kassel 
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ie 

® Buchladen Zapata, Jungfernstieg 27 

Köln 

® Bunt Buchhandlung, Ehrenstr. 86 

® Der andere Buchladen, Weyertal 32 

Konstanz 

® Bahnhofsbuchhandlung 

Lindau 

® Bahnhofsbuchhandlung, Bahnhofsplatz 1 

Lübeck 

® Infoladen Lübeck, Willy-Brandt-Allee 9 

Mannheim 

e Der andere Buchladen, M2, 1 

e Bahnhofsbuchhandlung 

Marburg 

® Buchladen Roter Stern, Am Grün 28 

München 

e Basis Buchhandlung, Adalbertstr. 41b-43 

Münster . 

e Buchladen Rosta, Agidiistr. 12 

e Infoladen Bankrott, Dahlweg 64 

Nürnberg 

e Bahnhofsbuchhandlung 

e Bücherkiste, Schlehengasse 12 

Oberstaufen 

e Bahnhofsbuchhandlung, Bahnhofsplatz 1 

Oldenburg 

e Buchhandlung Carl von Ossietzky, Marktstr. 24 
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e Infoladen Zett, Alte Münze 12 
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e Infoladen Paderborn, Borchenerstr. 12 
Pforzheim 

e Bahnhofsbuchhandlung 

Potsdam 

e Buchladen Sputnik, Charlottenstr. 28 
Ravensburg 

® Kulturladen Karacho, Bachstr. 27 
Recklinghausen 

e Attatroll, Paulusstr. 2 

Saarbrücken 

e Der Buchladen, Försterstr. 14 

Siegen 

e Bücherkiste, Bismarckstr. 3 

Singen 

e Bahnhofsbuchhandlung 

Stuttgart 

e Infoladen Ludwigstraße 110a 

Trier 

e Buchladen Gegenlicht, Glockenstr. 10 
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e Der faire Kaufladen, Marktgasse 13 
Weimar 
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